
306 derBeilagenzu den stenographischenProtokollen des Nationalr ates(VI.G.P.). 

8. 2. 1951. 

, ,Regierungsvorlage. 

Beticht an den Nationalrat, betreffend die 
auf 'der 32. Tagung der Internationalen 
Arbeitskonferenz angenommenen Überein­
kommen Nr. 94, 95 und '98 sowie die 

Empfehlungen Nr. 84, 8.5 und 87. 

A. Vorbemerkungen. 

Die Allgemeine Konferenz der Internationalen 
Arbeitsorganisation, die vom 8. Juni bis 2. Juli 
1949 in Genf zu ihrer 32. Tagung zusammen­
getreten war und auf der österreich durch eine 
vollzählige Delegation vertreten gewesen ist, hat 
allf dieser Tagung unter anderem folgende über­
einko~men und Empfehlungen angeno~men: 

übereinkommen (Nr. 94) über die Arbeits­
klauseln in den von Behörden abgeschlossenen 
Verträgen; 

Empfehlung (Nr: 84), betreffend die Arbeits" 
klauseln inden von Behörden abgeschlossenen 
Verträgen; 

übereinkommen (Nr. 95) über den Lohnschutz; 
Empfehlung (Nr. 85), betreffend den Lohn­

schutz; 
übereinkommen (Nr. 98) über die Anwendung 

der Grundsätze des Vereinigungsrechtes und 
des Rechtes zu Kollektivverhandlungen; 

Empfehlung (Nr. 87) über die Berufsberatung. 
Gemäß den Vorsduiften der Verfassung der 

Internationalen Arbeitsorganisation ist jeder Mit-
gliedstaat verpflichtet, die von der Internationalen 
Arbeitskonferenz angenommenen übereinkommen 
und Empfehlungen den zur Entscheidung befugten 
Stellen des Landes zur Verwirklichung durch die 
Gesetzgebung oder zwecks sonstiger Maßnahmen 
zu unterbreiten und über die Einhaltung dieser 
Verpflichtung dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zu berichten. Findet ein 
übereinkommen die Zustimmung der entschei­
dungsbefugten Stellen nicht, so hat das Mitglied 
keine weiteren Verpflichtungen; in diesem Falle 
muß jedoch der Mitgliedstaat in angemessenen 

Zeiträumen dem Generaldirektor des Internatio­
nalen Arbeitsamtes Bericht erstatten über den 
Stand seiner Gesetzgebung und die Praxis in der 
Frage, die den Gegenstand des übereinkommens 
bildet. Hiebei ist anzugeben, in welchem Umfang 
den einzelnen Bestimmungen des übereinkommens 
Rechnung getragen ist oder Rechnung getragen 
werden soll, und es sind alle Schwierigkeiten dar­
zulegen, die eine Ratifikation des überein­
kommens verhindern oder verzögern. Hinsichtlich 
der Empfehlungen ist eine ähnliche Berichterstat­
tung vorgesehen. 

Ein von der Internationalen Arbeitskonferenz 
angenommenes übereinkommen stellt eInen 
Staatsvertrag dar. Zu seiner Ratifikation ist 
d~her nach Artikel 65 Albsatz 1 des Bundes­
Verfassungsgesetze~ der Herr Bundespräsident 
berufen. Die Ratifikation bedarf zu ihrer Gültig­
keit überdies gemäß Artikel 50 der Bundes­
verfassung der Genehmigung durch den National­
rat, da die übereinkommen in der Regel eine 
elf jährige Bindung vorsehen, die gesetzgebende 
Körperschaft während dieser Zeit daher in ihrer 
gesetzgeberischen Freizügigkeit insofern einge­
schränkt ist, als sie auf dem durch das jeweilige 
übereinkommen . geregelten Gebiet kein Recht 
,setzen kann, das unter den Mlndestschutz des 
übereinkommens geht. 

B. Die übereinkommen. 

Das übereinkommen (Nr.94) über 
die Arbeitsklauseln in ,den von 
Behörden abgeschlossenen Ve~ 
t r ä gen, dessen Wortlaut in der Anlage 1 im 
authentischen englisch-französischen Wortlaut und 
in der amtlichen deutschen übersetzung bei­
geschlossen ist; dient dem Schutz der Arbeit­
nehmer, die mit Arbeiten in Ausführung eines 
von einer Behöl"de geschlossenen Vertrages 
beschäftigt sind. Zur Erreichung dieses Zweckes 
schreibt das übereinkommen vor, daß den bei 
der Ausführung solcher Aufträge beschäftigten 
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Arbeitnehmern Arbeitslöhne, Arbeitszeiten und besteht, daß dies nicht der Fall ist. Dieser For­
sOnstige Arbeitsb~dingungen ge~ährleistet sein derungdes übereinkommens kann für die Zeit 
müssen, die nicht weniger günstig sein dürfen als bis zur Gesetzwerdung der in Aussicht, genom-

,jene, die im gleichen Gebiet für gleichartige Arbeit menen Regelung durch das erwähnte Bundesgesetz 
in dem betreffenden Beruf oder in dem be- ohne Schwierigkeiten im Wege von Verwaltungs­
treffenden Gewerbe auf Grund von Kollektiv- anweisungen Rechnung getragen werden. 
verträgen, Schiedssprüchen oder von Gesetzes Das übe r ein kom m e n (N r. 95) übe r 
wegen gelten. Die einzuhaltenden Grundsätze den Loh n s c hut z, dessen authentischer Text 
werden im übereinkommen näher ausgeführt. nebst einer amtlichen deutschen übersetzung in 

In österreich gilt auf dem in Rede stehenden d~r Anlage 2 zu diesem. Bericht enthalte~ ist, ent­
Rechtsgebiet derzeit die Verordnung des Gesamt-I hält nach. ~estlegung se.mes Geltun.?sbe~;I.ches .und 
ministeriums vom 3. April 1909, RGBl. Nr. 61, der D~finlt~on des Begrl~es der "Lohne Im ~mne 
betreffend die Vergebung staatlicher Lieferungen ~es ü~eremkommens lllsbesondere Vorschriften 
und A~beiten, in der ,durch die bisherigen Ab- u?er die Art und. ~~.n Ort. der ~o~nzahlung, 
änderungen erlangten Fassung. Durch diese Vor_die Lohnzahlungszeitraume, die zulasslgen Lohn­
schriften ist den Forderungen des übereinkommens abzüge, den Lohnpfändungsschutz und die be­
f~st durchwegs Rechnung getragen, lediglich Ar- vorzugte Behandlung de~ Lohnforderungen im 
ukel 5 Abs. 2 des übereinkommens enthält eine Falle der Insolvenz des DIenstgebers. 
Bestimmung, die in der geltenden österreichischen Die in dem übereinkommen enthaltenen For­
Rechtslage ihre Deckung nicht findet. Nach Ar- derungen sind in den geltenden österreichischen 
tikel 5 Abs. 2 des übereinkommens ist durch Ein- Rechtsvorschriften bereits verwirklicht. Zweifel 
behaltung auf die vertraglich geschuldeten Zah- kö~nt:n sich lediglich darüber ergeben, wa.s unter 
lungen oder durch andere geeignete Maßnahmen dem 1m Abs. 11 Unterabs. 1 des überemkom­
dafür vorzusorgen, daß die Arbeitnehmer die meus enthaltenen Begriff der "gerichtlich,en Liqui­
ihnen gebührenden Löhne erhalten. Auf die Ver- dation" zu verstehen ist. Diese Vorschrift verlangt 
ankerung dieses Grundsatzes auch in der österrei- nämlich, daß die Arbeitnehmer im Falle des Kon­
chischen Rechtsordnung wird seitens der Interessen- kurses oder de,r gerichtlichen Liquidation ihres 
vertretungen der Arbeitnehmer größter Wert Arbeitgebers als bevorrechtete Gläubiger gelten. 
gelegt,. aber auch die mit der Vergebung von U~ solche~. allfälligen Zweifeln vo:z~be~gen,. 
öffentlichen Arbeiten und Lieferungen befaßten ~.lfd da~er uber Amegung ~es Bu~d~smllllsterlUms. 
Zentralstellen begrüßen eine' solche Bestimmung fur JustiZ. folgende,. der osterreichischen. Rechts­
zum Schutze der Arbeitnehmer. Die Verwirk- termmologle Rechnung tragende authentische In­
lichung der erwähnten Forderung des überein- terpretation in diesen Bericht aufgenommen: 
kommens soll in der Weise geschehen, daH in den " Wenn das übereinkommen von Konkurs oder 
in Ausarbeitung begriffenen Gesetzentwurf,. der gerichtlicher Liquidation spricht, so ist damit für 
eine Neuregelung der 'Vergebung staatlicher Lie- Osterreich jegliches Insol v.enzverfahren gemeint, 
fe rungen und Arbeiten bringen und an die Stelle also der Konkurs -:- gleichgültig ob er mit der 
der erwähnten Verordnung des Gesamtministe- Verteilung der Konkursmasse oder mit einem 
riums vom 3. April 1909 treten soll, eine ent- ,Zwangsausgleich endet- sowie das Ausgleichs­
sprechende Bestimmung aufgenommen wird. Es verfahren und die Geschäftsaufsicht." 
~ird vorgesehen werden, ,daß jeder Vertrag im pieSe Interpretation kann ohne B!!denken 
Smne des Gesetzes beziehungsweise des überein- gegeben wel1den, da die Formulierung des über­
kommens eine Klausel enthalten muß, durch die einkommens lediglich einen möglichst weiten 
der Auftragnehmer den öffentlichen Auftraggeber Rahmen geben wollte, um so den verschiedenen 
etwa in der Form einer Anweisung im Sinne des Rechtsordnungen möglichst aller Mitgliedstaaten 
Allgemeinen Bürgerlichen Gesetzbuches ermächtigt, der Internationalen Arbeitsorganisation nachzu­
daß dieser für den Fall, als er selbst geg,enüber kommen. ' 
~einen Arbeitnehmern mit den Lohnzahlungen Das übe r ein kom m e n (N r: 98) übe r 
m Verzug geraten ist, aus ,den dem Auftragnehmer die An wen ,d u n g der G run d sät z e des 
für seine Leistungen zustehenden Zahlungen die Ver ein i gun g s r e c h t e S und des R e c h­
Lohnforderungen der Arbeitnehmer befriedigt. In te s zu Kali ek ti v v er ha n d 1 u n gen, des­
Ergänzung zu dieser Regelung wird dem öffent- sen authentischer Text nebst einer amtlichen 
lichen Auftraggeber die Möglichkeit einzuräumen deutschen übersetzung in der beigeschlossenen 
sein, in die lohnzahlungsaufzeichnungen des Auf- Anlage 3 enthalten ist, stellt lediglich eine folge~ 
tragnehmers Einsicht zu nehmen. Bei dieser, Lösung richtige Ergänzung und Durchführung des von 
würde insofern eine Belastung der ~ertragstei1e Osterreich bereits ratifizierten und im Bundes­
möglichst vermieden, als sich der Auftragg~ber gesetzblatt vom 20. Dezember 1950 unter der 
nicht vor jeder Zahlung davon zu überzeugen Nr. 228 verlautbarten übereinkommens (Nr. 87) 
hätte, ob der Auftragnehmer die Lohnforderungen über die Vereinigungsfreiheit und den Schutz des 
seiner Arbeitnehmer befriedigt hat, sondern nur Vereinigungsrechtes dar, das, für Osterreich ,am 
dann, wenn begründeter Anlaß, zur Annahme 18. Oktober 1951 in Kraft treten wird. Das in 
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Re?e.~tehende ü?er:inkommen fordert von dem I Ergä<nzung des im Abschnitt B angeführten.o.ber­
raufizierenden MItghedstaat, daß .er die Arheit- einkommens (Nr. 95) über den Lohnsch~tz där 
nehmer vor jeder gegen die Vereinigungsfreiheit und enthält nähere Ausführungshestimmungen' 
gerichreten unterschiedlichen Behandlung im Zu- über' die. Lohnabzüge, die Lohnzahlungsperieden, 
sammenhang mit ihrer Beschäftigung angemessen die. Bekanntgab'e' der Lohnbedingungen. an die 
sehiitzt und daß erSchuti gegen wechselseitige Dienstnehmer, über Lohnlisten und die Beteili­
Einmischungen der' Arbeitgeber- und der Arbeit- gung. der Dienstnehmer an der Verwaltung der 

nehmerorganisationen oder ihrer· Vertreter und, von Betrieben' geführten Läden zur: Versorgung 
Mitglieder gewährt· sowie erforderlichenfalls der Arbeitnehmer und. ähnlicher Einrichtungen. 
Maßnahmen zur Entwicklung und Anwendüng 
von ·Verfahrenzum Abschluß von Kollektivver-
trägen . trifft~ . 

Einer Ratifikation des vorliegenden üJ)erein-­
kommen.s stehen. weder Hin'dernisse rechtlicher 
Natur im Wege noch wird hiedurch eine österrei­
chische Durchführungsgesetzgebung erforderlich. 

Angesichts der vorstehend dargestellten Rechts­
lage in Österreich auf den durch die genannten 
übereinkommen geregelten Gebieten hat die Bun­
desregierung in der Sitzung des Ministerrates vom 
6. Februar 1951 den Beschluß gefaßt, dem Herrn 
Bundespräsidenten die vorbehaltlose Ratifikation 
des übereinkommens (Nr. 94) über die Arbeits­
klauseln in den von Behörden abgeschlossenen 
Verträgen, des übereinkommens I(Nr. 95) über 
den Lohnschutz und des übereinkommens (Nr. 98) 
über die Anwendung der Grundsätze des Ver­
einigungsrechtes und des Rechtes zu Kollektiv­
verhandlungen vorzuschlagen und hiezu gemäß 
Artikel 50 des Bundes-Verfassungsgesetzes die 
Genehmigung des Nationalrates einzuholen. 

C •. Die Empfehlungen. 

Die Ern p feh 1 u n g (Nr. 84), be t r e f f end 
die A r bei t s k lau seI n i n den von B e­
hör den ab g es chI 0 s.s e n e n Ver t r ä gen, 
deren authentischer englisch-französischer W ort­
laut samt einer amtlichen deutschen übersetzung 
diesem Bericht als Anlage4 angeschlos,sen ist, stellt 
eine Ergänzung zu dem im Abschnitt B angeführ­
ten übereinkommen Nr. 94, über den gleichen 
Gegenstand dar und enthält Bestimmungen, wo­
nach die Arbeitsklauseln, die beim Betriebe von 
Unternehmungen, die der Allgemeinheit dienen, 
Anwendung finden, denen in öffentlichen Ver­
trägen gleichen sollten, sofern die privaten Arbeit­
geber Zuschüsse oder Bewilligungen erhalten. 
Darüber hinaus enthält die Empfehlung nähere 
Durchführungsbestimmungen über die Arpeits­
klauseln in den öffentlichen' Verträgen hin­
sichtlich der Festsetzung der Arbeitszeit und der 
Lohnsätze. 

Zur Frage der Annahme dieser Empfehlung 
waren weder von den beteiligten Bundesministerien 
noch von Seiten der Arbeitgeber- und der Arbeit­
nehmerorganisationen Einwendungen erhoben 
worden. 

Die E m p feh lu n g (Nr. 85), b e t reff end 
den Loh n s c hut z, liegt diesem Bericht als 
Anlage 5 im authentischen Text samt einer amt­
lichen deutschen übersetzung bei. Sie steHt eine 

Zur Frage der Annahme der Empfehlung durdr 
Österreich waren lediglich von Arbeitgeberseite 
gewisse Bedenken gegen. die Bestimmungen. des, 
Abs. '" . vorgebracht wor.den. Dieser Absatz·be.­
stimmt, daß Arbeitnehmern, die im Stunden-, 
Tages- oder Wochenlohn stehen, der Lohn min­
destens zweimal monatlich in Abständen . von 
höchstens 16 Tagen ausgezahlt werden soll. Die 
Arbeitgeberseite glaubte, hierin einen W~derspruch 
zur herrschenden Praxis zu erblicken, wonach die 
Löhne wöchentlich oder 14tägig bei nur ein­
monatlicher Lohnabrechnung ausgezahlt werden. 
Diese Bedenken sind jedoch von der Bundes­
regierung nicht geteilt worden, da der besagte Ab­
schnitt .der Empfehlung von der Lohnabrechnung 
überhaupt nicht spricht, also zweifellos der herr­
schenden übung in Österreich nicht entgegensteht. 
Weiters hatte' die Bundeswirtschaftskammer 
gewisse Bedenken gegen Abs. 9 der Empfehlung 
vorgebracht, in dem es heißt, daß dort, wo ein 
Betrieb Läden oder ähnliche Einrichtungen zur 
Versorgung seiner Arbeitnehmer unterhält, die 
Vertreter der beteiligten Arbeitnehmer und ins: 
besondere die Mitglieder der Betriebsausschüsse 
an der Verwaltung dieser Einrichtungen teil­
nehmen sollten. Die Bundeskammer meint, daß 
diese Bestimmung über die Vorschrift des § 14 
Abs. 1 Z. 11 des österreichischen Betriebsräte­
gesetzes hinausgeht, wonach eine Beteiligung des 
Betriebsrates an Wohlfahrtseinrichtungen des 
Betriebes vorgesehen ist. Demgegenüber ist die 
Bundesregierung der Meinung, daß der Beteiligung 
der Arbeitnehmer an der Verwaltung der in der 
Empfehlung genannten Einrichtungen eines Be­
triebes keine Bedenken entgegenstehen, da diese 
wohl überwiegend als Einrichtungen zum Wohle 
der Arbeitnehmer anzusehen sind und weil im 
übrigen alle Empfehlungen der Internationalen 
Arbeitskonferenz dem Mitgliedstaat der Organi­
sation, der sie annimmt, keine zwingende Ver­
pflichtung auferlegen, sondern nur verlangen, daß 
das Mitglied nach Kräften ihre Erfüllung anstrebt. 

Die Ern p feh 1 u n g {Nr. 87), be't r e f f end 
die B e ruf s b e rat u n g, deren authentischer 
Text samt einer amtlichen deutschen übersetzung 
diesem Bericht als Anlage 6 beiliegt, empfiehl.t eine 
Reihe von Maßnahmen auf dem Gebiete der 
Berufsberatung der Jugendlichen einschließlich der 
Schüler sowie der Erwachsenen. Zur Erreichung 
ihres Zieles legt die Empfehlung Grundsätze über 
das Verfahren der Berufsberatung, der Verwal-
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tungsorganisation, der Ausbildung des Personals 
sowie der Forschung und der Werbung fest. Die 
Empfehlung legt erstmals wichtige Grundsätze 
auf einem auch in Osterreich noch im Auf- und 
Ausbau begriffenen Gebiete international fest. 

Einer Annahme der Empfehlung durch Oster­
reich st,ehen keinerlei rechtliche Hindernisse im 
Wege. Es haben sich auch alle beteiligten Stellen 
für . die Annahme' dieser Empfehlung aus­
gesprochen. 

Die Bundesregierung hat daher in der Sitzung 
des Ministerrates vom 6. Februar 1951 den Be­
schluß gefaßt, die angeführten Empfehlungen 

Nr. 84, 85 und 87 im Namen österreichs anzu­
nehmen~ 

-----" '" 

,Die Bundesregierung stellt nunmehr den An-
trag:. ' .' 

>J>Der Nationalrat wolle den vorstehenden 
Bericht zur Kenntnis nehmen und dem, überein­
kommen (Nr. 94) über die Arbeitsklauseln in dep. 
von Behörden abges<;hlossenen Verträgen,dem 
übereinkommen (Nr. 95) über den Lohnschutz 
und dem übereinkommen (Nr. 98) über die An­
wendung der Grundsätze des Vereinigungsrechtes 
und des Rechtes zu Kollektivverhandlungen die 
verfassungsmäßige. Genehmigung erteilen." 
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Anlage 1 . 

übereinkQmmen (Nr. 94) über die Arbeitsklauseln in den von Behörden 
abgeschlossenen Verträgen. 

Convention Concerning La- I 

bour Clauses in Public 
Contracts. 

Convention concernant les 
clauses de travail dans 
les contrats passes par 
une autorite publique. 

The General Conference of La Conference generale de 
. the Ititernational Labour ür-11'organisation internationale du 

ganisation, .' Travail, . 
Having been convened at Convoquee a Geneve par le 

Geneva . by the Governing Conseil d'administration 
Body of the International du' Bureau international 
Labour Office, and having du Travail, et s'y etant 
met'· in its Thirty-second reunie le 8 juin 1949, en 
Session on 8 June 1949, and sa trente-deuxieme session, 

Having decided upon the 
adoption of certain pro­
pos als concerning labour I 
clauses in public contracts, 
which is the sixth item on 
the agenda of the session, 
and 

Having determined that these 
proposals sha11 take the 
form .of an international 
Convention, . 

Apres avoir decide d'adopter 
diverses propositions rela­
tives aux clauses de travail 
dans les contrats passes 
par une autorite publique, 
question qui constitue le 
sixieme point a l'ordre du 
jour de la session, 

Apres avoir decide que ces 
proposltlons prendraient 
la forme d'une convention 
internationale, 

adopts this twenty-ninth day I adopte, ce vingt-neuvieme jour 
of June of the year one thou- de juin mil neuf cent quarante­
sand nine hundredand forty- neuf, la conventionci-apres, 
nine the follow:ing Convention, qui sera denommee Convention 
which may be cited as the La-I sur les clauses,de travail (con­
bour Clauses (Public Contracts) tr·ats pub lies), 1949: 
Convention, 1949: 

Article 1 \ Article 1 

1. This Convention applies to I' 1. La presente conventlbn 
contracts which fulfil the fol- s'applique aux contrats qui 
lowing conditions: remplissent les conditions sui-

(a) that one at Iea~~ ofthe 
parties to the contraet is 
a public authority; 

(b) that the execution of the 
contract involves-

vantes: 
a) l\me au moins des parties 

au contrat est une auto­
rite publique,i 

b) l'exeeution du contrat 
entraine: 

übereinkommen (Nr. 94) über 
die Arbeitsklauseln in den 
von Behörden abgeschlossenen 
Verträgen. 

Die Allgemeine Konferenz 
der Internationalen Arbeits­
organisation, 

die vom Verwaltungsrate 
des Internationalen Ar-" 
beitsamtes nach Genf ein­
berufen wurde und am 
8. Juni 1949 zu ihrer 
zweiunddreißigsten Tagung 
zusammengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
. Anträge anzunehmen, be­

treffend die Arbeitsklau­
seln in den von Behörden 
abgeschlossenen Verträgen, 
eine Frage, die den sechsten 
Gegenstand ihrer Tages­
ordnung bildet, 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
eines internationalen über­
einkommens erhalten 501-

.len. 
Die Konferenz nimmt heute, 

am 29. Juni 194'9, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über Arbeits­
klauseln (öffentliche Verträge), 
1949, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Dieses übereinkommen 
findet auf Verträge Anwendung, 
die folgenden Bedingungen 
entsprechen: 

a) Mindestens eine der Ver~ 
tragsparteien muß eme 

. Behörde s.ein; 
b) die Ausführung des Ver-

trages muß 10 sich 
schließen 
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'(i) the expenditure Df 
funds by a public 
authDritYj and 

(ii) the emplDyment Df 
wDrkers' by fthe 
Dther party to the 
cDntractj 

(c) that the cDntract is a CDn~ 
tract fDr-

(d) 

(i) the cDnstructiDn, 
alteratiDn, repair Dr 
demDlitiDn Df public 
wDnks; 

(ii) the manufacture, 
assembly, handling 
or shipment Df ma~ 
terials,su ppliesor 
equipmentj Dr 

(iii) the perfDrmance Dr 
su'pply 'of servicesj 
and 

thatthe cO'ntract is,awar~ 
ded 'by 'a centr,al authD­
rity Df a Member Df the 
InternatiDrial LabDur Or­
ganisatiDn fDr, whiCh the 
ConventiDn is in fDrce. 

2. The competent authDrity 
sha11 determine the extent tD 
whidl andthe manner in whiCh 
the CDnventiO'n shä11 be 'applied 
'tocDntractsawarded by 
authO'rities otherthan ,central 
authO'rities. 

3. This Convention appli~s 
to wDr'k carried out, by sub~ 
cDntractors or assignees of cDn:' 
tractSj 'appropriate, measunes 
'shallbe taken by the compe­
tent authDrity to ensure suCh 
application. 

4.' 'CDntracts invDlving the 
expenditure O'f pubiicfunds O'f 
,an amDunt nO'texceeding a 
limit fixed by the CDmpetent 
authO'rity aftercDnsultation 
wiih ,the O'rg,anisations of 
em:plDyers and wDrkers con~ 
cerned, where suChexist, may 

-------------------------------------------------------------

i) 'la' depense de fonds 
par une ,autorite 
publique, 

ii) l'~mplDi de travail­
Ieurs parl'autre 
partie au contrat; 

c) le cDntrat est passe en vue 
de: 

iJ la constructiO'n, I~ 
tr:m,sformation,la 
reparation O'u la 
demolitiO'nde tra­
v,aux publics, 

ii) la 'fabricatiO'n, l'as­
seniblage, la manu-. 
·tentiO'nOll le trans­
,port 'de ma,teriaux, 
fO'urnitures O'u 
Dutillage, 

iii) l'executiO'nO'u la 
fDurnituTe de ser­
ViCeSj 

d) le cO'ntrat est passe par 
une autorite .centrale d'un 
Membrede I'OrganisatiO'n 
internationale du Travail 
pour Iequel la convention 
est en vigueur. 

2. L'zutorite ,c0IDperente de­
terminerada'ns :quelle,mesure 
ei dans~quelles conditiDns la 
conv,ention s',appliquera aux 
cDntrats ,passes ',par .les ,auto­
rites autres .que les .aütDrites 
centrales. 

3. La presente convention 
s'appliqueaux travaux 'executes 
par des 'sous-cont,ractants DU 
par des cessionnaires ' decon­
trats; des mesures 'apprDpriees 
serDnt prises par l'autorite 
cDmpetente pDur assurer l'ap­
plicatiDn de la conventiDn aux­
dits travaux. 

4. Les cDntrats entr~~riant 
une gepensede fonds publics 
cl'uu moritant qui ne depassera 
pas une·timrte dererminee par 
l'autDrite competente' apn':s 
cO'nsuitati0udes .otgart,isatiDns 
d'employeurs et de trav.ailleurs 
interessees, U OU de teIles or-

i) die 
vDn 

Aufwendung 
Geldmitteln 

durch eine Behörde, 

ii) die Besdläftigung 
von Arbeitnehmern 
durCh aie andere 
Vertragspartei; 

c) der Vertrag muß zum In­
halte haben 

i) die Ausführung' öf­
fentliCher Bau-, Um­
bau-, Ausbesserungs­
ader " ~bbr.tn:har­
beiten, 

ii) die HersteHung,Ver­
elmgung, Behand­
lungoder Beförde­
rung~on A-rheits­
stoffen,Zub.ehör 
oder Ausriis.tungs­
gegenständen oder 

iii) die .Leistung Dder 
Bereitstel1ung' VDn 

'Diensten; , 

d) der Vertrag muß von 
einer Zentralbehörde ~ines 
Mitgliedes' der Internatio­
na'len Arbeitsorganisa­
tion abgesdilossen sein, 
für das dieses üherein­
kommen in Kraft ist. 

2. Die zuständige lß'ehörde 
bestimmt, inwieweit und unter 
welChen :Bedingungen das Ober­
,ernkommen "auf Ve:r-trä:ge An­
wendung findet, die \1'on an­
deren, als den Zcntr;alhe-hörden 
abgeschlDssen werden. ' ' 

3. Dieses 'Übereinkommen, 
findet Anwendu.ng. ilufArbei­
ü:n, die 'vonZwischenunter,neh­
·mern oder von Personen 'a,us­
geführt werden, 'auf ,die der 
Vertrag übertragen wird; .-dre 
zuständige Behörde ,trifft ge­
eignete 'Maßnahmen, um die 
Anwendung des übereinkom­
mens in di-esen. Fällen :zu !ge­
währleisten. 

4. VDn der,' Anweridung 
diese.s übereinkommens können 
Verträge ausgenDmmen -wer­
den, wenn die zu ihrer Aus-

,führung erforderliChen :öffent­
li~hen Mittel 'einen Betl'a:g nicht 
übersteigen, den cliezuständige 
Behörde naCh Anhörung der 
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be exempted fromthe appli­
eation of this Convention. 

5. The eompetent authority 
may, after consultation with 
the organisations of employers 
and workers concerned, where 
such ex ist, exclude from the 
application' of this Convention 
persons oeeupying positions of 
management or of a technieal, 
professional or seieritific charae­
ter, whose conditions of em­
ployment are not regulated by 
national laws or reg'ulations, 
colleetive agreement or arbi­
tration award and who do not 
ordinarily perform manual 
work. 

Article 2 

1. Contraets to which this 
Convention ,applies shall incl~de 
clauses ensuring to the workers 
eoneerned wages (including . 
allowanees), hours of work and 
other eonditions of labour 
wh ich are not less favourable 
than those established for work 
of the same eharacter in the 
trade or industry eoncerned in 
the district where the work is 
earried on-

(a) by colleetive agreement 
or other reeognised ma­
chinery of negOtiatlOn 
between organisations of 
employersand workers 
representative respeet­
ively of substantial pro­
portions of the employers 
and workers in the trade 
or indu.stry concerned; or 

(b) by arbitration award; or 

(c) by national laws or regu­
lations. 

2. Where the conditions of 
labour referred to in the pre­
ceding paragraph are not regu­
lated in a manner referred to 
therein in the district where 
the work is earried on, the 

. ganisations existent, pourront 
hre exemptes de l'applie-ation 
de la presente eonvention. 

5. L'autorite competente 
pourra, apres eonsuld.tion des 
organisations d'employeurs et 
de tra vailleurs interessees, 1;\ 
ou de . teIles organisations exis­
tent, exclure du champ d'ap­
plication de la presente eon­
vention les personnes qui oe­
eupent des postes de direction 
ou de caraetere technique ou 
seientifique, dont les conditions 
d'emploi ne sont pas regle­
mentees par la legislation natio­
nale, une convention collective 
ou une sentenee arbitrale, et· 
qui n'effeetuent pas normale-­
ment . un trav-ail manuel. 

Article 2 

1. Les contrats auxquels la 
presente convention s'applique 
contiendront des clauses garan­
tissant aux travailleurs interes­
ses des salaires (y compris les 
allocations), une duree du tra­
vail et d'autres conditions de 
travail qui ne soient pas moins 
favorables que les conditions 
etablies pour un travail de 
m~me nature dans la profession 
ou l'industrie interessee de la' 
m~me region: 

,a) soit par voie de eonven­
tion eoliective ou par une 
autre procedure agreee 
de negoeiations entre des 
organisations d'employ­
eurs et de travailleurs 
'representant une propor­
tion substantielle des em­
pl~yeurs et des travail­
leurs de la profession ou 
de l'industrie interessee; 

b) soit par voie de sentence 
arbitrale; 

7 

beteiligten Verbände der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer, 
sofern solche Verbände bestehen, 
festgesetzt hat. . 

5. Die zuständige Behörde 
kann nach Anhörung der be­
teiligten Verbände 'der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer, 
sofern solche Verbände' be­
stehen, vom Anwendungsbe­
reidle dieses übereinkommens 
Personen in' leitenden Stellun­
gen und in Stellungen tech­
nischer oder wissenschaftlicher 
Art ausnehmen, deren Arbeits­
bedingungen nicht durch die Ge-
setzgebung, durch Gesamt-
arbeitsvertrag oder durch 
Schiedsspruch festgesetzt sind 
und die in der Regel keine kör­
perliche Arbeit verrichten. 

Artikel 2 

1. Die Verträge, auf welche 
di.eses übereinkommen Anwen­
dung findet, müssen Klauseln 
enthalten, die den beteiligten 
Arbeitnehmern Löhne (ein­
schließlich Zulagen), eine Ar­
beitszeit und sonstige Arbeits­
bedingungen gewährleisten, die 
nicht weniger günstig sind als 
die Bedingungen, die im glei­
chen Gebiete für gleidurtige 
Arbeit in dem betreffenden Be­
ruf oder in der betreffenden In­
dustrie gelten auf Grund 

a) eines Gesamtarbeitsver-
trages oder der Ergebnisse 
eines anderen anerkannten 
Verhandlungsverfahrens . 
von Verbänden der Ar­
beitgeber und der Arbeit­
nehmer, denen ein we­
sentlicher Teil der Arbeit­
geber und der Arbeitneh­
mer des betreffenden Be­
rufes oder der betreffen­
den Industrie angehört, 
oder 

b) emes Schiedsspruches oder 

c) soit par voie de Iegislation c) der Gesetzgebung. 
nationale. 

2. Lorsque les conditions de 2. Sind die im vorigen Ab-
travail mentionnees au para- satze bezeichneten Arbeitsbe­
graphe precedent ne sont pas dingungen in dem Gebiet, in 
reglementees suiv-ant l'une des I dem die Arbeit ausgeführt 
-manieres indiquees ci-dessus I wird, nicht in einer der vor­
dans la region ou le travail est : stehend angegebenen· Arten 

3 
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8 

cIauses to be incIuded in con­
tracts shall ensure to the wor­
kers concerned wages (includ­
ing allowances), hours of work 
and other conditions of labour 
which are not less favourable 
than-

(a) those established by col­
lectiveagreement or other 
recognised machinery of 
negotiation, by arbitrQ­
tion, or by national laws 
or regulations, for work 
of the same character in 
the trade or industry 
concerned in the nearest 
appropri,ate district; or 

.~) 

(b) the general level observ­
ed in the trade or in­
dustry in which the con­
tractor is engaged by 
employers whose general 
circumstances are similar. 

3. The terms of the clauses 
to be included in contracts and 
any variations thereof shall be 
determined by the competent 
authority, in the manner con­
sidered most appropriate to the 

_ national conditions, after con­
sultation with the organisations 
of employers and workers con­
cerned, where' such exist. 

4. Appropriate measures shall 
be taken' by the competent 
authority, by advertising speci­
fications or otherwise, to ensure 
that persons tendering for con­
tracts are aware of the terms 
of the clauses. 

Article 3 

Where appropriate provi­
sions relating to the health, 
safety and welfare of workers 
engaged in the execution of 
contracts are not already appli­
'cQble in virtue of national laws 

effectue, les clauses qui devront 
hre inserees dans les contrats 
garantiront aux travailleurs 
interesses des s·alaires (y com­
pris les allocations), une duree 
du travail et d'autres conditions 
de travail qui ne soient pas 
moins favorables que: 

a) soit les conditions eta­
blies par voie de conven­
tion collective 'ou par une 
autre procedure agreee de 
negociations, par voie de 
sentence arbitrale ou par 
voie de legislation natio~ 
haIe, pour un travail de 
m~me nature dans la pro­
fession ou l'industrie in­
teressees de la plus proche 
region analogue; 

b) soit le niveau general ob­
serve par les employeurs 
appartenant a la m~me 
profession ou a la m~me 
industrie que la partie 
avec laqu.elle le contrat 
est passe et se trouvant 
dans des circonstances 
analogues. 

3. Les termes des cIauses a 
inserer dans les contrats et 
toutes modific·ations de ces 
termes sero nt determines par 
l'autorite competente de la 
maniere consideree comme la 
mieux adaptee aux conditions 
nationales, apres consultation 
des organis·ations d'employeurs 
et de travailIeurs interesse es, 
la ou de te lIes organisations 
existent. 

4. Des mesures appropriees 
teIles' que la publication d'un 

. avis re1atif aux cahiers des 
charges ou toute ,autre mesure 
seront prises par l'autorite 
competente pour perme,ttre aux 
soumissionaires d'avoir con­
naissancc; des termes des clauses. 

Article 3 

Lorsque des dispositions ap­
propriees relatives a la sante, a 
I·a securiteetau bien-~tre des 
travailleurs occupes a l'execu­
tion de contrats ne sont pas 
deja applicables en. vertu de la 

geregelt, so müssen die in die 
Verträge aufzunehmenden Klau­
seln den beteiligten Arbeitneh­
mern Löhne (einschließlich Zu­
lagen), eine Arbeitszeit und 
sonstige Arbeitsbedingungen ge­
währleisten, die nicht weniger 
günstig sind als ' 

a) die Bedingungen, die auf 
Grund eines Gesamt­
arbeitsvertrages, der Er­
gebnisse eines anderen 
anerkannten Verh,and­
lungsverfahrens, eines 
Schiedsspruches oder der 
Gesetzgebung im nächst-
gelegenen Gebiet mit 
ähnlichen Verhältnissen 
für gleichartige Arbeit in 
dem betreffenden Beruf 
oder in der betreffenden 
Industrie gelten oder 

b) die allgemein üblichen Be­
dingungen, die von den 
Arbeitgebern anerkannt 
werden, welche dem glei­
chen Beruf oder der glei­
chen Industrie wie die 
Vertragspartei angehören 
und sich in ähnlichen Ver-

. hältnissen befinden. 

3. Die Bestimmungen der in 
die Verträge aufzunehmenden 
Klauseln und alle Abänderungen 
dieser Bestimmungen sind von 
der zuständigen Behörde nach 
Anhörung der beteiligten Ver­
bände der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, sofern solche 
Verbände bestehen, in der nach 
ihrem Ermessen den Voraus­
setzungen in den einzelnen Staa­
ten am besten entsprechenden 
Weise festzusetzen. 

4. Die zuständige Behörde hat 
durch Veröffentlichung der Ver­
gebungsbedingungen oder durch 
andere geeignete Maßnahmen 
den Bewerbern zu ermöglichen, 
Kenntnis von dem Inhalte der 
Klauseln zu nehmen. 

Artikel 3 

Falls geeignete Bestimmungen 
über den Schutz der Gesund­
heit, die Sicherheit und die 
Wohlfahrt der bei der Ausfüh­
rung der Verträge beschäftigten 
Arbeitnehmer nicht schon auf 
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or regulations, collective agree­
ment orarbitration award, the 
competent authority shall take 
adequate me,asures to ensure 
fair and reasonable conditions 
of health, safety and' welfare 
for the workers concerned. 

Article 4 

The laws, regulations or other 
instrument giving effect to the 
provisions of this Convention-

(a) shall-

(i) be brought to the 
notice of a11 persons 
concerned; 

(ii) define 'the persons 
responsible for 
compliancc there-
with; and 

(iii} require the posting 
of notices in cons­
picuous places at the 
establishments and 
workplaces 'concer­
ned with a view to 

informing the wor­
kers of their condi­
tions of work; and 

b) shall, exept where other 
arrangements are operat­
ing tO ensure effective 
enforcement, provide for 
the maintenance of-

(i) adequate records of 
the time worked by, 
and the wages paid 
to, theworkers 
concerned; and 

(ii) a system of inspec­
tion adequate to 

ensure effective en­
forcement. 

Article 5 

1. Adequate sanctions shall 
be applied, by the withholding 
of contracts or otherwise, for 

legislation nationale, d'une con-I Grund von Gesetzgebung, Ge­
vention collective ou d'une samtarbeitsvertrag oder Schieds­
senteilce arbitrale, l'autorite spruch anwendbar sind, hat die 
competente doit prendre des zuständige Behörde geeignete 
mesures adequates pouz: assurer Maßnahmen zu treffen, um den 
aux travailleurs interessees des beteiligten Arbeitnehmern ge­
conditions de sante, de securite rechte und angemessene Bedin­
et de bien-hre justes et raison- gungen auf dem, Gebiete des 
nables. Gesundheitsschutzes, der Sicher'-

Article 4 

Les lois, reglements ou autres 
instruments' donnant effet aux 
dispositions de la presente con­
vention: 

a), doivent: 
i) ~tre portes a la con­

naissance de tous 
interesses, 

ii) preciser les person­
nes chargees d'en 
assurer l'execution, 

iii) exiger que des af­
fiches soient appo­
sees d'une maniere 
apparente dans les 
etablissements ou 
autres lieux detra­
vail, en vued'in­
former les travail­
leurs de leurs con­
ditions de travail; 

b)doivent, sauf lorsque 
d'autres mesures sont en 
vigueur qui garantissent 
une application effective 
des dispositions conside­
rees, prevoir: 
, i) la tenue d'etats ade­

quats indiquant, la 
duree du travail 
effectue et les' sa­
laires verses aux 
travailleurs interes-, 
ses, 

ii) un regime d'inspec­
tion propre a en 
assurer l'application 
effective. 

Article 5 

1. Des sanctions adequates, 
par voie d'un refus de contrac­
ter ou par touteautre voie, 

heit und der Wohlfahrt zu ge­
währleisten. 

Artikel 4 

Die Gesetze, Verordnungen 
und sonstigen Bestimmungen 
zur Durchführung dieses über­
einkommens 

a) müssen 

i) allen Beteiligten ,zur 
Kenntnis gebracht 
werden, 

I 

ii} die mit der Durch-

iii) 

führung betrauten 
Personen bezeichnen, 

vorschreiben, daß 
die .Arbeitnehmer 
durch gut sichtbare 
Anschläge in· den 
Betrieben oder an 
den anderen Arbeits­
stellen über ihre Ar­
beitsbedingungen zu 
unterrichten sind, 

b) müssen, falls die Durch­
führung nicht durch an­
dere wirksame Maßnah­
men sichergestellt ist, vor­
schreiben 

i) die Führung zweck­
entsprechender Auf­
zeichnungen über die 
von den beteiligten 
Arbeitnehmern ge­
leistete Arbeitszeit 
und die ihnen aus­
bezahlten Löhne, 

ii) eine zur Gewähr­
leistung der wirk­
samen Durchführung 
ausreichende Auf­
sicht. 

Artikel 5 

1. Die Verletzung der Ein­
haltung und Anwendung der in 
die öffentlichen Verträge auf-

306 der Beilagen VI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 9 von 59

www.parlament.gv.at



10 

failure to observe and apply 
the provisions' of labour clau­
ses in public contracts. 

2. Appropriate measures sha11 
be taken, by the withholding 
of payments under the contract 
or otherwise, for the purpose 
of enabling the' workers con­
cerned to obtain the wages tO 
wh ich they are entitled. 

Article 6 

There sha11 be included in the 
annual reports to besubmitted 
under Article 22 of the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation fu11 infor­
mation concerning the measures 
by which effect is given to the 
provisions of this Convention. 

Article 7 

1. In the case of a Member 
the territory of which includes 
large areas where, by reason 
of the sparseness of the popula­
tion or the stage of develop­
ment of the area, the com­
petent authority considers it 
impracticable to enforce the 
provisions of this Convention,' 
the authority may, after con­
sultation with the organisations 
of employers and workers 
concerned, where such ex ist, 
exempt süchareas from the 
application of this Convention 
either gene rally or with such 
exceptions in respect of parti­
cülar undertakings' or occupa­
tions as it thinks fit. 

2. Each Member shall indicate 
ill its first annual report upon 
the application of this Conven­
tion sub mit ted under Article 22 
oE the Constitution of the Inter­
natiorial Labour Organisation 
any areas in respect of which 
it proposes to have recourse to 
the provisions of the present 
Article and sha11 give the 
reasons for which it pro pos es 
to have I;ecourse thereto; no 
Member shall, after the date 
oE its first annualreport, have 

seront appliquees en cas d'in­
fraction a l'observation et a 
l'application des dispositions 
des clauses de travail inserees 
dans les. contrats publics. 

2. Des mesures appropriees 
sero nt prises, soit par des rete­
nues sur les paiements dus aux 
termes du contrat, soit de toute 
autre maniere, en vue de per­
mett re aux travailleurs interes­
sesd'obtenir les salaires aux­
quels ils ont droh. 

Article 6 

Les rapports annuels qui doi­
vent hre presentes aux termes 
de l'article 22 de la Constitu­
tion de l'Organisation inter­
nationale du Travail contien­
dront des renseignements com­
plets sur les mesures donnant 
effet aux dispositions de la 

. presente convention. 

Article 7 

1. Lorsque le territoire d'un 
Membre· comprend de vastes 
regions ou, en raison du carac­
tere clairseme de la population 
ou de l'etat de leur developpe­
ment, l'autorite competente 
estime impraticable d'appliquer 
les dispositions de la presente 
convention, elle peut, apres 
consultation des organisations 
d'employeurs et de travailleurs 
interessees, laou de re11es orga­
nisations existent, exempter 
lesdites regions de l'application 
de la convention, soit d'une 
maniere generale, soit ·ayec les 
exceptions qu'e11e juge appro­
p'riees a l',egard de certaines 
entreprises ou de certains tra­
vaux. 

2. Tout Membre doit in­
diquer, dans son premier rap­
port ann~el a soumettre sur 
l'applicationde la presente con­
vention en vertu de l'article 22 
de la Constitution de l'O~gani­
sation internationale du Tra­
vail, toute region pour laquelle 
il' se propose d'avoir recours 
aux dispositions du present 
article, et doit donner les 
raisons pour lesquelles il ,se 
propose d'avoir recours aces 
dispositions. Par la suite, aucun 

genommenen Arbeitsklauseln ist 
durch Ausschluß von d.er Auf­
tragsvergebung oder auf andere 
Weise angemessen zu bestrafen. 

2. Durch Einbehaltungen auf 
die vertraglich . gesmuldeten 
Zahlungen oder durch andere 
geeignete Maßnahmen ist dafür 
zu sorgen, daß die beteiligten 
Arbeitnehmer die ihnen zuste­
henden Löhne erhalten. 

Artikel 6 

Die Jahresberichte 'nach Ar­
tikel 22 der Verfassung der In­
ternationalen Arbeitsorganisa­
tion müssen vollständige An­
gaben über die zur Durchfüh­
rung dieses übereinkommens 
getroffenen Maßnahmen ent­
halten. 

Artikel 7 

1. Umfaßt das Gebiet eines 
Mitgliedes ausgedehnte Landes­
teile, in denen die zuständige 
Behörde die Bestimmungen die­
ses übereinkommens wegen der 
Spärlichkeit der Bevölkerung 
oder des' Grades ihrer Entwick­
lung für undurchführbar hält, 
so kann sie diese Landesteile 
nam Anhörung der beteiligten 
Verbände der Arbeitgeber und 
der Arbeitnehmer, sofern solche 
Verbände bestehen, von der 
Durchführung des übereinkom­
mens entweder allgemein oder 
mit den ihr angemessen er­
scheinenden Ausnahmen in be­
zug auf bestimmte Betriebe oder 
Arbeiten befreien. 

2. Jedes Mitglied hat in sei­
nem ersten Jahresberichte, den 
es auf Grund von Artikel 22 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über 
die Durchführung dieses über­
einkommens vorzulegen hat, 
alle Landesteile, für die es von 
diesem Artikel Gebrauch zu 
machen beabsichtigt, unter An­
gabe der Gründe hiefür .zu be­
. zeichnen. In der Folge darf kein 
Mitglied von diesem Artikel für 
andere als die in dieser Weise 

306 der Beilagen VI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)10 von 59

www.parlament.gv.at



recourse to ~he prOVISIons of 
the present Article except in 
respect of areas so indicated. 

3. Each Member having re­
course to the provisions of this 
Article shalI, at intervals not 
exceeding three years, reconsider ' 
in consultation with the organi­
sations of employers and wor­
kers concerned, where such 
exist, the practicability of 
extending the application of 
the Convention to areas exemp­
ted in virtue of paragraph L 

4. Each Member having re­
cours.e to the provisions of this 
Article shall indicate in sub­
sequent annUal reports anl' 
areas in respect of whichit 
renounces the right to have re­
course to the provisions of this 
Article and any progress which 
may have been made with a 
view to the progressive appli­
cation of the Convention in 
such areas. 

Article 8 

The operation of the· pro~ 
visions of this Convention may 
be temporarily suspended by 
the competent authority, after 
consultation with the organi­
sations of employers andwor­
kers concerned, where such 
exist, in cases of force majeur(! 
or in the event of emergency 

. endarigering the national wel­
fare or safety. 

Article 9 

1. This Convention does not 
apply to contracts entered into 
before" the coming ihto force 
of the Convention for 'the 
Member concerned. 

2. The denunciation of .this 
Convention shall not affect the 
application thereof in respect 
of contracts .entered into while 
the Convention was in force. 

Membre· ne ·pourra recourir 
aux dispositions du present 
articIe, sauf en ce' qui concerne 
les regions qu'il aura ainsi in­
diquees. 

3. Tout Membre recourant 
aux dispositions du prescnt 
article doit reconsiderer, ades 
intervalles rl'excedant pas trois 
annees et en consultation avec 
les org·anisations d'employeurs 
et de travailleurs interessees, 
1:1 ou de teHes organisations 
existent, la possibilite d'etendre 
l'~pplication de la presente 
convention aux regions exemp­
tees en vertu du paragraphe L 

"4. Tout Membre recourant 
aux dispositions du present 
·article doit indiquer, dans ses 
rapports anmiels ulterieurs, les 
regions pour lesquelles il re­
nonce au droit de recourir aux,. 
dites dispositions, et. tout pro­
gres qui pourra avoir ete effec­
tueenvue de l'application pro­
gresslvede 1a presente conven­
tion dans oe teHes regions. 

Article 8 

L'autorite competente pourra 
suspendre temporairement l'ap­
plication des dispositions de la 
presente convention apres con­
sultation des organisations 

. d'employeurs et oe travailleurs 
interesse es, la ou de telles or­
ganisations existent, en cas de 
force majeure ou o'evenements 
presentant un danger pour le 
bien-etre national ou la securite 
nationale. 

Article9 

1. La presente convention ne 
s'applique pas aux contrats 
passes avant I'entree en vigueur 
de la convention pour le Mem­
bre interesse. 

2. La denonciation oe la con­
vention n'affectera pas l'appli­
cation des dispositions aux con­
trats passes avant que la denon­
ciation n'ait pris effet. 

11 

bezeichneten Landesteile Ge­
brauch machen. 

3. Jedes Mitglied, das von den 
Bestimmungen dieses Artikels. 
Gebrauch macht, hat in der 
Folge nach Ablauf von jeweils 
höchstens drei Jahren nach An­
hörung der beteiligten Verbände 
der Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer, sofern solche Verbände 
bestehen, die Möglichkeit der 
Durchführung dieses überein­
kommens in den auf Grund von 
Abs. 1 ausgenommenen. Lanfies­
teilen zu prüfen. 

4. Jedes Mitglied, das von den 
Bestimmungen dieses Artikels 
Gebrauch macht, hat in seinen 
späteren Jahresberichten . die 
Landesteile zu bezeichnen, für' 
die es auf das Recht verzichtet, 
von den Bestimmungen dieses 
Artikels Gebrauch zu machen, 
und jeden in bezug auf die fort­
schreitende Durchführung dieses 
übereinkommens in diesen Lan­
desteilen gegebenenfalls ver­
wirklichten Fortschritt anzu­
geben. 

Artikel 8 

Die zuständige Behörde kann 
mit der Durchführung der Be­
stimmungen dieses übereinkom­
mens nach Anhörung der be­
teiligten Verbände der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer, 
sofern solche Verbände be­
stehen, bei Vorliegen' höherer 
Gewalt oder von das Staatswohl 
oder die Landessicherheit ge­
fährdenden Notständen zeit:" 
weilig aussetzen. 

Artikel 9 

1. Dieses übereinkommen 
findet keine Anwendung auf 
Verträge, die vor Inkrafttreten 
des übereinkommens für das 
beteiligte Mitglied abgeschlossen 
worden sind. 

2. Durch die Kündigung dieses 
übereinkommens wird seine 
Durchführung in bezug auf die 
Verträge nicht berührt, die ab­
geschlossen worden sind, bevor 
die Kündigung wirksam wird. 
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12 

Article 10 

The formal ratifications of 
this 'Convention shall he com­

,municated to the Director­
General of the Int~rnational 
La~ou~ Office for registration. 

Article 11 . 

1. This Convention shall be 
binding only upon those Mem­
bers of the International tabour 
Organisation whose ratifications 
have, been registered with the 
Director-General. 

2. It sha11 come into force 
twelve months after the date 
on which the ratifications of 
two Members have been re­
gistered with the Director­
General. 

3. Thereafter, this Conv~n­
tion shall come into force for 
any Member twelve months 
after 'the date on which its 
ratification has been registered. 

Article 12 

1. Declarations communicat­
cd to the Director-General of 
the International Labour Office 
in accordance with paragraph 2 
of Article 35 of the Constitu­
tion of the International La­
bour Organisation shall, indi­
cate-

(a) the territories in respect 
of which theMember con­
cerned undertakes °that 
the prOVlSlons of the 
Convention shall be ap­
plied without modifi­
cation; 

(b) the territories' in respect 
of which it undertakes 
that the provisions of the 

Article 10 

Les r,atifications formelles de 
la presente convention seront 
eommuniquees au, Direeteur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enre­
gistrees. 

Article 11 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de 1'0r­
ganisation internationale du 
Travail dont la ratification 
aura ete enregistree par le Di­
recteur general. 

2. Elle entrera en 'vigueur 
douze mois apres que les r,atl.­
fications de deux Membres au­
ront ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette conven­
tion entre ra en vigueur pour 
chaque Membre ,douze mois 
apres la date OU sa ratific,ation 
aura ete enregistree. 

Article 12 

1. Les declarations qui seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail, conformement au 
paragraphe 2 de l'article 35 de 
la Constitution de 1'0rgani­
sation internationale du Tra­
vail, devront faire connahre: 

a) les territoires pour' les­
quels le Membre interesse 
s'engage a ce que les dis­
positions de la conven­
tion soient appliquees 
sans modification; 

Convention shall he ~ 

b) les - territoires pour les­
que1s il s'engage a ce que 
les dispositions de la con­
vention soient appliquees 
avec des modifications, et 
en quoi consistent lesdites 
modifications; 

applied subject to modifi­
eations, together with de­
tails of thc said modifi-
cations; 

(e) the territories in respect 
of whieh the Convention 
i8 inapplicable and in such 
cases the grounds on 
wh ich it is inapplicable; 

c) les territoires auxquels la 
convention est inappli­
ca ble et, dans, ces cas, les 
raisons pour lesquelles 
elle est inapplicable; 

Artikel.l0 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel. 11 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglie­
der der Internationalen Arbeits­
organisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Mo­
nate, nachdem die Ratifikatio­
nen zweier Mitglieder durch 
den Generaldirektor eingetra­
gen worden sind. 

3. In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes ,Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung semer Ratifikation 
in Kraft. 

Artikel 12 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes gemäß Artikel 35 Abs. 2 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über:" 
mittelten Erklärungen hat das 
beteiligte Mitglied die Gebiete 
bekarintzuge ben, 

,a} für die es die Verpflich­
tung zur unveränderten 
Durchführung der Bestim­
mungen des übereinkom­
mens übernimmt, 

b) für die es die Verpflich­
tung zur Durchführung 
d~ Bestimmungen 'des 
übereinkommens mit Ab­
w,eichungen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichun­
gen, 

c) in denen das übereinkom -
men nicht durchgeführt 
:werden kann, und in die­
sem . Falle die Gründe 
dafür, 
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(d) the territories in respect 
of which it reserves its 
decision pending further 
consideration of the po­
sition. 

2. The undertakings referred 
to in subparagraphs (a) and (b) 
of paragraph 1 of this Article 
shall be deemed to be an inte­
gral part of the ratification and 
shall have the force of ratifi­
cation. ' 

3. Any Member may at any 
time by a subsequent declara­
tion cancel in whole or in part 
any reservation made in its 
original declaration in virtue of 
!ubparagraph(b), (c) or (d) of 
paragraph 1 of this Article. 

4. Any Member may, at any 
time at which the Convention 
is subject to denunciation in 
accordance with the provisions 
of Article 14, communieate to 
the Director-General a declara­
tion modifying in any other 
respect ~he terms of any for­
mer declaration and stating the 
present position in respect of 
such territories as it may spe­
eHy. 

Article 13 

1. Declarations comunicat­
ed to the Direetor-General of 
the International Labour Office 
in accordance with par,agraphs 
4 or 5 of Article 35 of the 
Constitution of the Internatio­
nal Labour Organisation shall 
indicate wh ether the provisions 
of the Convention will be 
applied in the territory cancer­
ned without modification or 

. subject to modifications; when 
the decLaration indicates that 
the provisions of the Conven­
tion will be applied subject to 
modifications, it shall give de­
tails of the said modifications. 

2. The Member, Members or 
international authority concer­
ned may at any time by a sub­
se quent declaration renounce 
in whole or in part the right 
to have recourse to any modi­
fication indicated in any for­
mer declaration .. 

d) les terntOlres pour les­
quels il reserve sa decision 
en attendant un exainen 
plus approfondi de la si­
tuation a l'egard desdits 
territoires. 

2. Les engagements mention­
nes aux alineas a) et b) du pre­
mier paragraphe du present ar­
ticle sero nt reputes parties inte­
grantes de la ratification et 
porteront des effets identiques. 

3. Tout Membre pourra re­
noncer par une nouvelle decla­
ration atout ou partie des re­
serves contenues dans sa decla­
ration anterieure envertu des 
alineas b), c) et d) du premier 
paragraphe du present article. 

4. T out Membre pourra, pen­
dant les periodesau cours des­
quelles la presente convention 
peut '~tre denoncee conforme­
me nt aux dispositions de l'ar­
ticle 14, communiquer aU Di­
recteur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes de toute 
declaration anterieure et faisant 
co:nna~tre la situation dans des 
territoires determines. 

Article 13 

1. Les declarations communi­
quees au Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail conformement aux para­

,graphes 4 et 5 de l'article 35 de 
la Constitution de l'Organisa­
tion internationale du Tr.avail 
doivent indiquer si les disposi­
'tions de la convention seront 
appliquees dans le terntOlre 
avee ou sans modifications; 
lorsque la declaration indique 
que les dispositions de la con­
vention s'appliquent sous re­
serve de modifications, elle doit 
specifier en quoi consistent 'les­
dites modifications. 

2. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pourront ,nenoncer 
entierement ou partiellement, 
par une declaration ulterieure, 
au droit d'invoquer une modi­
fication indiquee dans une de­
clarationanterieure. 

13 

d) für die es sich die Ent­
scheidung bis zu einer 
weiteren Prüfung der Lage 
in bezug auf die betreffen­
den Gebiete vorbehält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Abs. 1 a) und b) dieses Artikels 
gelten als wesentlicher Bestand~ 
teil der Ratifikation und haben 
die Wirkung einer solchen. 

3. Jedes Mitglied kann die in 
der ursprünglichen Erklärung 
nach Abs. 1 b), c) und d) dieses 
Artikels mitgeteilten Vorbehalte 
jederzeit durch eine spätere Er­
klärung ganz oder teilweise zu­
rückziehen. 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, in dem das übereinkom­
men nach Artikel 14 gekündigt 
werden kann, eine Erklärung 
übermitteln, durch die der In­
halt jeder früheren Erklärung 
in sonstiger Weise abgeändert 
und die in dem betreffenden 
Zeitpunkt in bestimmten Ge­
bieten bestehende Lage angege­
ben wird. 

Artikel13 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach" Artikel 35 Abs. 4 
und 5 der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
übermittelten Erklärungen ist 
anzugeben, ob das übereinkom­
men in dem betreffenden Ge­
biete mit oder ohne Abweichun­
gen durchgeführt wird; teilt die 
Erklärung mit, daß die Durch­
führung des übereinkommens 
mit Abweichungen erfolgt, so 
sind die Einzelheiten dieser Ab­
weichungen anzugeben. 

2. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte inte.rnationale Behörde 
können jederzeit durch eine 
spätere Erklärung auf das Recht 
der Inanspruchnahme jeder in 
einer früheren Erklärung "mit­
geteilten Abweichung ganz oder 
teilweise verzichten. 
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14 

3. The Member, Members or 
international authority concer­
ned rnay, at any time at which 
this Convention is subject to 
denunciation in accordance 
with the provisions of Article 
14, communicate to the Direc­
tor-General a declaration modi­
fying in any other respect the 
terms of any former declara-· 
tion and stating the present 
position ip respect of the appli­
cation of the Convention. 

\ Article 14 

1. A Member which has rati­
fied this Convention may de­
nounce it after the expiration 
of ten years from the date on 
which the Convention first 
comes into force, by an act 
communicated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 
Such denunciation shall not 
take effect until one ye,ar after 
the date on which it a,s 
registered. 

2. Each Member which has 
ratified this Convention and 
wh ich does not, within the 
year following the expiration of 
the period often years men­
tioned in the 'preceding para­
graph, ex er ci se the right of 
denunciüion provided for in 
this Article, will be bound 
for another period of ten years 
and,thereafter, may denounce 
this Convention at the expira­
tion of· each period of ten 
years under the terms provided 
for in this Article. 

Article 15 

1. The Director-General of 
the International Labour Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registration of 
all ratifications, declarations 
and denunciations communi­
cated to hirn by the Members 
of the Organisation. 

2. When notifying the Mem­
bers of the Organisation of the 
registration of the second rati-

3. Le Membre· ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pourront, pendant 
les periodes au cours desquelles 
la convention peut ~tre denon­
cee, conformement aux disposi­
tions de l'article 14, communi­
quer au Directeur general une 
nouvelle declaration modifiant 
l tout autre egard les termes 
d'une declaration anterieure et 
faisaIit cönna~tre la situation 
en ce qui concerne l'application 
de cette convention. 

Article 14 

1. Tout 'Membre ayant ratifie 
la presente convention peut 
la clenoncer l l'expiration d'une 
periode de dix annees apres 
la date de la mise en vigueur 
initiale de la convention, par 
un acte communique au Direc­
teur general du Bureau inter­
national du Travail et par lui 
enregistre. La denonciation ne 
prendra effet qu'une annee 
apres avoir ete enregistree. 

2. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention qui, 
dans le deIai d'une annee apres 
l'expiration de la periode de 
dix annees mentionnee au para­
graphe prec&lent, ne fera pas 
usage de la faculte de denoncia­
tion prevue par le present ,ar­
ticle sera lie pour une nouvelle 
periode de ,dix annees et, par 
la suite, pourra denoncer la pre­
sente convention l l'expiration 
de chaque periode de dix annees 
dans les conditions prevues au 
present article. 

Article 15 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail notifiera a tous les Membres 
de l'Organisation internatio­
nale du Travaill'enregistrement 
de toutes les ratifications, decla­
rations et ,denonciations qui lui' 
seront communiquees par les 
Membres de l'Org,anisation. 

2. En' nodfiant aux Membres 
de l'Organisation l'enregistre­
ment de la deuxieme ratification 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können dem Generaldirektor / 
zu jedem Zeitpunkt,· in dem 
dieses übereinkommen gemäß 
Artikel 14 gekündigt werden 
kann, eine Erklärung übermit­
teln, durch die der Inhalt jeder 
früheren Erklärung in sonstiger 
Weise abgeändert und die· in 
dem, betreffenden Zeitpunkte 
bestehende Lage in bezug ,auf 
die Durchführung' dieses über­
einkommens angegeben wird., 

Artikel, 14 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in 
Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeitsamtes 
kündigen. Die Kündigung wird 
von· diesem eingetragen. Ihre 
Wirkung tritt erst ein Jahr nach 
der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen Absatze 
genimnten Zeitraumes von zehn 
Jahren von dem in diesem Ar­
tikel vorgesehenen Kündigungs­
rechte keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeit­
raum von zehn Jahren gebun- I 

den. In der Folge kann es dieses 
übereinkommen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn Jahren, nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 15 

L Der Generaldirektor d'es 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der In­
ternationalen Arbeitsorganisa­
tion Kenntnis von der Eintra­
gung aller Ratifikationen, Er­
klärungen und Kündigungen, 
die ihm von den Mitgliedern 
der Organisation mitgeteilt 
werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Ein-
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fication communicated to hirn, 
the Director-General shill draw 
the attention of the Members 
of the Organisation to the date 
upon wh ich the Convention will 
come into force. 

Article 16 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to, the Secre-' 
tary-General of the United 
Nations for registration in 
accordance with Article 102 of 

, the Charter of the United 
Nations fuIl particulars of all 
ratifications, declarations and 
ac~ of clenunciation registered 
by hirn in accordance with the 
prOVlSl,Ons of the preceding 
articles. 

Article 17 

At the expiration of each 
'period of ten years after the 
coming into force of this Con­
vention, the Governing Body 
of the International Labour 
Office shall present to the Ge­
neral Conference areport on 
the working of this Convention 
and shall eonsider the desira­
bility of placing on the agenda 
of the Conference the question 
of its revision in whole or in 
part. 

Article 18 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention re­
vising this Convention in whole 
or in part, then, unless the new 
Convention otherwise pro­
vi des-

(a) the ratification by a 
Member of the new' re­
vising Convention shall 
ipso jure involve the im­
mediate denunciation of 
this Convention, notwith­
standing the prOVlSlons 
of Article 14 above, if 
and when the new re­
vising Convention shall 
have come into force; 

qui lui aura ete communiquee, 
le Directeur general appellera 
l'attention des Membres de 
l'Organisation sur la date a la­
quelle la presente convention 
entre ra en vigueur. 

Article 16 

Le Directeur general du Bu­
reau . international du Travail 
communiquera au Secretaire 
general des Nations Unies aux 
fins d'enregistrement, confor­
mement a l'artide 102 de la 
Charte des Nations Unies, des 
renseignements complets au su­
jet de tmites ratifications, de 
touies dedarations et de tous 
acies de denonciation qu'il aura 
enregistres conformement aux 
articles precedents. 

Article 17 

A l'expiration de chaque 
periode de dix annees a comp­
ter de l'entree en vigueur de la 
presente convention, le Conseil 
d'administration du Bureau in­
ternational du Trav.ail devra 
presenter a la Conference gene­
rale un rapport sur l'application 
de la presente converition et 
decidera s'il y a lieu d'inscrire 
a l'ordre du jour de la Con­
ferenee la question de s·a revi­
sion totale ou partielle. 

Article 18 

1. Au eas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision totale 
ou partielle de la presente con­
vention, et a moins que la nou­
velle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant revi­
sion entraberait de plein 
droit, nonobstant l'ar­
tide 14 ci-dessus, denon­
ciation immediate de la 
presente convention, sous 
reserve que la nouvelle 
convention portant revi­
SlOn soit entree en 
vigueur; 

15 

tragung der zweiten Ratifika­
tion, die ihm mitgeteilt wird, 
Kenntnis gibt,' auf den Zeit­
punkt aufmerksam machen, in 
dem dieses übereinkommen in 
Kraft tritt. 

Artikel 16 

Der Generaldirektor des In­
ternationalenArbeitsamtes über­
mittelto dem Generals,ekretär 
der Vereinigten Nationen 
zwecks Eintragung nach Ar­
tikel 102 der Charte der Ver­
einigten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm 
nach Maßgabe der vorausgehen­
den Artikel eingetragenen Ra­
tifikationen,. Erklärungen und 
Kündigungen. 

Artikel 17 

Der V erwaltungsra t des In­
ternationalen Arbeitsamtes hat 
nach Inkrafttreten dieses über­
einkommens jeweils bei Ablauf 
eines Zeitraumes von zehn Jah­
ren der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses Übereinkom­
mens zu erstatten und darüber 
zu entscheiden, ob die Frage 
seiner gänzlichen oder teilweisen 
Abänderung auf die Tagesord­
nung der Konferenz ges,etzt 
werden soll. 

Artikel 18 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise ab­
ändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestim-
mungen: _ 

a) Die Ratifikation des neu-
. gefaßten übereinkommens 

durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegen­
den iÜbereinkommens in 
sich, ohne Rücksicht auf 
Artikel 14; Voraussetzung 
ist dabei, daß das neuge­
faßte übereinkommen in 
Kraft getreten ist. 

4 
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(b) as from the date when 
the new revising Con­
vention comes into force 
this Convention shall 
cease to be open to rati­
fication by the Members. 

2. This Convention shall in 
any case remain in force in its 
actual form and content for 
those Members which have rati­
fied it but have not ratified the 
revising Convention. 

Article 19 

The English and Frenchver­
sions of the text of this Con­
vention are equally authorita­
tive. 

b) a partir de la date de 
l'entr~e en vigueur oe la 
nouvelle convention. por­
tant revision, la pr~sente 
convention cesserait d'~tre 
ouverte a la ratification 
des Membres. 

2. ·La pr~sente convention 
demeurerait en tout cas en 
vigueur dans sa forme ' et 
teneur pour les Membres qui 
l'auraient ratifiee et qui ne rati­
fieraient pas la convention por­
tant revision. 

Article 19 

Les versions fran~aise et 
anglaise du texte de la presente 
convention font egalement foi. 

b) Vom Zeitpunkte des In­
krafttretens des neugefaß­
ten <übereinkommens an 
kann das vorliegende über­
einkommen von den Mit­
gliedern nicht mehr rati­
fiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vor­
liegende übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für . die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkommen ratifiziert ha­
ben. 

Artikel 19 

Der französische und der eng­
lische Wortlaut dieses überein­
kommens sind in gleicher Weise 
maßg.ebend. 
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Anlage 2 

Übereinkommen (Nr. 95) über den Lohnschutz. 

Convention concerning the Convention concernant 
Protection of Wages. protection du salaire. 

la Übereinkommen (Nr. ~5) 
über den Lohnschutz. 

The General Conference of 
the International Labour Orga­
nisation, 

Having been convened at 
Geneva by the Governing 
Body of the International 
Labour Office, and having 
met in its Thirty-second 
Session on 8 June 1949, and 

Having decided upon the 
adoption of certain propo­
sals concerning the protec­
tion of wages, wh ich is the 
seventh item on the agenda 
of the session, and 

Having determined that these 
proposals shall take the 
form of an international 
Convention, 

adopts this first day of July of 
the year one thousand nine 
hundred and forty-nine the fol­
lowing Convention, which may 
be cited as the Protection of 
Wages Convention, 1949: 

Article 1 

La Conference generale de 
l'Organisation internationale 
du Travail, 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration du 
Bureau international du· 
Travail, et s'y etant reunie 
le 8 juin 1949, en sa trente­
deuxieme session, 

Apres avoir decide d'adopter 
diverses propositions rela­
tives a la protection du 
salaire, question qui con­
stitue le septieme point 
a l'ordre du jour de la 
session, 

Apres avoir decide que ces 
proposltlOns prendraient 
la formed'une conven­
tion internationale, 

adopte, ce premier jour de 
juillet mil neuf cent quarante­
neuf, la convention ci-apres, 
qui sera denommee Convention 
sur la protection du salaire, 
1949. 

Article 1 

In this Convention, the term Aux fins de la presente con­
"wages" means remuneration vention, le terme «salaire» 
or earnings, however designated signifie, quels qu'en soient la 
or calculated, capable of being denomination ou le mode de 
expressed in terms of money calcul, la remuneration ou les 
and fixed by mutual agreement gains susceptibles d'hre evalues 
or by national laws or regula- en especes et fixes par accord 
tions, which ar.e payable in vir- ou par. la legislation nationale, 
tue of a written or unwritten qui so nt dus en vertu d'un con­
contract of employment by an trat de louage de services, ecrit 
employer to an employed person ou verbal, par un employeur a 
for work done or to be done un travailleur, soit pour le 
or for services rendered or to tiavail effectue ou devant ~tre 
be rendered. I effectue, soit pour les services· 

I , .. du, ou d..,n, /". «ndu,. 

Die 
der 

Allgemeine Konferenz 
Internationalen Arbeits-

organisa tion, 
die vom Verwaltungsrate des 

Internationalen' Arbeits­
amtes nach Genf einberu­
fen wurde und am 8. Juni 
1949 zu ihrer zweiund­
dreißigsten Tagung zusam­
mengetreten ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen, be­
treffend den Lohnschutz, 
eine Frage, die den sieben­
ten Gegenstand ihrer Ta­
gesordnung bildet, 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
eines internationalen über­
einkommens erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 1. Juli 1949, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über den Lohn­
schutz, 1949, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

Als "Lohn" im Sinne dieses 
übereinkommens gilt, ohne 
Rücksicht auf Bezeichnung oder 
Berechnungsart, das Entgelt oder 
der Verdienst, den ein Arbeit­
nehmer von einem Arbeitgeber 
auf Grund eines schriftlichen 
oder mündlichen Dienstver­
trages für geleistete oder zu 
leistende Arbeit oder für ge­
leistete oder zu leistende 
Dienste zu fordern hat, soweit 
dieses Entgelt oder diese Lei­
stungen in Geld ausgedrückt 
werden können und durch Ver­
einbarung oder durch die Ge­
setzgebung bestimmt sind. 
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Article 2 

1. This Convention applies 
to all persons. to whom wages 
are paid or payable. 

2. The competent authority 
may, after consultation with 
the organisations, of employers 
and employed persons direcdy 
concerned, if such exist, exclude 
from the application of all or 
any of the provisions of the 
Convention .categories of per­
sons whose circumstances and 
conditions of employment are 
such that the application to them 
of all or any of the said pro­
visions would be inappropriate 
and who are not employed in 
manual labour or are employed 
in domestic service or work 
similar thereto. 

3. Each Member shall indicate 
in its first annual report upon 
the ap'plication of this Conven­
tion submitted under Article 22 
of the Constitution of the In­
ternational Labour Organisation 
any categories of persons which 
it proposes to exclude from the 
application of all or any of the 
provisions of the Convention in 
accordance with the provisions 
of the preceding paragraph; no 
Member shall, after the date of 
its first annual report, make 
exclusions except in respect of 
categories of persons so indi­
cated. 

. 4. Each Member having indi-
. cated in its first annual report 

categories of persons which it 
proposes to exclude from the 
application of all or any of the 
provisions of the Convention 
shall indicate in subsequent an­
nual reports any categories of 
persons in. respect of which it 
renounces the right to have 
recourse to the provisions of 
paragraph 2 of this Article and 
any progress which may have 
been made with a view to the 

Article 2 

1. La presente convention 
s'applique a toutes personnes 
auxquelles un salaire est paye 
qu payable. . 

2. L'autorite competente, 
apres consultation des organisa­
tions d'employeurs et de tra­
vailleurs, Ll ou de teIles organi­
sations existent et y sont direc-

• I I tement mteressees, pourra ex-
clure de l'application de l'en­
semble ou de certaines des dis­
positions de la presente con­
v enti on, les categories de per­
sonnes qui travaillent dans 
des circonstances et dans des 
conditions, d'emploi teHes que 
l'application de l'ensemble ou 
de certaines desdites disposi­
tions ne conviendrait pas, et 
qui ne sont pas employees a 
des travaux manuels ou qui 
sont employees a des serVIces 
domestiques ou ades occupa­
tions analogues. 

3. Tout Membre doit indi­
quer, dans son premier rapport 
annuel a soumettre sur l'appli­
cation de la presente conven­
tion en vertu de l'·article 22 de 
la Constitution de l'Organisa­
tion internationale du Travail, 
toute categorie de personnes 
qu'il sepropose d'exclure de 
l'application de l'ensemble ou 
de l'une des dispositions de la 
conv.ention conformement aux 
termes du paragraphe prece­
dent. Par la suite, aucun Mem­
bre ne pourraproceder ades 
exclusions, sauf en ce qui con­
cerne les categories de person­
nes ainsi indiquees. 

4. Tout Membre ayant indi­
que dans son premier rapport 
annuel lescategories de person­
nes qu'il se propose d'exclure 
de l'application de l'ensemble 
ou de l'une des dispositions de 
la presente convention doit in­
diquer, dans ses rapports ulte­
rieurs, les .categories de .per­
sonnes pour lesquelles il re­
nonce au droit de recourir aux 
dispositions du paragraphe 2 
du present article, et tout pro­
~res qui pourrait avoir ete 

Artikel 2 

1. Dieses übereinkommen 
findet Anwendung auf alle Per­
sonen, denen ein Lohn gezahlt 
wird oder gebührt. 

2. Die zuständige Behörde 
kann nach Anhörung der un­
mittelbar beteiligten Verbände 
der Arbeitgeber und der Ar­
beitnehmer, sofern ~olche Ver­
bände bestehen, von der Durch­
führung dieses übereinkom­
mens die Gruppen von Per­
sonen ganz oder teilweise aus­
nehmen, die keine körperliche 
Arbeit verrichten oder in häus­
lichen Diensten oder in ähn­
lichen Beschäftigungen stehen 
und für welche die völlige oder 
teilweise Durchführung des 
übereinkommens unter Berück­
sichtigung der Umstände und 
Bedingungen ihrer Beschaftigung 
untunlich wäre. 

3. Jedes Mitglied hat in 
seinem ersten Jahresberichte, 
den es auf Grund von Artikel 22 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über 
die Durchführung dieses über­
einkommens vorzulegen hat) 
alle Gruppen der unter den be­
zeichneten Voraussetzungen und 
Bedingungen beschäftigten Per­
sonen anzugeben, die das Mit­
glied . auf Grund des vorigen' 
Absatzes von der Durchführung 
des übereinkommens ganz oder 
teilweise auszunehmen beabsich­
tigt. In der Folge darf kein Mit­
glied Ausnahmen für andere als 
die in dieser Weise bezeichneten 
Gruppen von Personen vor­
sehen. 

4. Jedes Mitglied, das in 
seinem ersten Jahresberichte die 
Gruppen der Personen angege­
ben hat, die es von der Durch­
führung dieses übereinkommens 
ganz oder teilweise auszuneh­
men beabsichtigt, hat in seinen 
späteren Jahresberichten die' 
Gruppen der Per,sonen anzuge­
ben, fUr die es auf das Recht 
der Inanspruchnahme der Be­
stimmungen von Abs. 2 dieses 
Artikels verzichtet, sowie mit­
zuteilen, inwieweit gegebenen-
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application of the Convention 
to. such categories of persons. 

Article 3 

L Wages payable in money 
shall be paid only in legal ten­
der, and payment in the form 
of promissory notes, vouchers 
or coupons, or in any other 
form alleged to represent legal 
tender, shall be prohibited. 

2. The competent authority 
may permit or prescribe the 
payment of wages by bank che­
que or postal cheque or money 
order in cases in wh ich payment 
in this manner is customary 
or is necessary because of spe­
cial circumstances, or where a 
collective agreement or arbitra­
tion award so provides, or, 
where not so provided, with 
the consent of the worker con­
cerned. 

Article 4 

1. National laws or regula­
tions, collective agreements or 

. arbitration awards may autho­
rise the partial payment of wa­
ges in the form of allowances 
in kind in industries or occupa­
tions in which payment in the 
form of such allowances is cu­
stomary or desirable because of 
the nature of the industry or 
occupation concerned; the pay­
ment of wages in ,the form of 
liquor of high alcoholic content 
or of noxious drugs shall not 
be permitted in any circumstan­
ces. 

2. In cases in which partial 
payment of wages in the form 
of allowancesin kind is autho­
rised, appropria1:e measures shall 
be taken to ensure that- . 

(a) such allowanc.es are appro­
priate for the personal use 
and benefit of the worker 
and his familyr and 

(b) the value a ttributed tö 

such allowances is fair and 
reasonable. 

effectue en vue de l'application 
de la presente convention aces 
categories de personnes. 

Article 3 

1. Les salaires payables en 
especes seront payes exc1usive­
ment en monnaie ayant cours 
legal, et le paiement sous forme 
de billets a ordre, de bons, de 
coupons ou sous toute autre 
forme censee representer la 
monnaie ayant cours legal sera 
interdit. 

2. L'autorite competente 
pourra permettre ou prescrire 
le paiement du salaire par 
cheque tire sur une banque ou 
par cheque ou mandat postal, 
lorsque ce mode de paiement 
est de pratique courante ou est 
necessaire en raison .de circon­
stances speciales, lorsqu'une 
convention collective ou une 
sentence arbitrale le prevoit ou 
lorsque, a dMaut de teIles dis­
positions, le travailleur inter­
esse y consent. 

Article 4 

1. La legislation nationale, 
les conventions collectives ou 
les sentences arbitrales peuvent 
permettre le paiement partiel 
du salaire en nature dans les 
iridustries ou professions ou ce 
mode oe paiement est de pra­
tique courante ou souhaitable 
en raison de la nature de l'in­
dustrie ou de la profession en 
cause. Le paiement du salaire 
sous forme de spiritueux ou de 
drogues nuisibles ne sera admis 
en aucun cas. 

2. Dans les cas ou le paie­
ment partiel du salaire en na­
ture est autorise, des mesures 
appropriees seront prises pour 
que: 

a) les prestations en nature 
servent a l'usage person­
nel du travailleur et de sa 
familIe et soient confor­
mes aleur inter~t; 

b) 'lavale.ur attr~bue.e· aces.1 
prestatlOns SOlt Juste et 
raisonnable. . 

19 

falls Fortschritte zur Durchfüh­
rung dieses übereinkommens 
für diese Gruppen von Per­
sOnen verwirklicht worden sind. 

Artikel 3 

1. Barlöhne dürfen nur in der 
gesetzlichen Währung ausbe­
zahlt werden. Die Lohnzahlung 
mittels Schuldscheinen, Gut­
scheinen, Coupons oder irgend­
welchen anderen Zahlungsmit­
teln, welche die gesetzliche Wäh­
rung ersetzen sollen, ist zu ver­
bieten. 

2. Die zuständige· Behörde 
kann die Lohnzahlung mittels 
Bankscheck, Postscheck oder 
Postanweisung zulassen oder 
vorschreiben, falls eine solche 
Zahlungsart üblich oder beson­
derer Umstände wegen notwen­
dig oder falls sie durch Gesamt­
arbeitsvertrag oder Schieds­
spruch festgesetzt ist oder wenn 
mangels solcher Bestimmungen 
der beteiligte Arbeitnehmer 
sich damit einverstanden er~ 
klärt. 

Artikel 4 

1: Durch die Gesetzgebung, 
durch Gesamtarbeitsvertrag oder 
Schiedsspruch kann zugelassen 
werden, daß die Löhne in den 
Industrien oder Berufen, in 
denen es üblich oder unter Be­
rücksichtigung der Art der be­
treffenden Industrie oder des be" 
treffenden Berufes erwünscht 
ist, zum Teil durch Sachleistun­
gen abgegolten werden dürfen; 
Lohnzahlung in Form von Ge­
tränken mit hohem. Alkohol­
gehalt oder von Rauschgiften 
darf jedoch unter keinen Um­
ständen gestattet werden. 

2. Falls die teilweise Abgel­
tung der Löhne durch Sach­
leistungen statthaft ist, sind ge­
eignete Maßnahmen zu treffen, 
damit 

a) die Sachleistungen dem 
persönlichen Gebrauche 
des Arbeitnehmers und 
seiner Familie dienen und 
den Bedürfnissen dieser 
Personen angepaßt sind, 

b) der Wert dieser Leistun­
gen gerecht und angemes­
sen berechnet wird. 
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Article 5 

Wages shall be paid directly 
to the worker concerned except 
as may be otherwise provided 
by national laws or regulations, 
collective agreement or arbitra­
tion award or where the worker 
concerned has agreed to the 
contrary. 

Article 6 

Employers shall be prohibited 
from limiti.ng in any manner 
the freedom of the worker to 
dispose of his wages. 

Article 7 

1. Where worksstores fot 
the sale of commodities to the 
workers are established or ser­
vices are opera ted in connection 
with an undertaking, the wor­
kers concerned shall be free 
from any coercion to make use 
of such stores or services. 

2. Where access to other sto­
res or services is not possible, 
the competent authority shall 
take appropriate measures with 
the object of ensuring that 
goods are sold and services pro­
vided at fair and reasonable 
prices, or that stores established 
and services opera ted by the 
employer are not opera ted for 
the purpose of securing a profit 
but for the benefit of the work­
ers concerned. 

ArtiCle 8 

1. Deductions from wages 
shall be permitted onlyunder 
conditions and tO the extent 
prescribed by national laws or 
regulations.or fixed by collec­
tive agreement or arbitration 
award. 

2. W orkers shall be informed, 
in the manner deemed most 
appropriate by the competent 
authority, of the conditions 
under which and the extent to 
which such deductions may be 
made. 

Article 5 

Le salaire sera paye directe­
ment au travailleur interesse, 
a moins que la h~gislation natio­
nale, une convention collective 
Ou une senten ce arbitrale n'en 
dispose autrement ou que le 
travailleur interess~ n'accepte 
un autre procede. 

Article 6 

11 est interdit a l'employeur 
de restreindre de quelque ma­
niere que ce soit la liberte du 
travailleur de disposer de son 
salaire a son gre. 

Article 7 

1. Lorsqu'il est cree, dans le 
cadre d'une entreprise, des 
economats po ur vendre des 
marchandises aux travailleurs 
ou des services destines a leur 
fournir des prestations, aucune . , ,.. 
contralnte ne sera exercee sur 
les travailleurs interesses pour 
qu'ils fassent usage de ces 
economats ou service~. 

2. Lorsqu'iI n'est pas possible 
d'acceder a d'autres magasins ou 
services, I'autorite competente 
prendra des mesures appropriees 
tendant a obtenir que les mar­
chandises soient vendues et que 
les services soient fournis ades 
prix justes ,et raisonnables, ou que 
les economats ou services ctablis 
par I' employeur ne soient pas 
exploites dans le but d'en retirer 
un beilefice mais dans l'inter~t 
des tra vailleurs interesses. 

Article 8 

1. Des retenues sur les salaires 
ne seront autorisees que dans des 
conditions et limites prescrites 
par la Iegislation nationale ou 
fixe es par une convention' col­
lective ou une sentence arbitrale. 

2. Les trav~iIleurs devront 
hre informes, de la fas:on que 
l'autorite competente considerera 
comme la plus appropriee, des 
conditions et des .Iimitesdans 
lesquelles de telles retenues pour-
ront ,etre effectuees. ' . 

Artikel 5 

Der Lohn ist dem beteiligten 
Arbeitnehmer selbst auszube­
zahlen, außer wenn auf Grund 
der Gesetzgebung, eines Gesamt­
arbeitsvertrages oder Schieds­
spruches andere Bestimmungen 
gelten oder sich der beteiligte 
Arbeitnehmer mit einem ande­
ren Verfahren einverstanden er­
klärt. 

Artikel 6 

Dem Arbeitgeber ist es unter­
sagt, die Verfügungsfreiheit des 
Arbeitnehmers über seinen Lohn 
in irgendeiner Weise zu be­
schränken: 

Artikel 7 

1. Falls in einem Betriebe Lä­
den zum Verkaufe von Waren 
an die Arbeitnehmer oder 
Dienste bestehen, deren Leistun.­
gen für diese bestimmt sind, so 
darf auf die Arbeitnehmer kei­
nerlei Zwang zur Inanspruch­
nahme dieser Läden oder Dienste 
ausgeübt werden .. 

2. Sofern keine anderen Lä­
den oder Dienste zur Verfü­
gung stehen, hat die zuständige 
Behörde durch geeignete Maß­
nahmen darauf hinzuwirken, 
daß der Verkauf der Waren 
und die Leistung der Dienste zu 
gerechten und angemessenen 
Preisen erfolgt oder daß die 
vom Arbeitgeber eingerichteten 
Läden oder Dienste nicht auf 
Gewinn gerichtet sind, sondern 
im Interesse der beteiligten Ar­
beitnehmer betrieben werden. 

Artikel 8 

1. Lohnabzüge dürfen nur 
unter den Bedingungen und in 
den Grenzen zugelassen werden, 
die von der Gesetzgebung vor­
geschrieben oder durch einen 
Gesamtarbeitsvertrag oder 
Schiedsspruch bestimmt sind~ 

,2. Die Arbeitnehmer sind in 
der nach Ermessen der zuständi­
gen Behör,de am pesten geeig­
neten Weis~ davon in Kenntnis 
zu setzen, unter welchen Be­
dingungen und in welchen 
Grenzen solche Abzüge vor­
genommen werden dürfen. 
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Article 9 

Any deduetion from wages 
with a view to ensuring a direct 
or indireet payment for the 
purpose of obtaining or retai­
ning employment, made by il 
worker to an employer or his 
representative or to any inter­
mediary (such as a labour eon­
traetor or recruiter), shall be 
prohibited. 

ArticIe 10 

1. Wages may be attaehed or 
assigned only in a manner and 
within limits preseribed by 
national laws or regulations. 

2. Wages shall be protected 
against attachment or assign­
me nt to the extent deemed ne­
cessary for the maintenance of 
the worker and his family. 

Article 11 

1. In the event of the bank­
ruptcy or judieial liquidation 
of an undertaking, the workers 
employed therein shall be trea­
ted as privileged creditors 
either as regards.wages due to 

them for service rendered dur­
ing such aperiod prior to the 
bankruptey or judicial liquida­
tion as may be prescribed by 
national laws or regulations, or 
as regards wages up to a pres­
eribed amount as may be deter­
mined by nationallav,:s or re­
gulations. 

2. Wages constituting a pri­
vileged debt shall be paid in full 
before ordinary creditors may 
establish any claim to a share 
of the assets. 

3. The relative priority of 
wages eonstituting a privileged 
debt and other privileged debts 
shall be determined by national 
laws or regulations. 

Article 12 

1. Wages shall be paid regu­
larly. Except where other ap­
propriate arrangements exist 

Article 9 

Est interdite toute retenue 
sur les· salaires dont le but est 
d'assurer un paiement direet 
ou indireet par un tra vailleur a 
un employeur, a son representant 
ou a un intermediaire queleonque 
(tel qu'un agent charge de re­
eruter la main-d'oeuvre) en vue 
d'obtenir ou de eonserver un 
emploi. 

ArticIe 10 

1. Le salaire ne pourra faire 
l'objet de saisie ou de eession 
gue selon les modalites et dans 
les limi tes prescri tes par la le­
gislation nationale. 

2. Le salaire doit hre protege 
contre la saisie ou la eession dans 
la mesure jugee necessaire paur 
assurer !'entretien du travailleur 
et de sa familIe. 

Article 11 

1. En easde faillite ou de 
liquidation judiciaire d'une entre­
prise, les travailleurs employes 
dans eelle-ei auront rang de 
creanciers privilegies soit pour 
les salaires qui leur sont dus au 
titre de services fournis aU cours 
d'une periode anterieure a la 
faillite ou a la liquidation et 
qui sera prescrite par la legis­
lation nationale, soit pour les 
salaires qui ne depassent pas un 
montant prescrit par la legis­
lation nationale. 

2. Le salaire eonstituant une 
creance privilegiee sera paye 
integralement avant que les 
creanciers ordinaires ne puissent 
revendiquer leur quote-part. 

3. L'ordre de priorite de la 
creance privilegiee constituee par 
le salaire, par rapport aux autres 
creances privilegiees, doit erre 
determine par la legislation 
nationale. 

Article 12 

1. Le salaire sera paye a inter­
valles reguliers. A moins qu'il 
n'existe d'autres arrangements 

21 

Artikel 9 

Zu verbieten ist jeder Lohn­
abzug zu dem Zweck, einem 
Arbeitgeber, dessen Vertreter 
oder irgendeiner Mittelsperson 
(zum Beispiel einem mit der 
Anwerbung von Arbeitskräften 
beauftragten Agenten) eine un­
mittelbare oder mittelbare 
Zahlung seitens eines Arbeit­
nehmers zu verschaffen, damit 
dieser eine Beschäftigung erlangt 
oder beibehält. 

Artikel 10 

1. Die Pfändung oder Abtre­
tung des Lohnes ist nur unter 
den Bedingungen und in den 
Grenzen zulässig, welche die Ge· 
setzgebung vorschreibt. 

2. Der Lohn ist in dem für 
den Unterhalt des Arbeitneh­
mers und seiner Familie not­
wendig erachteten Ausmaße ge­
gen Pfändung oder Abtretung 
zu schützen. 

Artikel 11 

1. Im Falle des Konkurses 
oder der gerichtlichen Liquida­
tion eines Unternehmens gelten 
die dort beschäftigten Arbeit­
nehmer als bevorrechtete GI~u­
biger in bezug auf die Löhne, 
die ihnen für ihre Dienstleistung 
während eines dem Konkurs 
oder der Liquidation vorange­
henden, durch die Gesetzgebung 
bemessenen 'Zeitabschnittes ge­
bühren oder in bezug auf die 
Löhne, die einen durch die Ge­
setzgebung festgesetzten Betrag 
nicht übersteigen. 

2. Löhne, die eine bevorrech­
tete Schuld bilden, müssen voll 
ausbezahlt werden, bevor die 
gewöhnlichen Gläubiger ihre an­
teilinäßigen Ansprüche geltend 
machen können. 

3. Die Gesetzgebung be­
stimm t den Rang der eine be­
vorrechtete Schuld· bildenden 
Lohnansprüche gegenüber den 
anderen bevorrechteten Schul­
den. 

Artikel 12 

1. Der Lohn muß in regel­
mäßigen Zeitabschnitten be­
zahlt werden. Sofern die Lohn-
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which ensure the payment of 
wages at regular intervals, the 
intervals for the payment of 
wages shall be prescribed by 
national laws or regulations 
or fixed by co11ective agreement 
or arbitration award. 

2. Upon the termination of 
a contract of employment, a 
final settlement of a11 wages due 
shall be effected in accordance 
with national laws or regula­
tions, collective agreement or 
arbitration award or, in the 
absence of any applicable law, 
regulation, agreement or award, 
within a reasonable period of 
time'having regard to the terms 
of the contract. 

Article 13 

1. The payment of wages 
where made in cash shall be 
made on working days only and 
at or near the workplace, ex­
cept as may be otherwise pro-' 
vided by national laws or 
regulations, collective agreement 
or arbitration award, or where 
other arrangements known to 
the workers concerned are con­
sidered more appropriate. 

2. Payment of wages in 
taverns or other similar estab­
lishments and, whete necessary 
to prevent abuse, in shops or 
stores for the retail sale of mer­
chandise and in places of amuse­
ment shall be prohibited except 
in thc case of persons employed 
therein. 

Article 14 

Where necessary, effective 
me;lsures shall be taken to 
ensure that workers are infor­
med, in an appropriate and 
easily understandable manner-

(a) before they enter employ­
ment and when any ch~n­
ges take place, of thecon­
ditions in respect of wages 
under which they are em­
ployed; and 

(b) at the time of each pay­
ment of wages" of the 

satisfaisants qui assurent le paie­
mentdu salaire a des intervalles 
reguliers, les intervalles auxquels 
le salaire doit etre paye seront 
prescrits par. la lCgislation na­
tionale ou fixes par une con­
vention collecove ou une sen­
tence arbitrale. 

2. Lorsque le contrat de 
travail prend fin, le reglement 
final dela totalite du salaire du 
sera effectue conformement a la 
legislation nationale, a une con­
vention collective ou a une sen­
tence arbitrale, ou, a defaut 
d'une teIle legislation, d;une teIle 
convention ou d'une teIle sen­
tence, dans un delai raisonnable, 
compte tenU des dispositions du 
contrat. 

Article 13 

1. Le paiement du salaire, lors­
qu'il est fait en especes, sera 
eff,ectue les jours ouvrables seule­
ment, et au lieu du travail ou a 
proximite de celui-ci, a moins 
que la legislation nationale, une 
convention collective ou une 
sentence arbitrale n'en dispose 
autrement ou que d'autres arran­
gements dont les travailleurs in­
teresses auront eU connaissance 
paraissent plus appropries. 

2. Le, paiement du salaire est 
interdit dans' les debits de bois­
sons ou autres etablissements 
similaires et, si la prevention des 
abus l'exige, dans les magasins 
de vente au detail et dans les 
lieux de divertissement, sauf 
lorsqu'il s'agitde personnes occu­
pees dans lesdits etablissements. 

Article '14 

S'il y a lieu,des mesures effi­
caces seront pr~ses envue d'in­
former les travailleurs d'une 
maniere appropriee et facilement 
comprehensible: 

a) des conditions de salaire 
qui leur seront a,pplicables, 
et cda avant qiJ'ils ne 
soient affectes a un emploi 
ou a l'occassion de tous 
changements dans ces con­
ditions; 

b) lors de chaque paiement 
. de salaire, des elements 

zahlung in regelmäßigen Zeit­
abschnitten nicht auf andere 
Weise befriedigend gewähr­
leistet ist, sind diese Zeitab­
schnitte durch die Gesetzgebung 
vorzuschreiben oder durch einen 
Gesamtarbeitsvertrag oder 
Schiedsspruch zu bestimmen. 

2. Bei Beeridigung des Arbeits­
verhältnisses hat die Schluß­
abrechnung über den gesamten 
geschuldeten Lohn nach den 
Vorschriften der Gesetzgebung 
oder den Bestimmungen eines 
Gesamtarbeitsvertrages oder 
Schiedsspruches oder, mangels 
solcher Vorschriften oder Be­
stimmungen, innerhalb einer 
unter Berücksichtigung der Ver­
tragsbestimmungen angemes­
senen Frist zu erfolgen. 

Artikel 13 

1. Barlöhne sind an Werk­
tagen an der Arbeitsstätte oder 
in deren Nähe auszuzahlen, 
außer wenn die Gesetzgebung 
oder ein Gesamtarbeitsvertrag 
oder Schiedsspruch andere Be­
stimmungen vorsieht oder wenn 
eine andere, dem Arbeitnehmer 
bekannte Regelung zweckmäßi­
ger erscheint. 

2. Die Lohnzahlung in Schen­
ken . oder' an anderen ähnlichen 
Orten und, falls die Verhütung 
von Mißbräuchen es erfordert, 
in Läden und Vergnügungs­
stätten ist zu verbieten, außer 
es handle sich um Personen, die 
40rt beschäftigt ~ind. 

Artikel 14 

Falls es notwendig ist, sind 
wirksame Maßnahmen zu tref­
fen~ um den Arbeitnehmern in , 
angemessener und leicht ver­
ständlicher Weise Kenntnis zu 
geben 

a) von den für sie geltenden 
Lohnbedingungen, und 
zwar bevor sie eine Stelle 
'antreten sowie bei jeder 
Änderung dieser Bedin­
gungen, 

b) bei jeder Lohnzahlung 
von den Lohnbestandtei-
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particulars of their wages 
for the pay period concer­
ned, in so far as such par­
ticulars may be subject to 
change. 

Article 15 

The laws or regulations 
glvmg effect to the· provisions 
of this Convention shall-

(a) be made available for the 
information of persons 
concerned; 

(b) define the persons re~pon­
sibli: for compliance. the­
rewith; 

{c) prescribe adequate penal­
ties or other appropriate 
remedies for any violation 
thereof; 

(d) provide for the mainte­
nance, in all appropriate 
cases, of adequate records 
in an approved form and 
manner. 

Article 16 

There shall be included in the 
annual reports to be submitted 
under· Article 22 of the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation full infor­
mation concerning the measu­
res by which effect is given to 
the provisions of this Conven­
tion. 

Article 17 

1. In the case of a Member 
the territory of which includes 
large areas where, by reason of 
the sparseness of the population 
or the stage of development of 
the area, 'the competent autho­
rity considers it impracticable 
to enforce . the provisions of 
this Convention, the authority 
may, after consultation with 
the organisations of employers 
and workers concerned, where 
such exist, exempt such areas 
from the application of this 
Convention either generally or 
with such exceptions in respect 
of particular undertakings or 
occupations as it thinks fit. 

constituant leur salaire 
pour la periode de paie 
consideree, dans la mesure 
ou ces elements sont sus­
ceptibles de varier. 

Article 15, 

La legislation donnant effet 
aux dispositions de la presente 
convention doit: 

3!.) hre portee a la connaissan­
ce des interesses; 

b) preciser!.es personnes char­
gees d'en assurer l'execu­
tion; 

c) prescrire des sanctions ap­
propriees en cas d'infrac­
tion; 

d) prevoir, dans tüus les cas 
ou il y a lieu, la tenue 
d'etats suivant une forme 
et une methode appro­
priees. 

Article 16 

Les rapports annue1s qui doi­
vent etre presentes aux termes 
de l'article 22 de la Constitu­
tion de l'Organisation interna­
tionale du Travail contiendront 
des renseignements complets sur 
les mesures donnant effet aux 
dispositions de la presente ~on­
vention. 

Article 17 

1. Lorsque le territoire d'un 
Membre comprend de vastes re­
gions ou, en raison .du caractere 
clairseme de la population ou 
de l'etat deleur deve1oppement, 
['autorite competente estime im:­
praticable d'appliquer les dispo­
sitions de la presente ccnvention, 
elle peut, apres consultation des 
organisations d'employeurs ct de 
travailleurs inter~ssees, la ou de 
telles organisations existent, 
exempier lesdites regions de 
l'appJication de la convention, 
soit d'une maniere generale, soit 
avec les exceptions qu'elle juge 
appropriees a l'egard de certaines 
entreprises ou de certains tra­
vaux. 

len für die 
Lohnperiode, 
Bestandteile 
sin:d. 
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betreffende 
soweit diese 
veränderlich 

Artikel 15 

Die gesetzlichen Vorschriften 
zur Durchführung dieses Ober­
einkommens müssen 

a) den Beteiligten zur Ke'nnt­
nis gebracht werden, 

b) die Personen bezeichnen, 
die für die Einhaltung der 
Vorschriften verantwort­
lich sind, 

c) angemessene Strafen für 
übertretung festsetzen, 

d) vorsehen, daß mallen 
Fällen, in denen es ange­
zeigt ist, Aufzeichnungen 
in emer angemessenen 
Form und nach einem an­
gemessenen Verfahren ge­
rn"acht werden. 

Artikel 16 

Die Jahresberichte nach Ar­
tikel 22 der Verfassung der In­
ternationalen Arbeitsorganisa­
tion müssen vollständige An­
gaben über die zur Durchfüh­
rung dieses übereinkommens 
getroffenen Maßnahmen ent­
halten. 

Artikel 17 

1. Umfaßt das Gebiet eines 
Mitgliedes ausgedehnte Landes­
teile, in denen die zuständige 
Behörde die Bestimmungen 
dieses übereinkommens wegen 
der Spärlichkeit· der Bevölke­
rung oder des Grades ihrer Ent­
wicklung für undunhführbar 
hält, so kann sie diese Landes­
teile nach Anhörung der betei­
ligten Verbände der Arbeit­
geber und der Arbeitnehmer, 
sofern solche Verbände beste­
hen, von der Durchführung des 
übereinkommens entweder all­
gemein oder mit den ihr an­
gemessen erscheinenden Aus­
nahmen in bezug auf bestimmte 
Betriebe oder Arbeiten befreien. 

5 
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2. Each Member shall indicate 
in its firstannual report upon 
the application of this Conven­
tion submitted under Article 22 
of the Constitution of the In­
ternational Labour Organisation 
any areas in respect of which it 
proposes to have recourse to the 
provisions of the present Ar­
ticle and shall give the reasons 
for which it proposes to have 
recourse thereto; no Member 
shall, after the date of its first 
annual report, have recourse to 
the provisions of the present 
Article except in respect of 
areas so indicated. 

3. Each Member having re­
course to the provisions of this 
Article shaIl, at intervals not 
exceeding three years, recon­
sider in. consultation with the 
organisations of employers and 

. workers concerned, where such 
exist, the practicability of ex­
tending the application of the 
Convention to ar,eas exempted 
in virtue of paragraph 1. 

4. Each Member having re­
. course to the provisions of this 
Article shall indica~e in subse­
quent annual reports any areas 
in respect of whim it renounces 
the right to have recourse to 
the provisions of this Article 
and any progress which may 
have been made with a view 
to . the progressive application 
of the Convention in such areas. 

Article 18 

The formal ratifications of 
this Convention shall be com-' 
municated to the Director-Ge­
neral of the International La­
bour Office for registration. 

Article 19 

1. This Convention shall be 
binding only upon those Mem­
bers of the International Labour 
Organisation whose ratifications 
have been registered with .the 
Director-General. 

2. It shall come into force 
twelve month after.the date.on 

2. Tout Membre doit indiquer, 
. dans son premier rapport annuel 
a soumettre sur l'application de 
la presente convention en vertu 
de l'article 22de la Constitution 
·de l'Organisation internationale 
du Travail, toute region pour 
laq~elle il se propose d'avoir re­
cours aux dispositions du present 
article, et doit donner les' raisons 
pour lesquelles il se propose 
d'avoir recours a ces dispositions. 
Par la suite, aucun Membre ne 
pourra recourir au'X dispositions 
du present article, sauf en ce qui 
concerne les regions qu'il aura 
ainsi indiquees. 

3. Tout Membre recourant aux 
dispositions du present article 
doit reconsiderer, ades .interval­
les n'excedant pas trois annees 
et en consultation avec les orga­
nisations d'employeurs et de tra­
vailleurs interessees, U. ou de 
teIles organisations existent, la 
possibilite d'etendre l'application 
de la presente convention aux 
regions 'exemptees en vertu du 
paragraphe 1. 

4. Tout Membre recourant aux 
dispositions du present article 
doit indiquer, dans ses rapportS 
annuels ulterieurs, les regions 
pour lesquelles il renonce au 
droit de recourir auxdites dispo­
sitions, et tout progres qui pourra 
avoir ete effectue en vue de 
l'application progressive de la 
presente convention dans de 
telles regions. 

Article 18 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur gene­
ral du Bureau international du 
Travail et par lui enregistrees. 

Article 19 

1. La presente convention ne 
liera que les Membres de l'Or­
ganisation internationale du 
Travail dont la ratification aura 
ete enregistree par le Directeu.r 
general. 

2. .Elle entrera en, vigueur 
douze mois apres que les ratifi-

2. Jedes Mitglied hat in sei­
nem ersten Jahresbericlite, den 
es auf Grund von Artikel 22 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über 
die Durchführung dieses über­
einkommens vorzulegen hat,. 
alle Landesteile, für die eS von 
diesem Artikel Gebrauch zu 
machen beabsichtigt, unter An­
gabe der Gründe hiefür zu be­
zeichnen. In der Folge darf kein 
Mitglied von diesem Artikel für 
andere als die in dieser Weise 
bezeichneten Landesteile Ge­
brauch machen. 

3. Jedes Mitglied, das von den 
Bestimmungen dieses Artikels 
Gebrauch macht, hat in der 
Folge nach Ablauf von jeweils 
höchstens drei Jahren, nach 
Anhörung der beteiligten Ver­
bände der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer, sofern solche 
Verbände bestehen, die Moglich­
hit der Durchführung dieses' 
übereinkommens für die auf 
Grund von Abs. 1 ausgenom. 
menen Landesteile zu prüfen. 

4. Jedes Mitglied, das von den 
Bestimmungen dieses Artikels 
Gebrauch macht, hat in seinen 
späteren Jahresberimten die 
Landesteile zu bezeichnen, für 
die es auf das Recht verzichtet, 
von den Bestimmungen dieses 
Artikels Gebrauch zu machen, 
und jeden in bezug auf die fort­
schreitende Durchführung dieses 
übereinkommens in diesen Lan­
desteilen gegebenenfalls' ver­
wirklichten Fortschritt anzuge-
ben. . 

Artikel 18 

Die förmlichen Ratifikationen 
dieses übereinkommens sind 
dem. Generaldirektor des In­
ternationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Mtikel19 

1. Dieses übereinkommen 
bindet nur diejenigen Mitglieder 
der Internationalen Arbeits­
organisation, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft zwölf Mo­
n~te, nachdem die Ratifikationen 
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which, the ratifications of twO 
Members have been, re gis te red 
with the Director-General. 

3. Thereafter, this Conven­
don shall come into force for 
any Member twelve months 
after the date on wh ich its rati­
fication has been registered. 

Article 20 

1. Declarations communicated 
to the Director-General of the 
International Labour Office in 
accordance with paragraph 2 of 
Article 35 of the Constitution 
of the Internation~l Labour Or­
ganisation shall indicate-

(a) the territories in respect 
of which the Member con­
cerned undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
without modification; 
the territories in respect 
of wh ich it, undertakes 
that the provisions of the 
Convention shall be ap­
plied subject to modifica­
tions, together with de­
tails of the said modifica­
tions; 

(c) the territories in respect 
of wh ich the Convention 
is inapplicable and in such 
cases the grounds on 
which it is inapplicablej 

(d) the territories in respect 
of which it reserves its de­
ClSlOn pending further 
consideration of the posi-
tion. 

cations de deux Membres auront 
ete enregistrees par le Directeur 
general. 

3. Par la suite, cette conven­
tion entre ra en vigueur pour 
chaque Membre douze mois apres 
la date ou sa ratification aura 
ete enregistree. 

Article 20 

1. Les declarations qui seront 
communiquees au Directeur ge­
neral du Bureau international du 
Travail, conformement au para­
graphe 2 de l'article 35 de la 
Constitution de l'Organisation 
internationale du Travail, de­
vront faire connahre: 

a) les terri toires pour les­
quels le Membre interesse 
s'engage a ce que les dis­
positions de la conven~ 
tion soient appliquees 
sans modification; 

b) les territoires pour les­
quels il s'engage a ce que 
les dispositions de la 
convention soient appli­
quees avec des modifi­
cations, et en quoi con­
sistent lesdites modifica­
tions; 

c) les territoires auxqueIs la 
conv,ention est inappli­
cable et, dans ces cas, les 
raisons pour lesqueHes 
elle est inapplicablej 

d) les territoires pour les­
quels il reserve sa dec,ision 
en attendant un examen 
plus approfondi de la 
situation a l'egard desdits 
territoires. 

2. The undertakings referred 2. Les engagements mentio-
to in subparagraphs (al and (b) nes 'aux alineas a) et b) du 
of paragraph 1 of this ArticIe, premier paragraphe du present 
shall be deemed to be an inte- article seront reputes parties 
gral part of the ratification and integrantes de la ratification et 
shall have the force of ratifica- porteront des effets identiqu~s. 
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zweier Mitglieder durch den Ge­
neraldirektor eingetragen wor­
den sind. 
, 3: In der Folge tritt dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft. 

Artikel 20 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes gemäß Artikel 35 Abs. 2 
der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
übermittelten Erklärungen hat 
das beteiligte Mitglied die Ge­
biete bekanntzugeben, 

a) für die es die Verpflich­
tung zur unveränderten 
Durchführung der Be­
stimmungen des überein­
kommens übernimmt, 

b) für die es die Verpflich­
tung zur Durchführung 
der Bestimmungen des 
übereinkommens mit Ab­
weichungen übernimmt, 
unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichun­
gen, 

c) in denen das übereinkom,;, 
men nicht durchgeführt 
werden kann, und in die­
sem Falle die Gründe da­
für, 

d) für die es sich die Ent­
scheidung bis zu einer 
weiteren Prüfung der Lage 
in bezug auf die hetref­
fenden Gebiete vorbehält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Abs. 1 a) und b) dieses Artikels 
gelten als wesentlicher Bestand­
teil der Ratifikation und haben 
die Wirkung einer solchen. 

tion. ' I 
3. Any Member may at any 3. Tout Membre pourra \ 3. Jedes Mitglied kann die in 

time by a subsequent declara- renoncer par une nouvelle der ursprünglichen Erklärung 
, tion cancel in whole or in part declaration atout ou partie nach Abs. 1 b), c) und d) dieses 

any reservation made in its ori- des reserves contenues dans sa Artikels mitgeteilten Vorbehalte 
ginal declaration in virtue of declaration anterieure en vertu jederzeit durch eine spätere Er­
subparagraphs (b), (c) or (d) of des alineas b); c) et d) du klärung ganz oder teilweise zu-
paragraph 1 of this Article. premier paragraphe du present rückziehen: ;' 

article. 
4. Any Member may, at any 4. Tout 

time at which the Convention pendant les 
Membre pourra,4. Jedes Mitglied kann' dem 
periodes au cours Generaldirektor zu jedem Zeit..: 

306 der Beilagen VI. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 25 von 59

www.parlament.gv.at



26 

is subject to denunciation in 
accordance with the provisions 
of Artic1e 22, communicate to 
the Director-General a dec1ara­
tion modifying in any other re­
spect the terms of any former 
declaration and stating the pre­
sent position in respect of such 
territories as it may specify. 

Article 21 

1. Declarations communicated 
to the Director-General of the 
International Labour Office in 
accordance with paragraphs 4 
or 5 of Artic1e 35 of the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation shall indi­
cate whether the provisions of 
the Convention will be applied 
in the territory concerned 
without modification or subject 
to modifications; when the de­
c1aration indicates that the pro­
visions of the Convention will 
be applied subject to modifica­
tions, it shall give details of the 
said modifications. 

2. The Member, Members or 
international' authority concer­
ned may at any time by a sub­
sequent declaration renounce in 
whole or in part the right to 
have recourse to any modifica­
tion.indicated in any former 
dec1aration. 

3. The Member, Members or 
international authority concer­
ned may, at any time at which 
this Convention is subject to 
denunciation in accordance 
with the provisions of Ar­
tide 22, communicate to the 
Director~General a declaration 
modifying in any other respect 
the terms of any former decla­
ration and stating the present 
position in respect of the appli­
cation oE the' Convention. 

Article 22 

1. A Member which has rati­
fied this Convention may de­
nounce it after the expit:ation 
of ten years from the date on 
wh ich the Convention first co-

desquelles la presente con­
vention peut &tre denoncee 
conformement aux dispositions 
de l'article 22, communiquer 
au Directeur general une nou­
velle dhlaration modifiant a 
tout autre egard les termes de 
toute declaration anterieure et 
faisant connahre la situation 
dans des territoires determines. 

Article 21 

1. Les declarations com­
muniquees au Directeur general 
du Bureau international du 
Travail conformement aux 
paragraphes 4 et 5 de l'ar­
ticle 35 de la Constitution de 
l'Organisation internationale 
du Travail doivent indiquer si 
les dispositions de la convention 
seront appliquees dans le 
territoire avec ou sans modifi­
cations; lorsque la declaration 
indique que les dispositions 
de la convention s'appliquent 
sous reserve de modifications, 
elle doit specifier en quoi con­
sistent lesdites modifications. 

2. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pourront renoncer 
entierement ou partiellernent, 
.par une declaration ulterieure, 
au droit d'invoquer une modi­
fication indiquee dans une 
declaration anterieure. 

3. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internationale 
interesses pouront, pendant les 
periodes au cours des quelles la 
~onvention peut ~tre denoncee 
conformement aux dispositions 
de l'article 22, communiquer 
au Directeur general une nou­
velle declaration modifiant a 
tout autre egard les termes 
d'une declaration anterieure et 
faisant connahre la situation 
en ce qui concerne l'application 
de cette convention. 

Article 22 

1. Tout Membre ayant ratifie 
la presente convention peut 
la denoncer a l'expiration d'une 
periode de dix annees apres 
1a date de la mise en vigueur 

--- -----

punkt, in dem das übereinkom­
men nach Artikel 22 gekündigt 
werden kann, eine Er klärung 
übermitteln, durch die der In­
halt jeder früheren Erklärung 
in sonstiger Weise abgeändert 
und die in dem betreffenden 
Zeitpunkt in b~stimmten Ge­
bieten bestehende Lage angege­
ben wird. 

Artikel 21 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35 Abs. 4 
und 5 der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
übermittelten Erklärungen ist 
anzugeben, ob das übereinkom­
men in dem betreffenden Ge­
biete mit oder ohne Abweichun­
gen durchgeführt wird; teilt die 
Erklärung mit, daß die Durch­
führung des übereinkommens 
mit Abweichungen erfolgt, so 
sind die Einzelheiten dieser Ab­
weichungen anzugeben. 

2. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behörde 
können jederzeit durch eine spä­
tere Erklärung auf das Recht 
der Inanspruchnahme jeder in 
einer früheren Erklärung mit­
geteilten Abweichung ganz oder 
teilweise verzichten. 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
b.eteiligte internationale Behörde 
können dem Generaldirektor zu 
jedem Zeitpunkt, in dem dieses 
übereinkommen gemäß Ar­
tike122 gekündigt werden kann, 
eine Erklärung übermitteln, 
durch die der Inhalt jeder 
früheren Erklärung in sonstiger 
Weise abgeändert und die in 
dem betreffenden Zeitpunkte 
bestehende Lage in bezug auf 
die Durchführung dieses über­
einkommens angegeben wird. 

Artikel 22 

1. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat, 
kann es nach Ablauf von zehn 
Jahren, gerechnet von dem Tag, 
an dem es zum erstenmal in 
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mes into force, by an act initiale de la convention, par 
communicated to the Director- un acte communique au Direc­
General of the International La- teur general du Bureau inter­
bour Office for registration. national du Travail et par lui 
Such denunciation shall not take enregistre. La denonciation ne 
effect until one. ycar after the prendra effet qu'une annee 
date on wh ich it is registered. apres avoir ete enregistree. 

2. Each Member which has 2. Tout Membre ayant 
ratified this Convention and ratifie la presente convention 
which does not, within the year qui, dans le delai d'une annee 
following the expiration of the apres l'expiration de la periode 
period of ten years mentioned de dix annees mentionnee au 
in the' preceding paragraph, paragraphe precedent, ne fera 
exercise the right of denuncia- pas usage de la faculte de 
tion provided for in this Ar- denonciation prevue par le 
ticle, will be bound for another present article sera lie pour 
period of ten years and, there- une nouvelle periode de dix 
after, may denounce this Con- annees et, par la suite, pourra 
vention at the expiration of denoncer la presente conven­
each .period of ten years under tion a l'expiration de chaque 
the terms provided for in this periode de dix annees dans les 
Article. conditions, prevues au present 

A,rticle 23 

1. The Director-General of 
the International Labour Office 
shaIl notify all Members of the 
International Labour Organisa­
tion of the registration of all 
ratifications, declarations and 
d.enunciations communicated to 
hirn by the Members of the Or­
ganisation. 

2. When notifying the Mem­
bers of the Organisa tion of the 
registration of the second rati­
fication communicated to hirn, 
the Director-General shaIl draw 
the attention of the Members 
of the Organisation to the date 
upon which the Convention 
will COhle into force. 

Article 24 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to the Sec re­
tary-General of the United Na­
tions for registration in accor­
dance with Article 102 of the 
Charter of the United Nations 
fuIl particulars of all ratifica­
tions, declarations .and acts of 
denunciation registered by hirn 
in accordance with the provi­
sions of the preceding articles. 

article. 

Article 23 

1. Le Directenr general du 
Bureau international du Tra­
vail notifiera a tous les Mem­
bres de 1'0rganisation inter­
nationale du Travail l'en­
registrement de toutes les 
ratifications, declarations et 
denonciations qui lui seront 
communiquees par les. Membres 
de 1'0rganisation. 

2. En notifiant aux Membres 
de l'Or,ganisation .I/enregistre­
ment de la deuxieme ratifica­
tion qui lui aura ete commu­
niquee, le Directeur general 
appellera l'attention des Mem­
bres de 1'0rganisation sur la 
date a laquelle la presente con" 
vention entrera en vigueur. 

Article 24 

Le Directeur general du 
Bureau international du' Tra­
vail communiquera au Secre­
taire general des Nations 
Unies aux fins d'enregistrement, 
conformement a l'article 102 
de la Charte des Nations Unies, 
des renseignements complets 
au sujet de toutes ratifications, 
de toutes declarations et de 
tous actes de denonciation 
qu'il aura enregisitl~s confor­
me me nt aux articles prece­
dents. 

27 

Kraft getreten ist, durch An­
zeige an den Generaldirektor 
des Internationalen Arbeits­
amtes kündigen. Die Kündigung 
wird von diesem eingetragen. 
Ihre Wirkung tritt erst ein Jahr 
nach der Eintragung ein. 

2. Jedes Mitglied, das dieses 
übereinkommen ratifiziert hat 
und innerhalb eines Jahres nach 
Ablauf des im vorigen Absatze 
genannten Zeitraumes \;on zehn 
Jahren von dem in diesem Ar­
tikel vorgesehenen Kündigungs­
rechte keinen Gebrauch macht, 
bleibt für einen weiteren Zeit­
raum von zehn Jahren gebun­
den. I~ der Folge kann es dieses 
. übereinkommen jeweils nach 
Ablauf eines Zeitraumes von 
zehn. Jahren nach Maßgabe 
dieses Artikels kündigen. 

Artikel 23 

1. Der Gene~aldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung 
.aller Ratifikationen, Erklärun­
gen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Or­
ganisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die' Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintra­
gung der zweiten Ratifikation, 
die ihm mitgeteilt wird, Kennt­
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf­
merksam machen, in dem dieses 
übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 24 

Der Generaldirektor des In­
ternationalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem Generalsekretär 
der Vereinigten Nationen 
zwecks Eintragung nach Arti-' 
kel 102 der Charte der Ver­
einigten Nationen vollständige 
Auskünfte über alle von ihm 
nach Maßgabe der vorangehen- ' 
den Artikel eingetragenen Rati­
fikationen, Erklärungen und 
Kündigungen. 
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Article 25 

At the expiration of each 
period of ten years after the 
coming into force of this Con­
vention, the Governing Body 
of the International Labour Of­
fice' shall present tci the General 
Conference areport on the 
working of this Convention and 
shall consider the desirability of 
placing on the agenda of the 
Conference the question of its 
revision in whole or in part. 

Article 26 

1. Should the Conference 
adopt a new Convention revi­
sing this Convention in ",hole 
or in part, then, unless the new 
Convention otherwise prOVl­
des-

(a) the ratification by a Mem­
ber of the new revising 
Conventioi shall ipso jure 
involve the immediate de­
nunciation of this Con­
vention, notwithstanding 
the prOVlSlons of Ar­
tiele 22 above, if and 
when the new revising 
Convention shall have 
come into force; 

(b) as from the date when the 
new revising Convention 
comes' into force this 
Convention shall cease to 
be open to ratification by 
the Members. 

Article 25 

A l'expiration de chaque 
periode de dix annees a comp­
ter de I'entree en vigueur de 
la presente convention, le 
Conseil d'administration du 
Bureau international du Travail 
devra presenter a Ia Conference' 
generale un rapport sur l'appli­
cation de la presente con­
vention et decidera s'il y a 
lieu d'inscrire a l'ordre du 
jour de la Conference Ia 
question de sa revision totale 
ou partielle. 

Article 26 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision totale 
Ou partielle de la presente con­
vention, et a mo ins que la 
nouvelle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un 
Membre ,de la nouvelle 
convention portant revi­
sionentra~nerait de plein 
droit, nonobstant l'ar­
tiele 22 ci-dessus, denon­
ciation immediate de la 

, '. presente conventlOn, sous 
reserve que la nouvelle 
convention portant revi­
sion soit entree en vi-
gueur; 

b) a partir de Ja date de 
l'entr6e en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant revision, la presente 
convention cesserait d'hre 
ouverte a la ratifi~ation 
des Membres. 

2. This Convention shall in 'I 2. La presente convention 
any case remain in force in its demeurerait' en tout cas en 
actual form and content for vigueur dans sa forme et teneur 
those Members which have rati- pour,les Membres qui l'auraient 
fied it but have not ratified the ratifiee et qui ne ratifieraient 
revising Convention. pas la convention portant re-

Article 27 

The English and French ver­
sions of the text of this Con­
vention are equally authorita­
tive. 

vision. 

Article 27 

Les vers ions frans;aise et 
anglaise du texte de la presente 
convention font egalement foi. 

Artikel 25 

Der Verwaltungsrat des In­
ternationalen Arbeitsamtes hat 
nach Inkrafttreten dieses über­
einkommens jeweils bei Ablauf 
eines Zeitraumes von zehn Jah­
ren der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkommens 
zu erstatten und darüber zu ent­
scheiden, ob die Frage seiner 
gänzlichen oder teilweisen Ab­
änderung auf die Tagesordnung 
der Konferenz geseJ;zt werden 
soll. 

Artikel 26 

1. Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das, vorliegende überein­
kommen ganz oder teilweise ab­
ändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor ,so gelten folgende Be­
stimmungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkommens 
durch ein Mitglied 
schließt ohne weiteres die 
sofortige Kündigung des 
vorliegenden übereinkom­
mens in sich, ohne Rück­
sicht auf Artikel 22; Vor­
aussetzung ist dabei, daß 
das neugefaßte überein­
kommen in Kraft getreten 
ist. 

b) Vom Zeitpunkte des In­
krafttretens des neugefaß­
ten übereinkommens an 
kann das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vor-' 
liegende' übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 

,dieses, aber nicht das neugefaßte 
übereinkom111en ratifiziert ha­
hen. 

Artikel 27 

Der französische und der eng­
lische Wortlaut dieses überein­
kommens sind in gleicher Weise 
maßgebend. 
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Anlage 3 

Übereinkommen (Nr. 98) über die Anwendung der Grundsätze des Ver­
einigungsrechtes uml des Rechtes zu Kollektivverhandlungen. 

Convention concerning the 
application of the prin­
ciples of the right to 
organise an to bargain 
collectively. 

The General Conference of 
the International Labour Or­
ganisation, 

liaving been convened at 
Geneva by the Governing 
Body of the International 
Labour Office, and having 
met in its Thirty-second 
Session on 8 June 1949, 
and 

liaving decided upon the 
adoption of certain propo­
sals concerning the appli­
cation of the principles of 
the rigth to organise and 
to bargain collectively, 
which is the fourth item 
or the agenda of' the ses­
sion, and 

liaving determined that these 
proposals shall take the 
form of an international 
Convention, 

adopts this first day of July 
of the year one thousand ni he 
hundred and forty-nine the fol­
lowing Convention, which may 
be cited as ,the Right to Or­
ganise and Collective Bargaining 
Convention, 1949: 

Article 1 

1. W orkers shall enjoy ade­
quate protection against acts 
of anti-union discrimination in 
respect of their einployment. 

Convention concernant l'ap­
plication des principes du 
droit d'organisation et de 
negociation collective. 

Übereinkommen (Nr. 98) 
über die Anwendung der 
Grundsätze des Vereini­
gungsrechtes und des 
ReChtes zu Kollektivver-
handlungen. 

La Conference generale de Die Allgemeine Konfetenz der 
l'Organisation internationale Internationalen Arbeitsorgani-
du Travail, sation, 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration 
du Bureau iriternatJional 
du 'I'ravail, et s'y etant 
reunie le 8 juin 1949, en 
sa trente-deuxieme' session, 

Apres avöir decide d'adopter 
diverses propositions rela­
tives a l'application des 
principes du droit d'orga­
nisation et de negociation 
collective, question qui 
constitue le quatrieme 
point a' l'ordre du jour de 
la session, 

Apres avoir decide queces 
proposltions prendraient 
la forme d'une coilveiltion 
internationale, 

adopte, ce premier jour de 
juillet mil neuf cent quarante­
neuf, la convention ci-apres, 
qui sera denommee C011vention 
sur le groit d'organisation' et 
de negociation collective, 1949: 

Article 1 

1. Les travailleurs doivent 
beneficier d'une, protection 
adequate contre tous actes de 
discrimination tendant a porter 
a tteirite a la liberte syndicale 
en matiere d'emplqi. 

die vom Verwaltungsrate des 
Internationalen Arbeits­
amtes nach Genf einberufen 
wurde und am 8. Juni 1949 
zu ihrer zweiunddreißigsten 

. Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen, be­
treffend die Anwendung 
der Grundsätze des Ver­
einigungsrechtes und 'des 
Rechtes zu Kollektivver­
handlungen, eine Frage, 
die den vierten Gegenstand 
ihrer Tagesordnung bildet, 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
eines internationalen über­
einkommens erhalten sol­
len. 

Die Konferenz nimr,nt heute, 
am 1. Juli 1949, das folgende 
übereinkommen an, das als 
übereinkommen über das Ver­
einigungsrecht lind das Redlt 

'zu Kollektivverhandlungen, 
1949, bezeichnet wird. 

Artikel 1 

1. Die Arbeitnehmer sind vor 
jeder gegen die Vereinigungs­
freiheit gerichteten unterschied­
lichen Behandlung, die im: Zu­
sammenhange mit ihrer Be­
schäftigung steht, angemessen 

, zu schützen. 
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2. Such proteetion shall apply 
more particularly in respect of 
acts calculated to-

(a) make the employment of 
a worker subject to the 
condition that he shall not 
join a union or shall 
relinquish trade union 
membership; 

(b} caus.e the dismissal of or 
otherwise prejudice a 
worker by reason of 
union membership or 
because of participation in 
union actlVlt1es outside 
working hours or, with 
the consent of the 
employer, within working 
hours. 

Article 2 

1. W orkers' and employers' 
organisations shall enjoy ade­
quate protection against any 
acts of interference by each 
other or each other's agents or 
members in their establishment, 
'functioning or administration. 

2. In particular, acts which 
are designed to promote the 
establishment of worker's orga­
nisations under the domination 
of employers or employers' 
organisations, or to support 
workers' organisations by 
financiaI or other means, with 
the object of placing such 
organisations under the control 
of employers or employers' 
organisations, shall be deemed 
to constitute acts of interference 
within the meaning of this 
Article. 

Article 3 

2. Une telle proteetion doit 
notamment s'appliquer en ce 
qui concerne les actes ayant 
pour but de: 

a) subordonner l'emploi 
d'un travailleur a It,1 con­
dition qu'il ne s'affilie 
pas a un syndicat ou 
cesse de faire partie d'un 
syndicat; 

b) congedier un travailleur 
ou lui porter prejudice 
par tous autres moy~ns, 

en raison de son affilia­
tion syndicale ou de sa 
participation ,a des acti­
vites syndicales en dehors 
des heures de travail ou, 
avec Ie consentement de 
l'employeur, durant' les 
heures de travail. 

Article 2 

1. Les organisations de tra­
vailleurs et d'employeurs doi­
vent beneficier d'une pro tec­
tion adequate contre tous actes 
d'ingerence des unes a l'egard 
desautres, soit dlrectement, 
soit par leurs agents ou mem­
bres, dans leur formation, leur 
fonctionnement et leur ad­
ministration. 

2. Sont notamment assimilees 
ades actes d'ingerence au sens 
du present article des mesures 
tendant a provoquer la creation 
d'organisation,s de travaiIleurs 
dominees par un employeur 
ou une organisation d'em­
ployeurs, ou . a soutenir des 
organisations de travailleurs 
par des moyens financiers ou 
autrement, dans le' dessein de 
placer ces organisations sous 
le contr6Ie d'un employeur 
ou d'une organisation d'em­

,ployeurs. 

Article 3 

Machinery appropriate to Des organismes appropries 
national conditions shall be aux conditions nationales doi­
established, where necessary, for vent, si necessaire, ~tre ins ti­
the purpose of ensuring respect tues pour assurer le respect du 
for the right to organise as droit d'organisation defini par 
defined inthe preceding articles. les articles precedents. 

! 

2. Dieser Schutz ist insbeson­
dere gegenüber Handlungen zu 
gewähren, die darauf gerichtet 
sind, 

a) die . Beschäftigung eines 
Arbeitnehmers davon ab­
hängig zu machen, daß 
er keiner Gewerkschaft 
beitritt oder aus einer Ge­
werkschaft austritt, 

b) einen Arbeitnehmer zu 
entlassen oder auf sonstige 
Weise zu benachteiligen, 
weil er einer Gewerk­
schaft angehört oder weil 
er sich außer halb der 
Arbeitszeit oder mit Zu­
stimmung des Arbeit­
gebers während der Ar­
beitszeit gewerkschaftlich 
betätigt. 

Artikel 2 

1. Den Organisationen der 
Arbeitnehmer und der Arbeit­
geber ist in bezug auf ihre Bil­
dung, Tätigkeit und Verwaltung 
gebührender Schutz gegen jede 
Einmischung von der anderen 
Seite, sowohl seitens' der Orga­
nisationen wie auch ihrer Ver­
treter oder Mitglieder, zu ge­
währen .. 

2. Als Einmisd!l;lng im Sinne 
dieses Artikels gelten insbeson­
dere Handlungen, die darauf 
gerichtet sind, von einem Ar­
beitgeber oder von einer Orga­
nisation von Arbeitgebern ab­
hängige Organisationen von 
Arbeitnehmern ins Leben zu 
rufen oder Organisationen von 
Arbeitnehmern durch Geld­
mittel od,r auf sonstige Weise 
zu unterstützen, um sie unter 
den Einfluß eines Arbeitgebers 
oder einer Organisation von 
Arbeitgebern zu bringen. 

Artikel 3 

Soweit erforderlich, sind den 
Landesverhältnissen angepaßte 
Einrid!tungen zu schaffen, um 
den Schutz des, Vereinigungs­
rechtes im Sinne der voran,. 
gehenden Artikel zu gewähr­
leisten. 
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Article 4 

Measures appropriate to 
national conditions shall be 
taken, where necessary, to 
encourage and promote the full 
development and utilisation 
of machinery for voluntary 
negotiation between employers 
or employers' organisations and 
workers' organisations, with a 
;view to the regulation of terms 
and conditions of employment 
by means of collective 
agreements. 

Ar.ticle 5 

1. The extent to wh ich the 
guarantees provided for in this 
Convention shall apply to' the 
armed forces and the police 
shall be determined by national 
laws or regulations. 

2. In accordance with the 
principle set forth in para­
graph 8 of Article 19 of the 
Cönstitution of the Inter­
national Labour Organisation 
the ratification of this Con­
vention by any Member shall 
not be deemed to affect any 
existing law, award, custom or 
agreement in virtue of which 
members of the armed forces 
or the police enjoy any right 
guaranteed by this Convention. 

Article 6 

This Convention does not 
deal with the position of public 
servants engaged in the admini­
stration of the State, nor shall 
it be construed as prejudicing 
their rights or status in any 
way. 

Article 7 

The Jormal ratifications of 
this Convention shall be com­
municated to the Director­
General of the International 
Labour Office for registration. 

Article 8 

Article 4 

Des mesures appropriees aux 
conditions nationales doivent, 
si necessaire, hre prises po ur 
encourager et promouvoir le 
developpement et l'utilisation 
les plus larges de procedures 
de negociation volontaire de 
conventions collectives entre 
les employeurs et les organi­
sations d'employeurs d'une 
part,et' les organisations de 
travailleurs d'autre part, en 
vue de regler par ce moyen 
les conditions d'emploi. 

Article 5 

1. La mesure dans laquelle 
les garanties prevues par la 
presente convention s'appli­
queront aux forces armees ou 
a la ·police sera determinee par 
la legislation nationale. 

2. Conformement aux prin­
cipes hablispar le paragraphe 8 
de l'articIe 19 de la Constitu­
tion de l'Organisation inter­
nationale du Travail, la ratifi­
cation de cette convention par 
un Membre ne devra pas ~tre 
consideree comme affectant 
toute loi, toute sentence, toute 
coutume Ou tout accord deja 
existants qui accordent aux 
membres des forces arme es et 
de la police .des garanties pre~ 
vues par la presente conven­
tion. 

Artich! 6 

La presente convention ne 
traite pas de la situation des 
fonctionnaires publies 'et ne 
pourra, en aucune maniere, 
etre interpretee comme portant 
prejudice aleurs droits ou a 
leur statut. 

Article 7 

Les ratifications formelles de 
la presente convention seront 
communiquees au Directeur 
general du Bureau international 
du Travail et par lui enregis­
trc~es. 

Article 8 

31 

Artikel 4 

Soweit erforderlich, sind den 
Landesverhältnissen angepaßte 
Maßnahmen zu treffen, um im 
weitesten Umfang Entwicklung 
und Anwendung von Verfahren 
zu fördern, durch die Arbeit­
geber oder Organisationen von 
Arbeitgebern einerseits und 
Organisationen • von Arbeit­
nehmern anderseits freiwillig 
über den Abschluß von Ge­
samtarbeitsverträgen zur Rege­
lung der Lohn- und Arbeits­
bedingungen verhandeln können. 

Artikel 5 

,1. Die Gesetzgebung be­
stimmt, inwieweit die in diesem 
übet:einkommen vorgesehenen 
Rechte auf das Heer und die 
Polizei Anwendung finden. 

2. Die Ratifikation dieses 
übereinkommens durch ein 
Mitglied läßt bereits bestehende 
Gesetze, Entscheidungen, Ge­
wohnheiten oder Vereinbarun­
gen, die den Angehörigen des 
Heeres und der Polizei irgend­
welche in diesem übereinkom­
men vorgesehene Rechte ein­
räumen, gemäß dem Grund­
satze des Artikels 19, Abs. 8, 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation un­
berührt. 

Artikel 6 

Dieses übereinkommen läßt 
die Stellung der öffentlichen 
Beamten unberührt und darf 
in keinem für die Rechte und 
die Rechtsstellung dieser Beam­
ten irgendwie nachteiligen Sinn 
ausgelegt werden. 

Artikel i 
Die förmlichen Ratifikationen 

dieses übereinkommens sind 
dem Generaldirektor des Inter­
nationalen Arbeitsamtes zur 
Eintragung mitzuteilen. 

Artikel 8 

1. This Convention shall be 1. La pr es ente convention ne 1. Dieses übereinkommen 
binding oitly upon those liera que les Membrd de l'Or- bindet nur diejenigen Mitglieder 
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Members of the International I 
Labour Organisation whQse 
ratifications have been registered 
with the Director-General. 

2. It shall come into force 
twelve months after the date 
on which the ratificatiolls ·of 
two Memhers have heen 
registered with the Director~ 
General. 

3. Thereafter, this Con­
vention shall come \ into force 
for any Memher twelve months 
after the date on which its 
ratification has been registered. 

Article 9 

1. Declarations communica.­
ted to the Director-General of 
the International Labour Office 
in accordance with paragraph 2 
of Article 35 of the Constitu­
tion of the International Labour 
Organisation shall indicate-

(a) the territories in respect 
of which the Member 
concerned undertakes that 
the provisions of the Con­
vention shall be applied 
without modification; 

(b) the territories in respect 
of which it undertakes 
that the provisions of 

- the Convention shall he 
applied subject to modi­
fications, together with 
details of. the said modi­
fications; 

(c) the territories in respect 
of which the Convention 
is inapplicable and in 
such cases the grounds on 
whichit is inapplicable; 

(d) the territories in respect 
of which it reserves its 
decision pending further 
consideration of the posi­
tion. 

2. The undertakings referred 
to in subparagraphs (a) and(b) 
of paragraph 1 of this Article 
shall be deemed to be an 
integral part of the ratification 
and . shall have the force of 
ratification. 

3. Any Member may at any 
time by a subsequent declara-

ganisation internationale du 
Travail dont la ratification 
aura ete enregistree par le 
Directeur general. 

2. Elle entrera en vigueur 
douze mois ,apres que les rati­
fications de deux ,Membres 
auront ete enregistrees par le 
Directeur general. 

3. Par la suite, cette conven­
tion entrera en vigueur pour 
chaque Membre douze mois 
apres la date ou sa ratification 
aura ece enregistree. 

Article 9 

1. Les declarations qui seront 
communiquees all;' Directeur 
general du ,Bureau international 
du Travail, conformement \ au 
paragraphe 2 de l'article 35 de 
la Constitution de l'Organi­
sation internationale du Tra­
vail, devront faire connahre: 

a) les terri toires pour les­
quels le Membre interesse 
s'engage a ce que les dis­
positions ,de la conven­
tion soient appliquees 
sans modification; 

b) les territoires pour les­
quels il s'engage a ce que 
les dispositions de la con­
vention soient appliquees 
avec des modifications, et 
en quoi consistent les­
dites modifications; 

c) les territoires auxquels la 
convention 'est inappli­
cable et, dans ces cas, les 
raisons pour . lesquelles 

. elle est inapplicable; . 
d) les territoires pour les­

. quels il reserve sa cleci­
sion en attendant un 
examen plus approfondi 
de la situation a l'egard 
desdi ts terri toires. 

2. Les engagements mention­
nes aux. alineas a) et b) 
du premier paragraphe 
du present article seront 
reputes parties integran­
tes de Ja ratification -et 
porteront des effets iden-
tiques. 

der Internad:oilalen Arbeits­
organisati(,:m, deren Ratifikation 
durch den Generaldirektor ein­
getragen ist. 

2. Es tritt in Kraft' zwölf 
:Monate, nachdem die Ratifika­
tionen zweier Mitglieder durch 
den Generaldirektor eingetra­
gen worden sind. 

3. In der Folge tritt. dieses 
übereinkommen für jedes Mit­
glied zwölf Monate nach der 
Eintragung seiner Ratifikation 
in Kraft. 

Artikel 9 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes gemäß Artikel 35, Abs. 2, 
der Verfassung der Internatio­
nalen Arbeitsorganisation über­
mittelten Erklärungen hat ·das 
beteiligte Mitglied die Gebiete 
bekanntzugehen, 

a) für die es die Verpflich~ 
tung zur unveränderten 
Durchführung der Bestim­
mungen des überein­
kommens übernimmt, 

b) für die es die Verpflich­
tung zur Durchführung 
der Bestimmungen .des 
übereinkommens mit Ab­
weichungen übernimmt, 
Unter Angabe der Einzel­
heiten dieser Abweichun- . 
gen, 

c) in denen das überein­
kommen nicht durch­
geführt werden kann, und 
in diesem Falle die 
Gründe dafür, 

d) für die es sich die Ent­
scheidung bis zu einer wei­
teren Prüfung der Lage 

,in bezug auf die betreffen­
den Gebiete vorbehält. 

2. Die Verpflichtungen nach 
Abs. 1 a und b dieses Artikels 
gelten als wesentlicher Bestand.,. 
teil der Ratifikation und haben 
die Wirkung einer solchen. 

3. Tout Membre pourra re- 3. Jedes Mitglied kann die in 
noncer par une nouvelle de- der ursprünglichen Erklärung 
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tion cancel in whole or in part 
any reservation made in its 
original declaration in virtue of 
subparagraph (b), (e) or (d) of 
paragraph 1 of this Article. 

4. Any Member may, at any 
time at which the Convention 

. is subject to' denunciation in 
accordance with the provisions 
of Article 11, eommunieate to 
the Director-General a declara­
tion modifying in an)' other 
respect the terms of any former 
declariltion and stating the 
present position in respect of 
such territories as it may 
speeify. 

Article 10 

1. Deehirations communicated 
to the Director-General of the 
International Labour Office in 
aceordanee with paragraphs 4 
or 5 of iArticle 35 of the Con­
stitution of the International 
Labour Organisation shall indi­
cate whether the provisions of 
the Convention will be applied 
in the territory coricerned 
without modification or subject 
to modifications; when the 
declaration indicates that the 
provisions of the Convention 
will be applied subject to 
modifications, it· shall give 
details of the said modifications. 

2. The Member, Members or 
international authority con­
cerned may at any time by a 
subsequent declaration renounce 
in whole or in' part the right 
to have re course to any modi­
fication indicated in any former 
declaration. 

3. The Member, Members or 
international authority con­
eerned may, at any time at 
which this Convention' is sub­
jeet to denuneiation in accor­
dance with the provisions of 
Article 11, communieate to the 
Director-General a declaration 
modifying in any other respect 
the terms of any former decla­
ration and stating the present 
position in respect of the 
application of the Convention. 

claration atout ou partie des 
reserves contenues dans sa de­
claration anterieure en vertu 
des alineas b), c) et d) du pre­
mier paragraphe du present 
article. 

4. Tout Membre pourra, 
pendant les periodes au cours 
desquelles la presente conven­
tionpeut &tre denoncee con­
formement aux dispositions de 
l'article 11, communiquer au 
Directeur general une nouvelle 
declaration modifiant atout 
autre egard les termes de toute 
declaration anterieure et fai­
sant connahre la situation dans 
des territoires determines~ 

Artide 10 

1. Les declarations com­
muniquees au Directeur general 
du Bureau international du 
Travail conformement aux 
paragraphes 4 et 5 de l'ar­
ticle 35 de la Constitution de 
l'Organisation internationale 
du Travail doivent indiquer si 
les dispositions de la conven­
tion sero nt appliquees dans le 
territoire avec ou sans modi­
fications; lorsque la declaration 
indique que les dispositions de 
la convention s'appliquent sous 
reserve de modifications, elle 
doit specifier en quoi eonsistent 
lesdites modifications. 

2. Le Membre ou les Mem­
bres ou l'autorite internatio­
nale interesses pourront renon­
cer entierement ou partielle­
ment, par I une declaration 
ulterieure, au droit d'invoquer 
une modifieation indiquee dans 
une declaration anterieure. 

3. Le Membre ou les' Mem­
bres ,ou l'autorite internatio­
nale interesses pourront, pen­
dant les periodes au cours des­
quelles la convention peut &tre 
denoncee conformement aux 
dispositions de l'article 11, eom­
muniquer au Directeur general 
une nouvelle deklaration modl­
fi,ant atout autre egard les 
termes d'une declaration an­
terieure et faisant eonnahre la 
situation en ce qui concerne 
l'application de eette conven­
tion. 

33 

nach Abs. '1 b, e und d dieses 
Artikels mitgeteilten V orbe­
halte jederzeit durch eine 
spätere Erklärung ganz oder 
teilweise zurückziehen. 

4. Jedes Mitglied kann dem 
Generaldirektor zu jedem Zeit­
punkt, indem das überein­
kommen nach Artikel 11 ge­
kündigt werden kann, eine Er­
klärung übermitteln, durch die 
der Inhalt jeder früheren Er­
klärung in sonstiger Weise ab~ 
geändert und die in dem be­
treffenden Zeitpunkt in be-, 
stimmten Gebieten bestehende 
Lage angegeben wird. 

Artikel 10 

1. In den dem Generaldirek­
tor des Internationalen Arbeits­
amtes nach Artikel 35 Abs. 4 
und 5 der Verfassung der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
übermittelten Erklärungen ist 
anzugeben, ob das übereinkom­
men in dem betreffenden Ge­
biete mit oder ohne' Abwei­
chungen durchgeführt wird; 
teilt die Erklärung mit, daß die 
Durchführung des übereinkom­
mens mit Abweichungen er­
folgt, so sind die Einzelheiten 
dieser Abweichungen anzu­
geben. 

2. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Be~ 
hörde können jederzeit durch 
eine spätere Et:klärung auf das 
Recht der Inanspruchnahme je­
der in einer früheren Erklärung 
mitge.teilten Abweichung ganz 
oder teilweise verzichten. 

3. Das beteiligte Mitglied, die 
beteiligten Mitglieder oder die 
beteiligte internationale Behör­
de können dem Generaldirektor 
zu jedem Zeitpunkt, in dem 
dieses übereinkommen gemäß 
Artikel 11 gekündigt werden 
kann, eine Erklärung übermit~ 
teln, durch die der Inhalt jeder 
früheren Erklärung in sonstiger 
Weise abgeändert und die in 
dem betreffenden Zeitpunkte 
bestehende Lage in bezug auf 
die Durchführung dieses über~ 
einkommens angegeben wird. 
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Article 11 Article 11 . Artikel 11 

1. A Member which has 1. Tout Membre ayant ra- 1. Jedes Mitglied, das dieses 
ratified this Convention may tifie la presente convention übereinkommen ratifiziert hat, 
denounce it after the expiration peut la denoncer a l'expiration kann es nach Ablauf von zehn 
of ten years from the date o'n d'une periode de dix annees I Jahren, gerechnet von dem Tag, 
which the Convention first apres la date de la mise en I an dem es zum erstenmal in 
comes into force, by anact vigueur initiale de la conven- Kraft getreten ist, durch Anzei­
communicated to the' Director- tion, par un acte communique ge an den Generaldirektor des 
General of the International au Directeur general du Bureau Internationalen Arbeitsamtes' 
Labour Office for registration. international du Tr,avail et par kündigen. Die Kündigung wird 
Such denunciation shall not take lui enregistre. La denonciation von diesem eingetragen. Ihre , 
effect until one year after the ne prendra effet qu'une annee Wirkung tritt erst ein Jahr nach 
date on which it is registered. apres avoir ete enregistree. der Eintragung ein. 

2. Each Member which has', 2. Tout Membre ayant ra-I 2. Jedes Mitglied, das dieses 
ratified this Convention and tifie ·la presente convention übereinkommen ratifiziert hat 
which does not, within the year qui, dans le delai d'une annee und innerhalb eines Jahres nach 
following the expiration of the apres l'expiration de la periode Ablauf des im vorigen Absatze 
period of ten years mentioned de dix annees mentionnee au genannten Zeitraumes von zehn 
in the preceding paragraph, paragraphe precedent, ne fera Jahren von dem in diesem Ar­
exercise the right of denuncia- pas usage de la faculte de tikel vorgesehenen Kündigungs­
tion provided for in this denonciation prevue par le rechte keinen Gebrauch macht, 
Article, will be bound for present articIe sera lie po ur bleibt für einen weiteren Zeit­
another period of ten years une nouvelle periode de dix raum von zehn Jahren gebun­
and, thereafter, may denounce annees et, par la suite, pourra den. In der Folge kann es die­
this Convention at the expira- denoncer la presente conven- ses übereinkommen jeweils 
tion of each period of ten ye;lrs tion a l'expiration de chaque nach Ablauf eines Zeitraumes 
under the terms provided for in periode de dix annees dans les von zehn Jahren nach Maßgabe 
this Article. conditions prevues au present dieses Artikels kündigen. 

artide. 

Article 12 
1. The Director-General of 

the International Labour Office 
shall notify all Members of the 
International Labour Organi­
sation of the registration of all 
ratifications, dedarations and 
denunciations communicated to 

hirn by the Members of the 
Organisation. 

2. When notifying the 
Members of the Organisation 
of the registration of the second 
ratification communicated to 
hirn, the Din:ctor-General shall 
draw the attention of the 
Members of the Organisation 
to the date upon which the 
Convention will come' into 
force. 

Article 13 

The Director-General of the 
International Labour Office 
shall communicate to the 
Secretary-General of the United 
Nations for registration in 
accordance with Article 102 of 
the Charter of the United 

Article 12 

1. Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail notifiera a tous les Mem­
bresde l'Organisation inter­
nationale du Travail l'en­
registrement de toutes les rati­
fications, decIarations et denon­
ciations qui lui seront com­
muniquees par les Membres de 
l'Organisa tion. 

2. En notifiant aux Mem­
bres de l'Organisation I'en­
registrement de la deuxieme 
ratification qui lui aura ete 
communiquee, le Directeur 
general appellera l'attention 
des Membres de l'Organisation 
sur la date a laquelle la presente 
convention entrera en vigueur. 

Article 13 

Le Directeur general du 
Bureau international du Tra­
vail communiquera au Secre­
taire general des Nations 
Unies aux fins d'enregistre­
ment, conformement a l'ar­
tide 102 de la Charte des Na-

Artike112 

1. Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
gibt allen Mitgliedern der Inter­
nationalen Arbeitsorganisation 
Kenntnis von der Eintragung 
aller Ratifikationen, Erklärun­
gen und Kündigungen, die ihm 
von den Mitgliedern der Orga­
nisation mitgeteilt werden. 

2. Der Generaldirektor wird 
die Mitglieder der Organisation, 
wenn er ihnen von der Eintra­
gung der zweiten Ratifikation, 
die ihm mitgeteilt wird, Kennt­
nis gibt, auf den Zeitpunkt auf­
merksam machen, in dem dieses 
übereinkommen in Kraft tritt. 

Artikel 13 

Der Generaldirektor des 
Internationalen Arbeitsamtes 
übermittelt dem Generalsekre­
tär der Vereinigten Nationen 
zwecks Eintragung nach Arti­
kel 102 der Charte der Ver­
einigten Nationen vollständige 
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Nations full particulars of all 
ratifications, declarations and 
acts of denunciation registered 
by hirn in accordance with the 
provisions of the preceding 
articles. 

Article 14 

At the expiration of each 
period of ten years after the 
coming into force of this Con­
vention, the Governing Body 
of the International Labour 
Office shall present to the 
General Conference areport on 
the working of this Convention 
and shall consider the 
desirability of placing on the 
agenda of the Conference the 
question of its revisiol\ in 
whole or in part. 

Article 15 

1. Should the Conference 
ad9pt a new Convention 
revising this Convention in 
whole or in part, then, unless 
the new Convention otherwise 
provides-

(a) the ratification by a 
Member of the new 
revising Convention shall 
ipso jure involve the 
immediate denunciation 
of this Convention, not­
withstanding the provi­
sions of Article 11 above, 
if and when the new 
revising Convention shall 
have come into force; 

(b) as from the date when the 
new revising Convention 
comes into force this 
Convention shall cease tO 
be open to ratification by 
the Members. 

2. This Convention shall in 
any case remain in force in its 
actual form and content for 
those Members wh ich have 
ratified it but have not ratified 
the revising Convention. 

tions Unies, des renseignements 
complets au sujet de toutes 
ratifications, de toutes declara­
tions et de tous actes de denon~ 
ciation qu'il aura enregistres 
conformement aux articles pre­
cedents. 

Article 14 

A l'expiration de chaque 
periode de dix annees a comp­
ter de l'entree en vigueur de 
la presente convention, le Con­
seil d'administration du Bureau 
international du Tr,avail devra 
presenter a la Conference 
generale un rapport sur l'appli­
cation de la presente conven­
tion et decidera s'il y a lieu 
d'inscrire a l'ordre du jour de 
la Conference la question de 
sa revision totale ou partielle. 

Article 15 

1. Au cas ou la Conference 
adopterait une nouvelle con­
vention portant revision tot.ale 
ou partielle de la presente con­
vention, et a moins que la 
nouvelle convention ne dispose 
autrement: 

a) la ratification par un 
Membre de la nouvelle 
convention portant re­
ViSion entratnerait de 
plein droit, nonobstant 
l'article 14 ci-dessus, de­
nonciation immediate de 
la presente convention, 
sous reserve que la nou­
velle convention portant 
revision soit entree en 
vigueur; • 

b) a partir de la date de 
l'entree en vigueur de la 
nouvelle convention por­
tant revision, la presente 
convention cesserait 
d'hre ouverte a la rati­
fication des Membres. 

2. La presente convention 
demeurerait en tout cas en 
vigueur dans sa forme ei: teneur 
pour les Membres qui l'au~aient 
ratifiee et qui ne ratifieraient 
pas la convention portant 
revision. 

35 

Auskünfte über alle von ihm 
nach Maßgabe der vorausgehen­
den Artikel eingetragenen Rati­
fikationen, Erklärungen und 
Kündigungen. 

Artikel 14 
\ 

Der Verwaltungsrat des Inter-' 
nationalen Arbeitsamtes hat 
nach Inkrafttreten dieses über­
einkommens jeweils bei Ablauf 
eines Zeitraumes von zehn Jah­
ren der Allgemeinen Konferenz 
einen Bericht über die Durch­
führung dieses übereinkom­
mens zu erstatten und darüber 
zu entscheiden, ob die Frage sei­
ner gänzlichen oder teil weisen 
Abänderung auf die Tagesord­
nung der Konferenz gesetzt 
werden soll. 

Artikel 15 

1: Nimmt die Konferenz ein 
neues übereinkommen an, wel­
ches das vorliegende' überein­
kommen ganz oder teilweise 
abändert, und sieht das neue 
übereinkommen nichts anderes 
vor, so gelten folgende Bestim­
mungen: 

a) Die Ratifikation des neu­
gefaßten übereinkommens 
durch ein Mitglied schließt 
ohne weiteres die sofortige 
Kündigung des vorliegen­
den übereinkommens in 
sich, ohne Rücksicht auf 
Artikel 11; Voraussetzung 
ist dabei, daß das neuge­
faßte übereinkommen in 
Kraft getreten ist. 

b) Vom Zeitpunkte des In­
krafttretens des neugefaß­
ten übereinkommens an 
kann das vorliegende 
übereinkommen von den 
Mitgliedern nicht mehr 
ratifiziert werden. 

2. Indessen bleibt das vorlie­
gende übereinkommen nach 
Form und Inhalt jedenfalls in 
Kraft für die Mitglieder, die 
dieses, aber nicht das neuge­
faßte übereinkommen ratifiziert 
haben. 
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Artide 16 Artide 16 

The English and French ver- Les versions fran~aise et 
sions of the text ofthis Con- anglaise du texte de la presente 
vention are equally authorita- convention font egalement foi. 
tive. 

Artikel 16 

Der französische und der eng­
lische Wortlaut dieses überein­
kommens sind in gleicher Weise 
maßgebend. 
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Anlage 4 

Empfehlung (Nr. 84), betreffend die Arbeitsklauseln in den von Behörden 
abgeschlossenen Verträgen. 

Recommendation concerning 
labour clauses in public 
contracts. 

The General Conference of 
the International Labour Or­
ganisation, 

Having be\!n convenedat 
Geneva by the Governing 
Body of the International 
Labour Office, and having 
met in its Thitty-second 
Session on 8 June 1949, 
and 

Having decided upon the 
adoption of certain pro­
posals concerning labour 
clauses in public contracts, 
whidt is the sixth item 
on. the agenda of the 
session, and 

Having decided that these 
proposals shall take the 
form of a Recommen­
dation supplementing the 
Labour Clauses (Public 
Contracts Covention, 
1949, 

adopts this twenty-ninth day 
of June of the year one thou­
sand ninehundred and forty­
ni ne the following Reeommen­
dation, whi<;h may be eited 
as the Labour Clauses (Public 
Contraets) Recommendation, 
1949: 

The Conferenee recommends 
that eadt Member should apply 
the following provlslOns as 
rapidly as national conditions 
allow and report to the Inter­
national Labour Öffieeas 

Recommandation concer-
na nt les clauses de tra­
vail dans les contrats 
passes par une autorite 
publique. 

La Conferenee generale de 
l'Organisation internationale 
du Travail, 

Convoquee a Geneve par le 
Conseil d'administration 
du Bureau international 
du Travail, et s'y etant 
reunie le 8 juin 1949, en sa 
trente-deuxieme session, 

Apres avoir decide d'adopter 
diverses pro positions rela­
tives aux clauses de travail 
dans les contrats passes par 
une auto rite publique, 
question qui eonstitue le 
sixieme point a l'ordre du 
jour de la session, 

Apres avoir deeide que ces 
propositions prendraient 
la forme d'une recom­
mandation completant la 
Convention sur les clauses 
de travail (contrats pu­
blies), 1949, 

adopte, ce vingt-neuvieme jour 
de juin mil neuf cent quarante­
neuf, la recommandation ci­
apres, qui sera denommee Re­
eommandation sur les clauses 
de travail (contrats publics), 
1949: 

La Conference reeommande 
aux Membres d'appliquer les 
dispositions $uivantes, aussit8t 
que les eonditions nationales 
le permettront,etde presenter 
au Bureau international. du 

Empfehlung (Nr. 84), be­
treffend die Arbeitsklauseln 
in den von Behörden ab­
geschlossenen Verträgen. 

pie Allgemeine Konferenz der 
Internationalen Arbeitsorgani­
sation, 

die vom Verwaltungsrate des 
Internationalen Arbeits­
amtes nadt Genf einberufen 
wurde und am 8. Juni 1949 
zu ihrer zweiunddreißigsten 
Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, versdtiedene 
Anträge. anzunehmen, be­
treffend die Arbeitsklauseln 
in den von Behörden abge­
sdtlossenen Verträgen, eine 
Frage, die den sechsten. 
Gegenstand ihrer Tages­
ordnung bildet, 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
einer Empfehlung zur Er­
gänzung des übereinkom­
mens über die Arbeits­
klausein (öffentlidte Ver­
träge), 1949, erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 29. Juni 1949, die folgende' 
Empfehlung an, die als Emp­
fehlung, betreffend die Arbeits­
klauseln (öffentlidte Verträge), 
1949, bezeidtnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den 
Mitgliedern, die folgenden Be­
stimmungen anzuwenden, so­
bald es die Verhältnisse in 
ihrem La.nde gestaqen, und dem 
Internationalen Arbeitsamt ent-
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requested by the Governing 
Body concerning themeasures 
taken to give effect thereto: 

1. In cases where private 
employers are gran ted subsidies 
or are licensed to operate 
a public utility, provIsIOns 
substantially similar to those 
of the labour clauses in public 
contracts should be applied. 

Travail, conformement a ce sprechend den Beschlüssen des 
que decidera le Conseil d'ad- Verwaltungsrates über die zu 
ministration, des rapports ex- ihrer Verwirklichung getrof­
posant les mesures prises pour fenen Maßnahmen zu berichten. 
les mettre en application: c' 

1. Lorsqu'il est accorde ades 1. Falls private Arbeitgeber 
employeurs prives des subven- Zuschüsse oder Bewilligungen 
tions ou des autorisations d'ex- zum Betriebe gemeinnutzlger 
ploiter un service d'utilite I Unternehmen erhalten, sollten 
publique, des clauses de travail die' zur Anwendung kom­
analogues en substance a celles menden Arbeitsklauseln den in 
qui sont prevues pour les con- öffentlichen Verträgen geltenden 
trats publics devraient ,~tre ap- inhaltlich entspr.echen. 
pliquees. 

2. Labour clauses in public 2. Les clauses de travail dans 2. Die Arbeitsklauseln öffent­
lidler Verträge sollten unmittel­
bar oder durch Hinweis auf ent­
sprechende Vorschriften der 
Gesetzgebung oder Bestimmun­
gen von Gesamtarbeitsverträgen, 
SChiedssprüchen oder anderen 

contracts should prescribe, lies contrats publies devraient 
either directly or by refcrcncc prescrire, soit dircctement, soit 
to appropriate provisions con- par reference aux dispositions 
tained in laws or regulations, appropriees contenues dans la 
collective agreements, arbi~ legislati6n, dans des conven­
tration awards or odler recog- tions collectives, dans des sen­
nised arrangements- tences arbitrales qu dans d'au-

(a) the normal and overtime 
rate of wages (including 
allowances) to be paid to 
the various categories of 
workers concerned; 

(b) the manner in which 
hours of work are to be 
regulated, including wher­
ever appropriate-

(i) the number of hours 
that may be worked 
in any day, week or 
other specified period 
in respect of which 
normal rates of wages 
are to be paid; 

(ii) the average number of 
hours that may be 
worked by persons 
working in successive 
shifts on continuous 
processeSj and 

tres accords reconnus: 

a) les taux de salaires nor­
maux et les taux de sa­
laires ma jores pour les 
heures supplementaires 
(y compris les divers 
complements de salaire) 
qui devront etre payes 
aux differentes categories 
de travailleurs interesses; 

b) la methode de reglemen­
tation de la duree, du tra­
vail, y compris, s'il y a 
lieu: 

i) le nombre d'heures 
, de travail qui pour­

ront ~tre effectuees 
par Jour, par se­
maine ou au cours 
de toute autre pe­
riode determinee et 
pour lesquelles le 
salaire sera paye au 
taux normal; 

ii) la duree, moyenne 
du travail qui pour­
ra etre effectue par 
des personnes em­
ployees par equipes 
successives ades 
travaux de caractere 
continuj 

anerkannten Vereinbarungen f 

festsetzen 

a) ,die Normallohn- und 
Oberstundensätze ein­
sdlließlich der Zuschläge, 
die den verschiedenen 
Kategorien von beteiligten 
Arbeitnehmern zu bezah­
len ~nd, 

b) das Verfahren zur Rege­
lung der Arbeitszeit ein­
schließlich, soweit erfor­
derlich, 

i) der Zahl der zum 
Normallohnsatze be­
zahlten Arbeits>­
stunden, die wäh­
rend des Tages, der 
Woche' oder eines 
anderen festgesetzten 
Zeitabschnittes ge­
leistet werden dür­
fen, 

ii) der zulässigen durch­
schnittlichen Arbeits­
zeit der Personen, 

, welche bei Arbeiten 
beschäftigt sind, die 
ihrer Natur nach 
einen ununterbro­
chenen Fortgang mit 
Schidltenwechsel er­
fordern; 
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(iii) where hours of work 
are calculated as an, 
average, the period of 
time, over which this 
average may be cal­
culated and the normal 
maximum number of 
hours that may be 
worked in any speci­
fied period; 

(c) holiday and siek leave 
prOVlSlons. ' 

üi) quand la duree du 
travail est calcuIee 
d'apres une duree 
moyenne, la peri­
ode sur laquelle 
,cette duree moyen­
ne pourra hre cal­
cuIee ainsi que le 
nombre maximum 
des heures de tra­
vail au cours d'une 
periode determinee; 

c) les dispositions sur les 
vacances et conges de 
maladie. 

39 

iii) im Falle der Durch­
schnittsberechnung 
der Arbeitszeit, des 
Zeitabschnittes, von 
dem dieser Durch­
schnitt berechnet 
werden da-rf, sowie 
der Höchstzahl der 
Arbeitsstunden, die 
während eines be-
stimmten Zeitab~ 
schnittes geleistet 
werden dürfen, 

c) die Bestimmungen über 
Urlaub und Kranken­
urlaub. 
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Anlage 5 

Empfehlung (Nr. 85), betreffend den Lohnschutz. 

Recommendation concerning I Recommandation concernant 
the Protectio.n of Wages.l la protection du salaire. 
The General Conference of La Conference generale de 

the International Labour Orga- l'Organisation internationale 
nisation, du Travail, 

Having been convened at Convoquee a Geneve par. le 
Geneva by the Governing Conseil d'administration du 
Body 'of the International Bureau international du 
Labour Office, and having Travail, et s'y etant reunie I 
met in its Thirty·second le 8 juin 1949, en sa trente-
Session on 8 June 1949, and deuxieme session, I 

Having decided upon the 
adoption of certain pro po- . 
sals concerning the protec­
tion of wages, which is the 
seventh item on the agenda 
of the session, and 

Having decided that these 
proposals shall take the 
form of a Recommendation 
supplementing the Protec­
tion of Wages Convention, 
1949, 

adopts this first day of Jul)' of 
the year one thousand nine 
hundred aud forty-nine the fol­
lowing Recommendation, which 
may be cited as the Protection 
of Wages Recommendation, 
1949: 

The . Conference recommends 
that each Member should apply 
the following provisions as 
rapidly as national conditions 
allow and report to the Inter­
national Labour Office as re­
quested by the Governing Body 
concerning the measures taken 
to) give effect thereto. 

I. Deductions from Wages 

Apres avoir decide d'adopter 
diverses propositions rela­
tives a la protection du 
saIaire, question qui con­
stitue le septieme point 
a l'ordre du jour de la 
session, 

Apres avoir decide que ces 
propositions prendraient 
la forme d'une recomman­
dation completant la Con':' 
vention sur la protection 
du salaire, 1949, 

adopte, ce premier jour de 
juillet mill neuf cent quarante­
neuf, la recommandation ci­
apres, qui sera denommee Re­
commandation sur la protec­
tion du salaire, 1949: 

La Conference recommande 
au~ Membres d'appliquer les 
dispositions suiv,antes, aussit8t 
que les conditio~s nationales 
le permettront, et de presenter 
au Bureau international du 
Travail, conformement a ce 
que decidera le Conseil d'ad­
ministration, des rapports ex­
posant les mesures prises pour 
les mettre en application: 

I. Retenues sur les salair~s 

Empfehlung (Nr. 85), be­
treffend den Lohnschutz. 
Die Allgemeine Konferenz der 

Internationalen Arbeitsorganisa­
tion, 

die vom Verwal~ungsrate des 
Internationalen Arbeits­
amtes nach Genf einberufen 
wurde und am 8. Juni ~ 949 
zu ihrer zweiunddreißigsten 
Tagung zusammengetreten 
ist, 

hat beschlossen, verschiedene 
Anträge anzunehmen, be­
treffend den Lohnschutz, 
eine Frage, die den sieben­
ten Gegenstand ihrer Tages­
ordnung bildet, 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
einer Empfehlung zur Er­
gänzung des übereinkom­
mens über den Lohnschutz, 
1949, erhalten sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 1. Juli 1949, die folgende 
Empfehlung an, die als Empfeh­
lung, betreffend den Lohn­
schutz, 1949, bezeichnet wird. 

Die Konferenz empfiehlt den 
Mitgliedern, die folgenden Be­
stimmungen anzuwenden, so­
bald es die Verhältnisse in 
ihrem Lande gestatten, und 
dem Internationalen Arbeits­
amt entsprechend den Be­
schlüssen des Verwaltungsrates 
über die zu ihrer Verwirk­
lidlUng getroffenen Maßnahmen 
zu berich ten. 

I. Lohnabzüge 

1. All necessary measures 
should be taken to limit deduc­
tions from wages to the extent 

1. Toutes les dispositions qui 1. Es sollten alle erforder-
s'impose~t ?evraient hre prises '1 lichen Maßna.hmen get.:off~n 
afin de hmlter les retenues 'sur werden, um dIe Lohnabzuge In 
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deemed to be necessary to safe­
guard the maintenance of the 
worker and his family. 

2. (1) Deductions from wages 
for the reimbursement of loss 
of or damage to the products, 
goods or installations of the 
employer should be authorised 
only when loss or damage has 
been caused for which the work­

. er concerned can be clearly 
shown to be respoI).sible. 

(2) The amount of such deduc­
tions should be fair and should 
not exceed the actual amount 
of the loss or damage. 

(3) Before adecision to make 
such a deduction is taken, the 
worker concerned should be 
given a reasonable opportunity 
to show cause why the deduc­
tion should not be made. 

3. Appropriate measures 
should be taken to limit deduc­
tions frorn wages in respect of 
tools, materials or equipmeit 
supplied by the employer to 
cases in which such deductions-

(a) are a recognised custom I 
of the trade or occupation 
concerned; or 

{b) are provided for by col­
lective agreement or arbi­
tration award; or 

(c) are otherwise authorised I 
by a procedure recognised 
by national laws or regu­
lations. 

les salaires dans la me sure jugee 
necessaire pour assurer l'entre­
tien du travailleur et de sa fa­
mille. 

2. (1) Les retenues sur les 
salaires -effectuees a titre de 
remboursement pour perte ou 
domrnage affectant les produits, 
biens ou installations de l'em­
ployeur devraient hre autori­
sees seulement lorsqu'il y a eu 
perte ou domrnage et qu'il peut 
&tre bien etabli que le travail­
leur interesse en est responsable. 

(2) Le montant desdites re­
tenues devrait etre equitable et 
ne devrait pas excCder la va­
leur reelle du domrnage ou de 
la perte. 

(3) Avant qu'il ne soit decide 
de pro ce der a une teIle retenue, 
le travailleur interesse devrait 
avoir la possibilite de faire va­
loir les motifs pour lesquels la 
retenue ne devrait pas hre 
effectuee. 

3. Des mesures appropriees 
devraient &tre prises en vue de 
limiter les retenues sur les 
salaires, lorsqu'il s'agit d'outils, 
de fournitures et d'equipement 
mis a la disposition du travail­
leur par l'employeur, au cas ou 
ces retenues sont: 

a) soit reconnues comme 
etant' de pratique cou­
rante dans l'industrie ou 
la profession en question; 

b) s;it prevues par une con­
vention collective ou une 
sentence arbitrale; 

c) soit autorisees de toute 
autre maniere _ par une 
procedure admise par la 
Iegislation nationale. 

11. Periodicity of Wage 
Payments 

. H. Periodicite du paiement des 
salaires 

4. The maximum intervals 
for the payment of wages 
should ensure that wages are 
paid-

4. Les intervalles maxima 
auxquels le paiement des salai­
res s'effectuera devraient hre 
tels que le salaire soit paye: 

41 

dem zur Gewährleistung des 
Unterhaltes des Arbeitnehmers 
und seiner Familie notwendigen 
Ausmaße zu begrenzen. 

2. (1) Lohnabzüge zur Gut­
machung eines Verlustes oder 
Schadens an Erzeugnissen, Gü­
tern oder Einrichtungen des 
Arbeitgebers sollten nur inso­
weit zugelassen werden, als der 
beteiligte Arbeitnehmer für den 
Verlust oder Schaden erwiesener­
maßen verantwortlich ist. 

(2) Die Höhe der bezeichneten 
Abzüge sollte den Grundsätzen 
der Billigkeit entsprechen und 
den tatsächlichen Wert des er­
littenen Schadens oder Verlustes 
nicht übersteigen. ' 

(3) Bevor ein solcher Lohn­
abzug vorgenommen wird, sollte 
dem beteiligten Arbeitnehmer 
Gelegenheit geboten werden, 
die Gründe vorzubringen, aus 
denen ein Abzug unterbleiben 
sollte. 

3. Es sollten angemessene Maß­
nahmen getroffen werden, um 
Lohnabzüge für die dem Arbeit­
nehmer vom Arbeitgeber zur 
Verfügung gestellten Werk­
zeuge, Zubehörteile und Aus­
rüstungs gegenstände auf die 
Fälle zu beschränken, in denen 
solche Abzüge 

a) in der betreffenden Indu­
strie oder in dem betref­
fenden Beruf als allgemein 
üblich gelten oder 

b) durch einen Gesamtarbeits­
vertrag oder einen Schieds­
spruch vorgesehen sind 
oder 

c) in irgendeiner anderen 
Weise durch ein von der 
Gesetzgebung gestattetes 
Verfahren zugeLissen wer­
den. 

11. Lohnperiode 

4. Die Höchstdauer der Zeit­
spanne von einer Lohnzahlung 
zur anderen sollte so bemessen 
sein, daß der Lohn ausbezahlt 
wird 
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(a) not less often than twice 
a month at intervals not 
exceeding sixteen days in 
the case of workers whose 
wages are calculated by 
the hour,' day or week; 
and 

(b) not less often than once 
a month in the case of 
employed persons whose 
remuneration is fixed on 
a monthly or annual basis. 

5. (1) In the case of workers 
whose wages are calculated on 
a piece-work or output basis, 
the maximum intervals tor the 
payment of wages shouid, so 
far as possible, be so fixed as 
to ensure that wages are paid 
not less often than twice a 
monthat intervals not exceed­
ing six~een days. 

(2) In the case of workers 
employed to perform a task the 
completion of which requires 
more than a fortnight, and in 
respect of whom intervals for 
the payment of wages are not 
otherwise fixed by collective 
agreement or arbitration award, 
appropriate measures should be 
taken to ensure-

(a) that payments are made 
on account, not less often 
than twice a month at 
intervals not exceeding six­
teen days, in proportion 
to the. amount of work 
completed; and 

. (b) that final settlement is 
made within a fortnight 
of the completion of the 
task. 

IH. Notification to Workers 
of Wage Conditions 

6. The details of. the wages 
conditions which should be 
brought to the knowledge of 
the workers should incIude, 
wherever appropriate, particu­
lars concerning-

a) au moins deux fois par 
mois, a seize jours au 
plus d'intervalle, lorsqu'il 
s'agit de travailleurs dont 
la remuneration est cal­
cuIee a l'heure, a la jour­
nee ou a la semaine; 

b) au moins une fois par 
mois lorsqu'il s'agit de 
personnes 'employees 
moyennant une remune­
ration calc!,lIee au mois 
ou a l'annee. 

5. (1) Lorsqu'il s'agit de tra­
vailleurs dont la remuneration 
est calculee sur la base du tra­
vail aux pie ces ou sur la base 
du rendement, les intervalles 
maxima ,auxquels le paiement 
des salaires s'effectuera devraient 
&tre fixes,. dans la mesure du 
possible, de· maniere que le 
salaire soit payeau moins deux 
fois par mois, a seize jours au 
plus d'intervalle . 

. (;J) Lorsqu'il s'agit de travail­
leurs qui sont employes a une 
dche dont l'achevement exige 
plus d'une quinzaine, et dont 
les salaires sont payes ades 
intervalles qui ne sont pas 
fixes d'une autre maniere par 
une convention collective ou 
une sentence arbitrale, des me-· 
sures appropriees devraient &tre 
prises pour que: 

a) des acompteS'Sur le salaire 
leur soient verses ·au 
moins deux fois par mois, 
a seizejours au . plus 
d'intervalle, proportion­
nellement a la quantite 
de travail execute; 

b) le reglement final du sa­
laire soit effectue au plus 
tard dans les quinze jours 

. suivant l'achevement de la 
t~che .. 

a) den Arbeitnehmern,' die 
im Stunden-, T ages- oder 
W ocheniohn stehen, min­
destens zweimal monat­
lich, in Abständen von 
höchstens sechzehn Tagen, 

b) Personen, deren Arbeits­
entgelt auf monatlicher 
oder jährlicher Grundlage 
berechnet wird, mindestens 
einmal mona dich. 

5. (1) Für Arbeitnehmer, die 
im Stück- oder Leistungslohne 
stehen, sollte die Höchstdauer 
der Zeitspanne von einer Lohn­
zahlung zur anderen, soweit. es 
möglich ist, so bemessen sell:, 
daß der Lohn mindestens zwel­
mal monatlich in Abständen 
von höchstens sechzehn Tagen 
ausbezahlt wird. 

(2) Für Arbeitnehmer, die bei 
einer Arbeit beschäftigt sind, 
deren Fertigstellung mehr als 
zwei Wochen erfordert, sollten, 
fall~ nicht auf, Grund eines 
Gesamtarbeitsvertrages oder 
Schiedsspruches eine andere 
Lohnperiode gilt, geeignete 
Maßnahmen getroffen werden, 
damit 

a) ihnen mindestens zweimal 
monatlich, in Abständen 
von höchstens sechzehn 
Tagen, im Verhältnisse 
zur geleisteten Arbeit be­
messene Vorschüsse ge­
währt werden, 

b). die Schlußabrechnung über 
ihren Lohn' . spätestens 
innerhalb von zwei W 0-

chen nach Fertigstellung 
der Arbeit erfolgt. 

IH. Notification des conditions IH. Bekanntgabe der Lohnbe-
de salaires aux travailleurs . dingungen an die Arbeitnehmer 

6. Les informations sur les 
conditions de salaires qui doi­
vent ~tre porte es a la connais­
sance' des trav·ailleurs devraient 
donner, s'il y a lieu, les preci­
sions suivantes: 

6. Die Angaben über die 
Lohnbedingungen, die den Ar­
beitnehmern mitgeteilt werden 
müssen, sollten, soweit es er­
forderlich ist, Einzelheiten ent­
halten über 
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i(a) the rates of wages payable; 
(b) the method of calculation; 

( c) the periodicity of wage 
payments; . 

{d) the place of payment; and 
(e) the conditions underwhich 

deductioiIs may be made. 

a) les taux de ·salaires; 
b) la methode de cakul des 

salaires; 
c) la periodicite des paie­

ments; 
d) le lieu du paiement; 
e) les conditions dans les­

quelles des retenues peu­
vent ~tre effectuees. 

43 

a) die Lohnsätze, 
b) die Art der' Lohnberech­

nung, 
c) die Lohnperioden, 

d) die Auszahlungsstelle, 
e) die Bedingungen, unter 

denen Lohnabzüge vorge­
nommen werden können. 

IV. Wages Statements and 
Payroll Records 

IV. Indications concernant les IV. Lohnangaben und Lohn-
salaires et les etats de salaires listen 

7. In all appropriate cases, 
workers should be informed, 
with each payment of wages, of 
the following particulars rela­
ting to the pay period concer­
ned, in so far as such particulars 
may be subject to change: 

(a) the gross amount of wages 
earned; 

(b) any deduction which may 
have been made, inc1uding 
the reasons therefor and 
the amount thereof; and 

(c) the net amount of wages 
due. 

8. Employers should be re­
quired in appropriate cases to 
maintain records showing, in 
respect of each worker em­
ployed, the particulars specified 
in the preceding Paragraph. 

V. Association of Workers in 
the Administration· of W orks 

Stores 

7. Dans tous les cas appro­
pries, les informations suivantes 
relatives a une periode de paie 
donnee devraient hre portees, 
lors de chaque paiement de 
salaires, a la connaissance des 
travailleurs, dans la mesure ou 
ces informations sont suscep­
tibles de varier: 

a) montant brut du salaite 
gagne; 

b) toutes re tenues qui pour­
raient avoir ete effectuees, 
avec indication des raisons 
et du montant de ces 
retenues; 

c} montant net du ·salaire 
dil. 

8. Les employeurs devraient, 
dans les cas appropries, tenir 
des etats comportant, pour 
chacun des travailleurs, les in­
formations specifiees au para­
graphe precedent. 

V. Part:'icipation des travail­
leurs a la gestion des ecoriomats 

9. Appropriate measures 9. Des mesures appropriees 
should be taken to encourage devraient &tre prises pour en­
arrangements for the association courager les dispositions assu­
of representatives of the work- rant la participation des re­
ers concerned, ·and more parti- preserttantsdes trav.ailleurs in­
cularly memhers of works wel- teresses, et en particulier des 
fare committees or similar bodies membre~ des comites d'entre­
where such bodies ex ist, in the prise et d'organisations simi­
general administration of works laires, 1:1 ou il en existe, a la 
stores or similar services esta- gestion generale des economats 
blished in connection with an I 0\l services semblables crees, 
undertaking for the sale of dans une entreprise, pour la 
commodities or provision of vente de march·andises ou la 
services to the workers thereof. fourniture de services aux tra-

vailleurs de ladite entreprise. 

7 . Wo immer es angezeigt ist, 
sollten die Arbeitnehmer bei 

. jeder Lohnzahlung Angaben für 
die betreffende Lohnperiode 
über folgende Daten erhalten, 
soweit diese veränderlich sind: 

a) den verdienten Brutto­
lohn, 

b) alle gegebenenfalls vor­
genommenen Lohnabzüge, 
unter Angabe der Gründe 
dafür und ihrer Höhe, 

c) den geschuldeten Netto­
lohn. 

8. Wo immer es angezeigt 
ist, sollten die Arbeitgeber 
Lohnlisten führen, welche die 
im vorig~n Absatze bezeich­
neten Angaben für jeden Arbeit­
nehmer enthalten. 

V. Beteiligung der Arbeitneh­
mer an der Verwaltung der von 
. Betrieben geführten Läden 

9. Wo ein Betrieb Läden oder 
ähnliche EinriChtungen zur 
Versorgung seiner Arbeitneh­
mer mit Waren und Dienst­
leistungen unterhält, sollte durch 
geeignete Maßnahmen darauf 
hingewirkt werden, daß Ver­
treter der beteiligten Arbeit­
nehmer und insbesondere Mit­
glieder der Betriebsausschüsse 
oder ähnlicher Einrichtungen, 
wo solche bestehen, an der all­
gemeinen Verwaltung der ge­
nannten Läden oder Einrich­
tungen teilnehmen. 
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Anlage 6 

Empfehlung (Nr. 87), betreffend die Berufsberatung. 

Recommendation concerning 
Vocational Guidance. 

Recommandation 
l'orientation 
nelle. 

concernant Empfehlung (Nr~ 87), be­
profession- treffend die' Berufsbera­

tung. 
The General, Conference of La Conference generale de Die Allgemeine Konferenz 

the International Labour Or- l'Organisation internationale der Internationalen Arbeits-
ganisation. du Travail, organisation, 

Having been convened at Convoquee a Geneve par le die vorn Verwaltungsrate des 
Geneva by the Governing Conseil d'administration Internationalen Arbeits., 
Body of the International du Bureau international amtes nach Genf einbe~ 
Labour Office, and having du Travail, et s'y etant rufen wurde und am 
met in its Thirty-second reunie le 8 juin 1949, en 8. Juni 1949 zu ihrer zwei-
Session on 8 June 1949, sa trente-deuxieme session, unddreißigsten Tagung zu-
and sammengetreten ist, 

Having decided upon the Apres avoir decide d'adopter hat' beschlossen, verschiedene 
adoption of certain propo- diverses propositions con- Anträge anzunehmen, be-
sals concerning vocational cernant l'orientation pro- treffend die Berufsbera-
guidance which is the ninth fissionnelle, question qui tung, eine Frage, die den 
item on the agenda of the constitue le neuvieme neunten Gegenstand ihrer 
session, and point a l'ordre du jour de Tagesordnung bildet, 

Having determined that the 
proposals shall take the 
foqn of a Recommen-
dation, 

'adopts this first day of July of 
the year one thousand ni ne 
hundred and forty-nine the 
following Recommendation, 
which may be cited as the 
Vocational Guidance Recom­
mendation, 1949: 

I. General 

1. For the purpose of this 
'Recommendation the term 
"vccational guidance" means 
assistance given to an individual 
in solving problems related tO 
occupational choice and progress 
with due regard for the in­
dividual's characteristics and 
their relation to occupational 
cpportunity. 

2. Vocational guidance is 
based on the free and voluntary 
choice of the individual; its 

la session, 
Apres avoir decide que ces 

propositions prendraient 
la forme d'une recomman­
dation, 

adopte, ce premier jour de 
juillet mil neuf cent quarante­
neuf, la recommandation ci­
apres, qui sera denommee Re­
commandation sur l'orien­
tation professionnelle, 1949: 

I. Generalites 

1. Aux fins de la presente 
recommandation, le terme 
«orientation professionnelle» 
signifie ,I'aide appo:rteea un 
individu en vue de resoudre les 
problemes relatifs au choix 
d'une profession ou a l'avance­
me nt professionel, compte 
tenu des caracteristiques de 
l'interesse et de la relation 
entre celles-ciet les possibilites 
sur le marche de l'emploi. 

2. L'orientation profession­
neUe est basee sur le choix libre 
et volontaire de J'individu; son 

und hat dabei bestimmt, daß 
diese Anträge die Form 
einer Empfehlung erhalten 
sollen. 

Die Konferenz nimmt heute, 
am 1. Juli 1949, die folgende 
Empfehlung an, die als Emp-, 
fehlung, betreffend die Berufs~ 
beratung, 1949, bezeichnet wird. 

I. Allgemeines 

1. In dieser Empfehlung be­
deutet der Ausdruck "Berufs­
beratung" die Hilfe, die jeman­
dem unter angemessener Be­
rücksichtigung seiner Eigen­
schaften und deren V erwen­
dungsmöglichkeiten auf dem 
Arbeitsmarkte zur Lösung der 
die Berufswahl oder das beruf­
liche Fortkommen' betreffenden 
Fragen geleistet wird. 

2. Die Berufsberatung geht 
von der freien und freiwilligen 
Entscheidung des einzelnen aus; 
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primary object is to give hirn 
full opportunity for personal 
development and satisfaction 
from work, with due. regard 
for the most effective use of 
national manpower resources. 

3. Vocational guidance is a 
cotinuous process, the funda­
mental principles of which are 
the same irrespective of the age 
of the individuals being coun­
selled. These principles have an 
immediate importance for the 
welfare of individuals every­
where and for the prosperity 
of all countries .. 

4. Facilities for ~ocational 
guidance should be adapted to 
the peculiar needs of each 
country and be adopted pro­
gressively. Their development 
within each country should 
proceed from a widespread 
understanding of the purpose 
of vocational guidance, the 
establishment of an adequate 
administrative structure, aOO 
the prOVlSlon of technically 
qualified personnel. 

H. Scope. 

5. To the maximum possible 
extent consistent with national 
and local policy and resources, 
public vocational guidance 
facilities should be provided 
for all persons requiring such 
assistance. 

6. Special provision should be 
made for: 

(a) programmes suitable for 
young persons, including 
those in school, who 
require counselling on 
problems related to 

entering occupations or 
planning careers, and 

(b) programmes suitable for 
all other. persons who 
require counselling on 
employment and related 
vocational problems; such 

principal objectif est de donner 
a celui-ci toutes possibilites 'de 
developper sa personnalite, et 
de lui permettre de retirer 
pleine satisfaction de son tra­
vail, compte tenu de la meil­
leure utilisation des ressources 
nationales en main-d'oevre. 

3. L'orientation profession­
nelle est un processus continu 
dont les principes fondamen­
taux demeurent les memes, quel 
que soit l'ige des individus 
recevant des conseils. Ces prin­
cipes SOnt d'une importance 
immediate pour le bien-hre 
des individus en tous lieux et 
pour 1a prosperite de tous les 
pays. 

4. Les moyens d'orientation 
professionnelle devraient etre 
adaptes aux besoins speciaux 
de chaque pays et institues pro­
gressivement. Leur developpe­
ment al'interieur de chaque 
pays devrait avoir comme base 
une large comprehension des 
buts de l'orientation profes­
sionnelle et la mise a disposi­
tion d'un systeme administra­
tif approprie et d'un personnel 
technique qualifie. 

H. Champ d'application 
\ 

5. Dans la plus large mesure 
possible, des moyens publics 
d'orientation professionnelle 
devraient hre mis a la disposi­
tion de tous .ceux qui en ont 
besoin en tenant compte des 
res sour ces et des plans natio­
naux ou locaux. 
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ihr Hauptzwedt besteht darin, 
diesem jede Gelegenheit zu bie­
ten, seine Persönlichkeit zu ent­
falten und Befriedigung aus sei­
ner Arbeit zu ziehen, wobei auf 
die wirksamste Verwendung 
der verfügbaren Arbeitskräfte 1 

des Landes Rüdtsicht zu neh­
men ist. 

3. Die Berufsberatung ist eine 
fortdauernde Tätigkeit, deren 
Hauptgrundsätze durch das Al­
ter der Beratenen nicht berührt 
werden. Diese' Grundsätze ha­
ben unmittelbare Bedeutung 
für das Wohlergehen des einzel- . 
nen, wo immer er sich befindet, 
und für das wirtschaftliChe Ge­
deihen aller Länder. 

4. Die Einrichtungen der Be­
rufsberatung sollten den beson­
deren Erfordernissen jedes Lan­
des angepaßt und sChrittweise 
eingeführt werden. In jedem 
Lande sollte ihr Ausbau von 
einem weitverbreiteten Ver­
ständnisse für die Ziele der Be­
rufsberatung SOWIe von der 
Schaffung eines angemessenen 
Verwaltungssystems und der 
Bereitstellung eines fachlich ge­
schulten Personals ausgehen. 

H. Anwendungsbereich 

5. Einrichtungen der öffent­
lichen Berufsberatung sollten in 
größtmöglichem Ausmaß allen 
jenen, die sie benötigen, zur 
Verfügung gestellt werden, so­
weit dies mit den für das ganze 
Land oder den örtliCh gelten­
den. Möglichkeiten und Plänen 
vereinbar ist. 

6. Ces moyens ·devraient 6. Besondere Maßnahmen 
comprendre notamment des sollten getroffen werden für 
dispositions speciales en faveur: 

a) des adolescents, y com­
pris les ecoliers, qui ont 
besoin de conseils relatifs 
a leurentree dans une 
profession ou a leur 
future brriere profes­
sionnelle; 

b) de toutes les autres per­
sonnes qui ont besoin de 
conseils relatifs a l'em­
ploi et aux problemes 
professionnels connexes; 

a) Jugendliche einschließlich 
der Schüler, die eine Be­
ratung übet den Eintritt 
in das Berufsleben oder 
über die künftige beruf­
liche Laufbahn benötigen, 

b) alle anderen Personen, die 
eine Beratung über die 
Beschäftigung und die da­
mit zusammenhängenden 
Berufsfragen benötigen; 
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persons are referred to 
hereafter in this Recom­
mendation as adults. 

IH. Principles and Methods of 
Vocational Guidance for Y oung 
Persons Including ·those in 

ScilOol 

7. (1) Vocational guidance 
policies and programmes should 
be determined through the co­
operative efforts of the schools 
and other organisations and 
services concerned with young 
persons in the transition from 
school to work, and the 
representative organisations of 
employers and workers, to the 
end that each young person 
receiving vocational guidance 
may have the benefit of unified 
and co-ordinated assistance. 

ces personnes seront de­
signees ci-aprespar le 
terme «adultes». 

III. Principes et methodes de 
l'orientation professionnelle des 
adolescents, y compris 'les 

ecoliers 

7. (1) Les principes et pro­
grammes de l'orientation pro­
fessionnelle devraient hreeta­
blis en collaboration avec les 
ecoles et avec d'autres institu­
tions et services qui s'occupent 
des adolescents durant la pe'ri­
ode marquant le passage de la 
vie scolaire a la vie profes­
sionnelle, ainsi qu'avec les or­
ganisations representatives des 
employeurs et des tr,availleurs, 
afin que tous les adolescents 
qui re~oivent une orientation 
professionneUe . puissent bene-
ficier d'une assistance systema­
tique et coordonnee. 

(l) These co-operative efforts (2) Dans le ca·dre de cette 
should also include consultation collaboration, les parents ou 
and co-operation with the tuteurs interesses,ainsi que les 
parents ;tod guardians concerned associations de parents, [ors­
and with associations of parents . qu'il en existe, devraient egale­
where such exist. ment etre consultes et il de-

(3) In applying thes.e general 
principles, due account should 
be taken. of the principles of 
administrative organisation set 
forth in Part V of this Recom­
mendation. 

8. (1) During the period of 
general education, preliminary 
vocational guidance should be 
included within the educational 
programme. Such guidance 
should be primarily designed 
to make the young person 
aware of his aptitudes, qualifi­
cations and interests and of the 
various occupations and careers 
so as to facilitate future 
vocational adjustment. 

(2) . The preliminary voca­
tional guidance should receive' 
increasing emphasis at those 
stages of schooling at which the 
young person niay choos'e to 
enter special vocational courses 

vraithre fait appel a leurco­
operation. 

(3) Dans l'application de ces 
principes generaux, il devrait 
etre tenu compte des principes 
d'organisation administrative 
poses dans la. Partie V de la 
presente recommandation. 

8. (1) Pendant la periode 
d'instruction generale, i1 con­
viendrait de prevoir une orien­
tation professionnelle prelimi­
naire dans le cadre de ['enseigne­
ment. Cette orientation de­
vrait tendre essentiellement a 
rendre l'adolescent conscient de 
ses ap~itudes, de ses .capacites et 
de ses gouts, et a l'informer des 
diverses professions et carrieres 
qui s'offrent a lui en vue de 
faciliter son adaptation a sa 
future profession. 

(2) L'orientation profession­
neUe preliminaire devrait pren­
dre une importance accrue au 
cours du stade de la: scolarite 
pendant lequel ['adolescent a 
le choix, soit de suivre des 

diese Personen werden im 
folgenden . als ,;Erwach­
sene" bezeichnet. 

III. Grundsätze und Verfahren 
der' Berufsberatung für Jugend­
liche einschließlich der Schüler 

7. (1) Die Grundsätze und 
Programme der Berufsberatung 
sollten im Wege der Zusam­
menarbeit mit den Schulen und 
anderen Einrichtungen und 
Diensten, die sich mit den Ju­
gendlichen während der über­
gangszeit von der Schule zum 
Berufsleben befassen, sowie der 
maßgebenden Verbände der 
Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer aufgestellt werden, da­
mit alle Jugendlichen, welche 
die Berufsberatung beanspru­
chen, eine planmäßige und ein­
heitliche Hilfe empfangen kön­
nen. 

(2) Im Rahmen dieser Zusam­
menarbeit sollten auch die be­
teiligten Eltern und Vormün­
der sowie die Elternvereinigun­
gen, sofern solche bestehen, an­
gehört und zur Mitarbeit ein­
geladen werden. 

(3) Bei der Durchführung die­
ser allgemeinen . Grundsätze 
sollten die Grundsätze, betref­
fend die Verwaltungsmaßnah­
men in Teil V dieser Empfeh­
lung, berücksichtigt werden. 

8. (1) Während der allgemei­
nen Schulzeit sollte eine beruf­
liche Vorberatung im Lehrplane 
vorgesehen sein. Sie sollte in 
erster Linie darauf abzielen, 
dem Jugendlichen seine Eignun­
gen, Fähigkeiten· und Neigun­
gen bewußt zu machen und ihn 
über die verschiedenen Berufe 
und' Laufbahnen zu unterrich­
ten, um ihm die Anpassung an 
den künftigen Beruf zu erleich­
tern. 

(2) Die beruflicheVorbera­
tung sollte in jenen Abschnitten 
der Schulzeit eine erhöhte Be­
deutung. erhalten, in denen der 
Jugendliche die Wahl hat, be­
sondere berufliche Kurse zu be-
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or seeks other training or I cours professionnels speciaux, 
employment on leaving school. soit de recevoir une autre for-

. mation ou de prendre un em­
ploi apres aVOlr satisfait a 

(3) The preliminary voca­
tional guidance should include-

Ca) the provision, in suitable 
form, of comprehensive 
occupational and industri­
al information; 

(b) wherever possible in the 
nationaland local circuin­
stances, visits, adequately 
supervised, to industrial 
and commercial establish­
ments and other work­
places, and 

(c) counselling by means of 
personal interview supple­
mented by group dis­
cussions or talks. 

9. The methods of vocational 
guidance für young persons set 
forth in Paragraphs 10 to 15 
should be given particular at­
tention and their use encouraged 
to the widest practicable extent. 

10. (1) Each young person 
seeking vocational guidance 
should be provided with 
adequate opportunity for a 
counselling interview' with a 
voca tional guidance ofncer, 
more partic\llarly at the time 
he may be able to choose 
specific vocational courses, or 
to leave school for other 
occupational training (including 
apprenticeship) or for work. 

{2} Methods of interview 
should be continuously adapted 
with a view to ensuring the 
most complete analysis possible 
of individual ability in relation 
to occupational opportunities 
and requirements. 

l'obligation scolaire. 
(3) L'orientation profession­

nelle preliminaire devrait com­
porter: 

a) la diffusion, sous une 
forme appropriee, d'in­
formations etendues re­
latives aux diverses pro­
fessions et branches d'ac-
tivite; 

b) des visites d'etablissements 
industriels ou commer­
ciaux, ou d'autres lieux de 
travail, conduites par des 
personnes qualifi6es, dans 
la' mesure ou les circon­
stances nationales et loca­
les le perrnettent; 

c) des conseils donnes au 
moyen d'entretiens per­
sonnels completes par des 
discussions en groupe ou 
des causeries. 

9. Les methodes d'orientation 
professionnelle des adolescents 
prevues aux paragraphes 10 
a 15 devraient faire l'objet 
d'une attention particuliere et 
leur utilisation devrait ~tre 
encouragee dans la plus large 
mesure possible. 

10. (1) Tout adolescent de­
sirant beneficier d'une orienta­
tion professionnelle deyrait 
avoir toutes facilites po ur 
obtenir un entretien a ce sujet, 
notamment a l'epoque ou il 
peut hre a m&me de choisir 
des cours professionnels speci­
aux ou de quitter l'ecole, soit 
pour recevoir une autre for­
mation, y compris un appren­
tissage, soit pour trav,aiIler. 

(2) La technique des entre­
tiens devrait hre sans cesse 
mise au point, afin de per­
mettre une analyse aus si com­
plhe que possible des capacites 
individuelles, en rapport avec 
les possibilites d'emploi et les 
exigences des diverses profes­
SIOns. 
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suchen oder nach Beendigung 
der Schulpflicht sich einer ande­
ren Ausbildung zuzuwenden 
oder eine Beschäftigung anzu­
nehmen. 

(3) Die berufliche Vorbera­
tung sollte umfassen 

a) die Erteilung eingehender 
Auskunft in angemessener 
Form über die verschiede­
nen Berufe und Wirt­
schaftszweige, 

b) die Besichtigungen von 
Industrie- und Handels­
betrieben sowie anderen 
Arbeii:stätten unter be­
rufener Führung, wo im­
mer die für das ganze 
Land oder örtlich be­
stehenden Gegebenheiten 
es gestatten, 

c) Beratung im Wege per­
sönlicher Unterredungen, 
ergänzt durch Gruppen­
diskussionen oder Aus­
sprachen. 

9. Den in .den Absätzen 10 
bis 15 vorgesehenen Verfahren' 
der Berufsberatung für Jugend­
liche sollte besondere Aufmerk­
samkeit gewidmet 'und ihre An­
wendung soweit wie möglich 
gefördert werden. 

10. (1) Jedem Jugendlichen, 
der beraten zu werden wünscht, 
sollte eine Unterredung mit 
einem Berater auf jede Weise 
erleichtert werden, insbesondere 
in dem Zeitpunkt, in dem der 
Jugendliche die Wahl hat, be­
sondere berufliche Kurse zu be­
suchen oder die Schule zu ver­
lassen, um sich einer ander~n 
Ausbildung einschließlich der 
Lehrlingsausbildung zuzuwen­
den oder um eine Beschäftigung 
anzunehmen. 

(2) Die Technik der Unter­
redungen sollte ständig verbes­
sert werden, um eine möglichst 
erschöpfende Analyse der Fä­
higkeiten des einzelnen unter 
Berücksichtigung der Beschäfti­
gungsmöglichkeiten und der Er­
fordernisse der verschiedenen 
Berufe zu erzielen. 
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11. Records of school progress, 
including, as desired and as 
appropriate in individual cases, 
an evaluation of capacity, 
educational attainments, apti­
tudes and personality, should 
be used as may be considered 
appropriate for vocational 
guidance with due respect to 

the confidential character of the 
information contained therein. 

12. (1) The facilities for the 
medical examination df young 
persons should be utilised as 
appropriate and developed as 
necessary for purposes of voca­
tional guidance. 

(2) Advice for remedial action 
and such other help as may be 
possible and useful for the 
purposes of vocational adjust­
ment should be provided as 
needed in each individual case. 

13; (1) Wherever practicable, 
appropriate tests of capacity 
and aptitude and, where so 
desired, other psychological 
tests s'hould be made available 
for use in vocational guidance 
as appropriate to the needs of 

\ individual cases. 

(2) Advice for remedial action 
and such other help as may be 
possible and useful for the 
purposes of vocational adjust­
ment should be made available 
in individual cases. 

14 (1) Suitäble and reliable 
information regarding careers 
in the different occupations 
and industries and regarding 
employment and training op­
portunities should be made 
available to young persons 
through counselling interviews 
and otherwise, with due regard 
for the aptitu<;les, physical 
capacities, qualifications, prefe­
rences and personality of the 
young person concerned and 

11.Le rapport scolaire com­
prenant, lii Oll cela est desira­
ble et approprie selon les cas 
indivi,duels, une appreciation 
des capacites, ,du degre d'in­
struction, des aptitudes in­
dividuelles et de la person­
nalite, devrait &tre utilise de la 
maniere qui semblera convenir 
ades fins d'orientation profes­
sionnelle, tout en respectant 
dttment le caractere confiden­
tiel des renseignements qu'il 
contient. 

12. (1) Les facilites existant 
potir 1'examen medical des 
adolescents devraient ~tre utili­
sees a ,des fins ,d'orientation 
professionelle, de la maniere 
qui conviendra, et ,developpees 
a cet effet s'il est necessaire. 

(2) Il y aurait lieu de four~ 
nir, de la maniere qui con­
viendra dans chaque cas indi­
viduel, des conseils quant aux 
mesures curatives OU quant i1 
toute autre assistance qui pa­
raitrait possible et utile en vue 
de- l' adaptation professionnelle 
de l'interesse.· 

13. (1) Chaque fois qu'il 
sera possible, il conviendrait 
d'utiliser des tests de capacite 
et d'aptitude appropries et, si 
on le desire, ,d'.autres tests 
psychologiques ades fins 
d'orientation professionnelle, 
selon les besoins des cas indi­
viduels. 

(2) Il conviendrait de pre­
voir, pou,r des cas individuels, 
des conseils quant aux mesures 
curatives et quant a toute 
autre assistance qui serait in­
diquee et possible en vue ,de 
l'adaptation professionnelle des 
interesses~ 

14. (1) Des informations 
appropriees et sttres concernant 
les carricres ouvertes dans les 
diverses professions et branches 
d'activite ainsi que les possi­
bilites d'emploi et de forma­
tion professionnelle, devraient 
hre mises a la disposition des 
adolescents ·au _mo yen d'entre­
tiens personnels ou autrement, 
en tenant compte des aptitudes, 
de l'etat physique, des capaci­
tes, des preferences et du carac-

11. Schulberichte sollten in 
der für die BerufSberatung ge­
eigneten Form verwendet wer­
den und, wenn es im Einzelfall 
erwünscht und angezeigt ist, 
eine Beurteilung der Fähig­
keiten, des Schulerfolges, der 
Eignungen und der Persönlich­
keit des Schülers umfassen; da­
bei sollte die vertrauliche Natur 
solcher Auskünfte angemessen 
berücksichtigt werden. 

12. (1) Die für die ärztliche 
Untersuchung der Jugendlichen 
bestehenden Einrichtungen soll­
ten in geeigneter Weise für die 
Berufsberatung verwendet und 
nötigenfalls ausgebaut werden. 

(2) Ratschläge über Heil­
behandlung oder jede sonst 
mögliche und nützliche Hilfe 
zur beruflichen Anpassung soll­
ten entsprechend den Erforder­
nissen des Einzelfalles erteilt 
werden. 

13. (1) Wo immer möglich, 
sollten, je nach den Erforder­
nissen ides Einzelfalles, den 
Zwecken der Berufsberatung 
entsprechende Fähigkeits- und, 
Eignungsteste und, falls er­
wünscht andere psychologische 
T este angewendet werden.' 

(2) Die Erteilung von Rat­
schlägen über Heilbehandlung 
oder jede sonst mögliche und 
nützliche Hilfe zur beruflichen 
Anpassung sollte für Einzel­
fälle vorgesehen sein. 

14. (1) Angemessene und ver­
läßliche Auskünfte über die 
Aufstiegsmöglichkeiten in den 
verschiedenen Berufen und 
Wirtschaftszweigen sowie über 
die Beschäftigungs- und Ausbil­
dungsmöglichkeiten sollten den 
Jugendlichen im Wege persön­
licher Unterredungen oder auf 
andere Weise zur Verfügung 
stehen, wobei die Eignungen, 
der körperliche Zustand, die 
Fähigkeiten, die Neigungen und 
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the prospective needs of the 
economy. 

:(2) In this connection the 
competent authorities should 
maintain continuous co-opera­
tion with such other public and 
private bodies, including more 
particularly the representative 
organisations of employers and 
workers, as are able-

(a) to provide information 
concerning probable future 
openings in each industry, 
trade or occupation, and 

(b) to assist with the prepara­
tion and conclusion of 
contracts of apprenticeship 
and to supervise their 
application. 

15. Consideration should also 
be given to the desirability 
of ascertaining the aptitudes of 
young persons by providing 
opportunity for appropriate 
work experience and by other 
similar means. 

16. Special attention should 
be given to the development, 
within the framework of the 
general vocational guidance 
services, of adcquate and ap­
,propriate arrangements for the 
vocational guidance of young 
pcrsons in rural areas, 

17. Special attention should 
be given to the development, 
within the frameworl" of the 
general vocational guidance 
services, and in co-operation 
with the appropriate rehabilita­
tion services, of adequate and 
appropriate arrangements for 
the vocational guidance of 
young .persons-

(a) who have physical or 
mental handicaps or limi­
tations, or 

(b) who manifest personality 
disorders of such a nature 

te re de l'interesse ainsi que des 
necessites economiques pro­
bables. 

(2) A cet' egard, les autorites 
competentes devraient entre­
tenir une co11aboration suivie' 
avec les autres institutions pu­
bliques et privees, notamment 
les organisations representatives 
d'employeurs et de travailleurs, 
susceptibles: 

a) de fournir des infor­
mations quant aux pos­
:sibilites eventuelles d'em­
ploi dans les diverses 
branches d'activite, les 0 

professions ou metiers; 
b) de prher leur aide lors 

de l'eIaboration et de la 
conclusion des contrats 
d'apprentissage et de con-

o troler leur application. 

15. 11 conviendr.ait d'exa­
miner egalement l'opportunite 
de determiner les aptitudes des 
adolescents en leur permettant 
de procedel' ades experiences 
pratiques appropriees ou en 
leur fournissant d'autres mo­
yens similaires. 

16. Unc: attention particu· 
liere dcvrait etre accordee a 
l'organisation, dans le cadre des 
services d'orientation profes­
sionnelle, de moyens suffisants 
etappropries d'orientation pro­
fessionnelle, destines aux ado­
lcscents des regions rurales. 
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die Persönlichkeit des Rat­
suchenden sowie die voraus~ 
sichtlichen Erfordernisse der 
Wirtschaft berücksichtigt wer­
den sollten. 

(2) Im Hinblick darauf wäre 
eine ständige Zusammenarbeit 
der zuständigen Behörden mit 
den anderen öffentlichen und 
privaten Einrichtungen ange­
zeigt, insbesondere mit den 0 

maßgebenden Verbänden der 
\ Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer, die in der Lage sind, 

a) Auskünfte über die wahr­
scheinlichen künftigen Be­
s<;häftigungsmöglichkeiten 
in jedem Wirtschafts­
zweige, Beruf oder Hand­
werk zu liefern, 

b) bei der Ausarbeitung und 
dem Abschlusse von Lehr­
verträgen behilflich zu 
sein und ihre Durchfüh­
rung zu überwachen. 

15. Zu erwägen ist ferner, ob 
es angezeigt wäre, die Eignun­
gen der Jugendlichen dadurch 
zu erm'itteln,daß ihnen Gele­
genheit geboten wird, diese in 
entsprechender praktischer Ar­
beit oder auf andere ähnliche 
Weise zu erproben. 

16. Besondere Aufmerksam­
keit sollte im Rahmen der all­
gemeinen Berufsberatung dem 
Ausbau ausreichender und an­
gemessener Einrichtungen zur 
Berufsberatung der Landjugend 
gewidmet werden. 

17. Une attention particu- 17. Besondere Aufmerksam-
liere devrait etre accordee 11 keit sollte im Rahmen der a11-
l'organisation, ,dans le cadre gemeinen Berufsberatung und 
des services d'orientation pro- in Zusammenarbeit mit den be­
fcssiormelle eten co11aboration I teiligten Umschulungsdiensten 
avec les services de reeducation dem Ausbau ausreichender und 
interesses, de moyens suffisants angemessener Einrichtungen zur 
et ~ppropries pour l'orientation Be'l"ufsberatungder Jugend­
professionnelle des adolescents: lichen gewidmet werden, die 

a) qui presentent des inap­
titudes, des an~malies ou 
des deficiences physiques 
ou mentales; 

b) qui manifestent des trou­
bles caracteriels suscepti-

a) körperliche oder geistige 
Mängel aufweisen oder 
sonstwie behindert sind 
oder 

b) charakterliche Störungen 
aufweisen, die ihre An-
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as to prevent or make 
specially difficult their 
vocational adjustment. 

18. The competent national 
and local authorities should 
encourage fu11 voluntary use 
of vocational guidance facilities, 
more particularly in the case 
of-

(a) young persons who may 
choose among s'everal 
vocational courses, within 
the school; 

(b) young persons who are 
near school-Ieaving age; 

(c) young persons who are 
entering the employment 
market for the first time; 

(d) young persons who are 
seeking admission to ap­
prenticeship or other vo­
cationaltraining; 

bles d'emp&cher ou d'en­
traver serieusement leur 
adaptation profession­
nelle. 

18. Les autorites nationales 
et Iocales competentes devrai­
ent encourager l'utilisation la 
plus large, sur une base facul­
tative, des moyens d'orienta­
tion professionnelle, notam­
ment parmi les adolescents: 

a) qui peuvent choisir entre 
plusieurs cours profes­
sionnels a suivre a l'ecole 
m&me; 

b) qui approchent de l'ige 
de fin de scolarite; 

c) qui cherchent pour la 
premiere fois un emploi; 

d) qui cherchent a entrer en 
apprentissage Ou a, rece~ 
VOlr toute autre forma­
tion professiorinelle; 

(e!) young persons W;ho are 
unemployed, who are 
employed m declining 
industries or w ho' are' I 
likely to become unem­
ployed; 

e) qui sont en ch8mage, qui 
sont employes dans des 
industries en declin ou 
qui sont susceptibles de 
devenir ch8meurs; 

(f) young persons who have 
physical or mental handi­
caps or Iimitations; or 

(g) young persons who mani­
fest personality dis orders 

, of such a nature as t0 

prevent or make specially 
difficult their vocational 
adjustment. 

19. The competent authOl-­
ities should take the necessary 
measures to facilitate the 
execution of the young person;" 
vocational plans wherever these 
are feasible; where appropriate 
in individual cases suggestions 
should be made forcarrying 
out these plans and assistance 
should be provided in making 
the necessary contacts with 
other services or persons also 
concerned with placing the 
young person in training or 

f) qUl pflfsentent des inap­
titudes, des anomalies ou 
des deficiences physiques 
ou mentales; , 

g) qui manifestent des 
troubles caracteriels sus­
ceptibles d'emp&cher ou 
d'entr~ver iserieusement 
leur adaptation profes­
sionnelle. 

19. Les autorites competen­
tes devraient prendre les mesu­
res necessaires pour faciliter la 
realisation des projets profes­
sionnels de l'adolescent, dans 
tous les cas ou ces projets sont 
realisables; il conviendrait, s'il 
y a lieu, de faire, dans chaque 
cas particulier, des suggestions 
relatives acette realisation et 
d'aider' l'interesse a se mettre 
en rapport avec d'autres ser­
vices Ou individus qui sont 
egalement competents pour lui 

passung an einen Beruf 
verhindern oder ernsthaft 
erschweren können. 

18. Die zuständigen staat­
lichen und örtlichen Behörden 
sollten dafür sorgen, daß die 
Möglichkeiten der, Berufs­
beratung freiwillig, soweit ir­
gend möglich, benützt werden, 
besonders von Jugendlichen, die 

a) unter mehreren verschi!!­
denen Berufskursen in 
der Schule' wählen kön­
nen; 

b) demnächst das Alter er­
reichen, III 'dem Sle die 
Schule verlassen, 

c;;) zum erstenmal Arbeit 
suchen, 

d) m emeLehre eintreten 
wollen oder eine sonstige 
Berufsausbildung anstre­
ben, 

e) arbeitslos sind, in Indu­
strien, die 1m Nieder­
gange befindlich sind, ar­
beiten oder Gefahr laufen, 
arbeitslos zu werden, 

f) körperliche oder geistige 
Mängel aufweisen oder 
sonstwie behindert sind, 

g) charakterliche Störungen 
'aufweisen, die ihre An­
passung an emen Beruf 
verhindern oder ernsthaft 
erschweren können. 

19. Die zuständigen Behör­
den sollten die notwendigen 
Maßnahmen treffen, um die 
Verwirklichung der Berufs­
wünsche des' Jugendlichen in 
allen Fällen zu erleichtern, in 
denen eine solche Verwirk­
lichung möglich ist. Soweit es 
im Einzelfall angezeigt ist, 
sollte der Ratsuchende bezüg­
lich der Verwirklichung seiner 
Wünsche beraten und in der 
Weise unterstützt werden, daß 
er mit anderen Diensten oder 
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employment in the occupation 
chosen by hirn. 

20. (1) The competent author­
ities shold take measures to 
organise follow-up aimed pri­
marily at assisting in so far as 
possible the young person to 
overcome any difficulties he 
may be experiencing in follow­
ing his vocational plans and 
ascertaining w hether the oc­
cupation se1ected is proving 
suitable. 

(2) Wherever possible, me­
thods of follow-up should 
include general enquiries on a' 
sampling basis to measure the 
results of vocational guidance 
in individual cases and to 
evaluate vocational guidance 
policy and methods. Such 
enqumes should permit of 
securing medical information in 
co-operation, where possible, 
with the medical, facilities 
existing at workplaces. 

IV. Principles and Methods of 
V ocational Guidam;e for Adults 

"(Employment Counselling) 

21. (1) Appropriate arrailge­
ments for adults should be made 
within the frameworkof the 
public vocational guii:lance ser­
vices to assist any person re­
quiring aid in choosing an occu­
pation or in cl1anging 'his occu-
pation. 

, 

(2) The process involved in 
rendering this assistance is 
referred to in this Recommen­
dation as employment coun­
selling. 

fournir une formation profes­
sionnelle ou un emploi dans la 
profession qu'il aura choisie. 

20. (1) Les autorites compe­
tentes devraient prendre des 
dispositions en vue d'organiser 
un systeme permettant de sui­
vre l'adolescent oriente et des­
tine essentiellement a l'aider, 
dans la mesure du possible, a 
surmonter toutes difficultes 
qu'il pourrait eprouver en 
poursuiv,ant ses projets profes­
sionne1s, ainsi qu'a verifier si 
l'occupation 'choisie lui con­
vient. 

(2) Les methodes utilisees a 
cet effet devraient comprendre, 
dans tous les cas oll ce1a est 
possible, des enqu&tes generales, 
effectuees a l'aide de sondages, 
qui permettraient d'evaluer 
l'efficacite de l'orientation pro­
fessionnelle pour des cas parti­
culiers et d'apprecier la valeur 
des methodes et des principes 
mis en oeuvre. Ces enqu&tes 
devraient egalement permettre 
de recueillir des informations 
d'ordre medical, a l'aide, si 
possible, des services medicaux 
existant sur les lieux de travail. 

IV. Principes et methodes en 
matiere d'orientation' profes­
sionnelle pour adultes (conseils 

. professionnels) 

21. (1) Des dispositions ap­
propriees pour les adultes de­
~'raient ,hre prises dans le cadre 
du service public de l'orienta­
tion professionnelle, afin de 
fournir une aide a toutes -les 
personnes qui en ont besoin 
pour choisir une profession ou 
pour changer d'emploi. 

(2) Le processus implique 
'dans l'aide ainsi apportee est 
designe dans la presente recom­
mandation par le terme «con­
seils professionne!s». 
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Personen .in Verbindung ge­
bracht wird die sich ebenfalls 
mit der Vermittlung von Ju­
gendlichen zum Zweck ihrer 
Ausbildung oder Anstellung in 
dem von ihm gewählten Berufe 
befassen. ' 

20. (t) Die zuständigen Be­
hörden sollten Maßnahmen 
treffen zur weiteren Betreuung 
des Jugendlichen, der beraten 
worden ist. Hauptzweck dieser 
Betreuung wäre, den Jugend­
lichen, soweit wie möglich, bei 
der überwindung aller Schwie­
rigkeiten zu unterstützen, auf 
die er bei der Verfolgung seiner 
Berufspläne etwa stoßen könn­
te, und festzustellen, ob die ge­
wählte Beschäftigung sich als 
geeignet für ihn erweist. 

(2) Die zu diesem Zweck an·­
gewendeten Verfahren sollten 
in allen Fällen, in denen es 
möglich ist, mittels Stichproben 
durchgeführte Erhebungen all­
gemeiner Art ·umfassen, um die 
Wirksamkeit der Berufsbera­
tung i,n bestimmten Fällen so­
wie den Wert· der angewende­
ten Verfahren und Grundsätze 
festzustellen. Diese Erhebungen. 
sollten auch gestatten,' Auskünf­
te ärztlicher Natur - soweit es 
möglich ist, in Zusammenarbeit 
mit den an den Arbeitsstätten 
bestehenden ärztlichen Diensten 
- zu sammeln. 

IV. Grundsätze und Verfahren 
der Berufsberatung für Erwach­

sene (Arbeitsberatung) 

21. (1) Im Rahmen" der öffent­
lichen' Berufsberatung sollten 
angemessene Maßnahmen für 
Erwachsene getroffen werden, 
um allen Personen, die bei der 
Berufswahl oder dem Wechse! 
der Beschäftigung Hilfe benöti­
gen, diese Hilfe zu gewähren. 

(2) Das Verfahren zur Ge­
währung der bezeichneten Hilfe 
ist in. dieser Empfehlung als 
"Arbeitsberatung" bezeichnet. 
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22. The process of employ-j 
ment counselling should include, 
as far as practicable in the 
national circumstances and as 
appropriate in individual cases-

{a) interview with an .employ­
ment counsellor; 

(b) examination of record of 
work experience; 

(c) examination of scholastic 
or other records relating 
to education or training 
received; 

(d) medical examination; 

(e) appropriate tests of capa­
city and aptitude, and, 
where so desired, other 
psychological tests; 

(f) ascertainment of aptitudes 
by appropriate work expe­
rience and by other similar 
means; 

(g) technical trade tests, either 
verbal or otherwise, in a11 
cases where such seem 
necessary; 

(h) analysis of physical' capa­
city in relation to occu­
pational requirements; 

(i) provision of information 
concerning employment 
and training opportunities 
relating to the qualifica­
tions, physical capacities, 
aptitudes, preferences and 
expetience of the person 
concerned and tö the 
needs of the employment 
market; 

(j) follow-up, on a sampling 
basis, aimed at discovering 
whether satisfactory place­
ment in employment, trai­
ning or retraining has been 
achieved and at evaluating 
employment counselling 
policy and methods. 

22. Les methodes utilistes en 
matiere de conseils profession­
nels devraient comprendre, 
dans la mesure ou les condi­
tions nationales le permettent 
et selon les cas particuliers: 

a) l'entretien avec un orien­
teur; 

b) l'examen des antecedents 
professionnels; 

c) l'examen du rapport sco­
laire ou de tout autre 
document temoignant de 
la formation generale ou 
professionnelle re<;ue; 

d) l'examen medical; 

e) l'utilisation de tests de 
capaciteet d'aptitude ap­
propries et, S1 on le de­
S1re, d'autres tests psy­
chologiques; 

f) la determination des apti­
tudes par des experiences 
ou essais pratiques ou par 
des moyens similaires; 

g) un examen technique, 
oral ou autre, toutes les 
fois que la n'ecessite en 
apparahra; 

h) la determination d,es ca­
pacites physiques de l'in­
teres'se en relation avec 
les exigences des diverses 
professions; 

i) 1a communication de ren­
seignements relatifs aux 
possibilites d'emploi et de 
formation et se rappor­
tant aux' aptitudes, a 
l'etat physique, aux ca­
pacites, aux prefCrences 
et a l'experience de l'inte­
resse, ainsi qu'aux besoins 
du marche de l'emploi; 

j) un contr81e, eflectue a 
l'aide de sondages, destim~ 
a verifier si le placement 
dans un emploi ou le re­
cours aux facilites de 
formation ou de readap­
tation • professionnelles 
s'est reveIe satisfaisant, 
et a apprecier la valeur 

22. Das auf dem Gebiete der 
Arbeitsberatung angewendete 
Verfahren sollte, soweit die 
Verhältnisse des Landes es ge­
statten und je nach den Erfor­
dernissen des Einzelfalles, um­
fassen 

a) die Unterredung mit ei­
nem Berater, 

b) die Prüfung der bisheri­
gen Erfahrungen im Be­
rufe, 

c) die Prüfung von Schul­
oder anderen Zeugnissen, 
aus denen sich die allge­
meine oder berufliche 
Ausbildung ergibt, 

d) die ärztliche Unter-
suchung, 

e) angemessene Fähigkeits­
und Eignungsteste und, 
wo es erwünscht er­
scheint, andere psycho­
logische Teste, 

f) die Ermittlung der Fähig­
keiten an Hand praktischer 
Arbeiten oder Versuche 
oder durch andere ähn­
liche Mittel, 

g) eine Fachprüfung i11-
mündlicher oder anderer 
Form, wo immer dies als 
notwendig erscheint, 

h) die Ermittlung der kör­
perlichen Fähigkeiten un­
ter Berücksichtigung der 
beruflichen Erfordernisse, 

i) die Erteilung von Aus-' 
künften über die Arbeits­
und Ausbildungsmöglich­
keiten unter Berücksiqlti­
gung der Eignungen, des 
körperlichen Zustandes, 
der Fähigkeiten und Nei­
gungen sowie der Erfah­
rung des, Ratsuchenden 
und der Erfordernisse des 
Arbeitsmarktes, . 

j) eine Überprüfung an 
Hand von Stichproben, 
um festzustellen, ob die 
Arbeitsvermittlung, die 
berufliche Schulung oder 
Umschulung befriedigend 
ausgefallen ist, und um 
den Wert der Grundsätze 
und Verfahren der Ar-
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des prmClpes et des me­
thodes sur lesqueIs se 
fondent les conseils pro­
fessionnels. 

23. (1) The competent natio- 23. (1) Les autorites natio­
Iocales competentes 
prendre toutes me-

nal and local bodies should take nales et 
all necessary measures to en­
courage the extended use, on a 
voluntary basis, OE employment 
counselling services in the case 
of-

(a) persons entering employ­
ment for thefirst time; 

(b) persons unemployed' for a 
long period; 

Ce) persons unemployed or 
likeIy to be unemployed, 
as a result. of declining 
industries or dunges in 
the technique, structure 
or location of industry; 

(d) persons living in rural 
areas who comprise sur­
plus manpower in the 
light of current 01' pros­
pective employment op­
portunity; 

(e) persons desirous of bene­
fiting from public facilities 
for vocational tralmng 
and readjustment. 

(2) All necessary and practi~ 
cable measures should be taken 
to develop, within the frame­
work of the general vocational 
guidance facilities and with the 
co-operation of any appropriate 
rehabilitation services when the 
person requires such assistance, 
specialised employment coun~ 
selling for physically disabled 
persons and those having person­
ality disorders that hinder their 
vocational adjustment. 

devraient 
sures necessaires pour encou­
rager l'utilisation la plus large, 

,sur une base facultative" des 
services de conseils profession­
neIs: 

a) dans le cas de peJ::sonnes 
prenant pour la p;emiere 
fois un emploi; 

b) dans Ie cas de personnes 
en ch8rriage prolonge; 

c) dans l~ cas de personnes 
reduites au ch8mage ou 
susceptibles d'y' "etre 
amenees par suite du de­
din d'unc industrie, de 
transformations techno­
Iogiques ou d'un change­
ment, soit dans la struc­
ture d'une industrie, soit 
dans son empLacement; 

d) dans Ie ca~ de personnes 
qui constituent, dans les 
regions rurales, un exce­
dent de main-d'oevre par 
rapport aux possibilites 
d'emploi pn:sen.tes ou 
probables; 

e) dans le cas de personnes 
desireuses de beneficier 
de moyens publies de 
formation ou de readap­
tation professionnelles. 

(2) Toutes mesures mkes­
salres et possibles devraient 
hre prises afin de fournir, dans 
le cadre du systeme general 
etabli, en collaboration, s'il y 
a lieu,avec tout service appro­
prie de readaptation, des con­
seils specialises aux inv·alides et 
aux personnes qui manifestent 
des troubles caracteriels et dont 
l'inaptitude empeche une adap­
tation professionnelle. 

(3) All' necessary and practi- (3) Toutes mesures neces-
cable measures should be taken saires et possibles devraient hre 
to develop, within the frame- prises afin de fournir, dans le 
work of the general vocational I cadre du systeme general etabli, 
guidance facilities, specialised des conseils specialises aux 
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beitsberatung zu beurtei­
len. 

23. (1) Die zuständigen staat­
lichen und örtlichen Behörden 
sollten alle notwendigen Maß­
nahmen treffen, damit die Ar­
beitsberatung freiwillig, soweit 
wie möglich, von allen Personen 
benützt wird, die 

a) zum erstenmal eine Be­
schäftigung annehmen, 

b) seit langer Zeit arbeitslos 
sind, ' 

c) wegen des Niederganges' 
einer Industrie oder eines 
WechseIs der technologi­
schen Verfahren, der 
Struktur oder des Stand­
ortes einer Industrie ar­
beitslos sind oder vermut­
lich arbeitslos werden, 

d) auf dem Lande wohnen 
und in Anbetracht der 
vorhandenen oder vor­
aussichtlichen Arbeits­
möglichkeiten als Arbeits­
kräfteüberschüssig sind, 

e) ,öffentliche Einrichtungen 
zur beruflichen Schulung 
oder Umschulung in An­
spruch nehmen wollen. 

(2) Es sollten alle notwendi­
gen und möglichen Maßnahmen 
getroffen werden, um im Rah­
men der allgemeinen Berufs­
beratung und, falls es für den 
Ratsuchenden notwendig ist, 
unter Mitarbeit aller dafür in 
Frage kommenden Umschu­
lungsstellen eine besondere Be­
ratung der körperlich Behinder­
ten und der Personen auszu­
bauen, die charakterliche Stö­
rungen aufweisen, welche ihre 
Anpassung an einen Beruf ver­
hindern. 

(3) Es sollten alle notwendigen 
und möglichen Maßnahmen' ge­
troffen werden, um im Rahmen 
der allgemeinen Arbeitsbera­
tung eine besondere Beratung 
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employmentcounselling fortech­
mClans, professional workers, 
salaried employees and execu­
tive staff. 

24. Special attention should 
be given, in connection with 
employment counselling, to the 
development of appropriate 
methods for the technical selec­
tion of workers for particular 
occupations and industries. 

techniciens, aux personnes ap­
partenant aux professions libe­
rales, aux employes et au per­
sonnd de cadre. 

24. Il conviendrait d'accor­
der, dans le cadre du systeme 
de conseils professionnels, une 
attention particuliere aux me­
thodes appropriees de selection 
technique des travailleurs, dans 
certaines branches d'activite 
ou professions. 

V. Principles of Administrative V. Principes d'organisation 
administra tive.' Organisation 

25. Vocationa·l· guidance and 
employment counselling should 
be organised and co-ordinated 
on the basis of a comprehensive 
general programme, established 
and developed in the light of 
regional and ·Iocal conditions 
and adaptable to changes in such 
conditions. 

26. In order to encourage 
the development of vocational 
guidance and employment coun­
selling facilities, provision should 

. by made by the central author­
ities (including, where appro­
priate, the central authorities 
of the federated units of federal 
States) for-

(a) adequate financing of such 
facilities; 

(b) appropriate technical assi­
stance; and 

(c) development of methods 
and materials suitable for 
use on a nationwide basis. 

27. All necessary and desirable 
measures should be taken by 
the competent authorities to 
secure effective co-operation, 
nationally and.locally, between 
the public and private bodies 
engaged in vocational guidance 
or employment counselling 
activities. 

25. Les systemes d'orienta­
tion professionnelle et de con­
seils professionnels devraient 
hre organises et' coordonnes 
dans le cadre d'un vaste pro­
gramme d'ensemble etabli et 
mis en oeuvre en tenant compte 
des conditions locales et regio­
nales, et susceptible de s'adap­
ter atout changement eventuel 
de ces conditions. 

26. En vue d'encourager le 
developpement des services 
d'orientation prOfessionnel1e et 
de conseils professionne1s, les 
autorites centrales (y compris, 
le cas echeant les autorites cen­
trales des entites constituantes 
des Etats federatifs) devraierit 
prendre des .dispositions pour: 

a) assurer le financement 
adequatde ces services; 

b) apporter a ces services 
l'assistance technique ap­
propri<:e; 

c) promouvoirl'elaboration 
et l'emploi des methodes 
et d'un' equipement utili­
sables sur une base natio­
nale. 

27. Les autorites competen­
tes devraient prendre toutes 
mesures necessaires et desi­
rabIes afin d'assurer, sur les 
plans national et 10cal, une col­
laboration effective entre les 
institutions publiques et pr i­
vees d'orientation profession­
nelle et de conseils profession­
nels. 

für Techniker, Angehörige der 
freien Berufe, Angestellte und 
Personen in gehobenen und lei­
tenden Stellungen auszubauen. 

24. Im Rahmen der Arbeits­
beratung sollte dem Ausbau 
angemessener Verfahren für die 
technische Auswahl von Arbeit­
nehmern für 'bestimmte Wirt­
schaftszweige oder Berufe be­
sondere Aufmerksamkeit ge­
widmet werden. 

V. Grundsätze der Ver­
waltungsorganisation 

25. Berufsberatung 'und Ar­
beitsberatung sollten auf der 
Grundlage eines umfassenden 
Gesamtprogramms g~regelt und 
in übereinstimmung mltem­
ander gebracht werden. Dieses 
Programm ist so zu gestalten 
und durchzuführen, daß es den 
örtlichen und regionalen Ver-. 
hältnissen Rechnung trägt und 
sich allfälligen 1'i.nderungt:n die­
ser Verhältnisse anpassen läßt. 

26. Zur Förderung des Aus­
baues der Einrichtungen der Be­
rufsberatung und der Arbeits­
beratung sollten die Zentral­
behörden (gegebenenfalls ein­
schließlich der Zentralbehörden 
der Glieder von Bundesstaateri) 
Maßnahmen vorsehen, um 

a) die Kosten dieser Einrich­
tungen' angemessen zu 

. decken, 

b) diesen Einrichtungen die 
gebotene technische Un-· 
terstützung zu leihen, . 

c) den Ausbau der im gan­
zen Lande verwendbaren 
Verfahren und Hilfsmit­
tel zu' fördern. 

27. Die zuständigen Behör­
den sollten alle notwendigen 
und erwünschten Maßnahmen 
treffen, um eine wirksame, das 
ganze Land umfassende und 
örtliche Zusammenarbeit der 
öffentlichen und der privaten 
Berufsberatungs- und Arbeits­
beratungseinrichtungen sicher­
zustellen. 
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::Ai. Administrative Arrangements 
for Vocational . Guidance for 
Yp,ng 'Persons, .induding those in 

, 'Schodl 

28. (1) The competentauthor~ 
ities shou1d make appropriate 
arrang.ements for the co-ordi­
nation, nationaIly and locally, 
of police and .action in the field 
of vocational guidance,' due 
regard beingpaid to the 'respon­
sibility of thc pareiltsand to 

the appropriate functions of 
private vocationa1 'guidance 
hodies. 

(2) These arrangememsshould 
be directed more particu1arly 
towards-

(a) 'maintaiaing eHective 
publicservice to young 
persons, in co-operation 
with other interested 
agencles as appropriate 
without ~duplication of 
cffon; .and 

{b)facilitacing, as may be 
desirable amd with due 
·respect for confidential 
data, theexchange of in­
formation concerrring-

(i)iihe .extent andcharacter 
of the need -forvo.ca­
tional .guidanceserv.ices 
and of the facilities ':1.1-
ready availab1ej 

(ii).the young persois .aJ!'ply­
mg for'vocational 

. guidanee; 
{iii) 'industries, trades and 

oecupa tions; 

(iv) employment aad train­
ing opportunities; arrd 

(v) the pveparation and use 
of voeational :guidance 
materials including ap­
propriate tests. 

29. (1) National and lqcal ad­
ministrat:ive responsibility for 
vocational 'guidance should be 
c1early denrred. 

A. :Dispositions administratives 
·.rdatives:! l'orientation. profes­

sionnelle des adolescents, y 
compris lesecoli'ers 

28. (1) Les autorites eompe­
tentes devraient pendre les dis­
positions appropriees 'afind'as­
surer la coordinaüon des pro­
grammes et desaetivites . en 
matiere d'orientation profes­
sionnelle, sur les plans national 
et loea1, en tenant eompte des 
prerogatives des parents 'et des 
attributions des institutions 
prlvees d'orientation profes­
sionneHe. 
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A. Verwaltlmigsmaßnahmen, be­
treffend die .Berufsberatung .der 
Jugendlichen einschließlich der 

Schüler 

28. (1) Die zuständigen Be­
hörden sollten geeignete Maß­
'nahmen zu einer das ganze 
Land . umfassenden und ört­
lichen Gleichordnung der Pro­
gramme und Tätigkeiten im 
Bereiche der. Berufsb'eratung 
treffen, wobei die Vorrechte der 
Eltern und die Befugnisse der 
privaten Berufsberatungsein­
richtungen angemessen zu be­
rücksichtigen sind. 

(2) Ces dispositions devraient I (2) Diese Maßnahmen sollten 
tendre notamment: insbesondere 'darauf ·abzielen, 

a) a assurer .aux ~dolescents 
un service publie efficace 
avec, le cas echeant,.'la 
collaborationdes autr.es 
institutions 
en evitant 
emplois; 

. , , 
Interessees, 

les doubles 

b) a faciliter, lorsqu'ilest 
souhaitable ,et en .r.espec­
tant les ·donnees confi­
dentielles, l'echange d'in~ 

,formations eoncernant: 

i) l'ampleur .et la .nature 
des besoins d'orienta­
tion .pr.ofessionnelle, 
ainsi que des moyens 
deja .existants; 

ii) les adoleseents 'qUl ont 
reeours a l'orientation 
professionnelle; 

iii) les diverses branches 
d'activite, lesprofes~ 
sions et metiers; 

IV) 'les possibilites d'em­
'ploi et de formation 
professionnelle; 

v) la preparationetl'uti­
lisation de l'equipe~ 
ment destinea l'orien­
tation professionnelle, 
y eompris les tests ap­
pro pries. 

29. (1) La eompcftenceadmi­
nistrative en matiere d'orien­
tation professionnelle devrait 
hre c1airement definie sur les 
plans national 'et toeal. 

a) einen wirksamen öffent­
lichen Dienst für Jugend­
liche' aufrechtzuerhalten, 
der gegebenenfalls mit 
anderen beteiligten Stel­
len zus3rn.r.nenarbeitiet, 
wobei Doppelar,beit zu 
vermeIDen' ist, 

b) falls. eserw;ünsdIt ist und 
unter angemessener :Wah­
rung :der 'Vertraulichen 
Natur :bestimmter An~ 
gaben, den,Austausthvon 
AuuünfteR "Zu ,:er leim 1:ern 
über 
i) den Umfang U11d-die 

Art der Erfordernisse 
im Gebiete der Berufs­
beratung sowie der zu 
ihrer Befriedigung be­
reits verfügbaren Mit~ 
tel, 

ii) die Jugendlichen, .wel­
che die Berufsberatung 
beanspruchen, . 

iii) die verschiedenen Wirt~ 
sehaftszweige, Berufe 
und Beschäftigungen, 

iv) die Atbeits- und . Aus~ 
bildungsmöglichkeiten, 

v) ,die Vorbereitung ·und 
Verwendung -der für 
die Berufsberatung be~ 
st,immten Hilfsmittel 
einschließlich .' zweck­
mäßiger Teste. 

"29. (1) 'Die staatliche undört­
liehe Verwaltungszustärrdigkeit 
auf dem Gebiete ·der Berufs­
beratung sollte klar bestimmt 

. sem. 
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(2) With due regard to. this 
division of authority, primary 
responsibility should be en­
trusted either-

(a) jointly to the education 
and. employment service 
authorities; or 

(b) to one of these authorities 
working in elose co-ope­
ration with the other. 

30. (1) Appropriate arrange­
ments should be made through 
advisory committees for the co­
operation of representatives of 
employers and workers in the 
development of vocational guid­
ance policy. 

(2) Sum committees should be 
maintained. nationally and as 
far as possible locally and 
should normally inelude repre­
sentatives of the public and 
private bodies concerned with 
education, training (including 
apprenticeship), vocational guid­
ance and other questions directly 
affecting the vocational adjust­
ment of young persons. 

B. Administrative Arrangements 
for . VocationaI Guidance for 
Adults (Employment Councelling) 

31. '(1) Administrative respon­
sibility for employment coun­
selling . should be entrusted 
primarily to the public employ­
ment service,' with due regard 
to the administrative respon~i­
bility assigned bypublic author­
ity to educatio~al or other 
agencies. 

(2) . The offices of the public 
employment service should 
include,at eam administrative 
stage· so far as practicable, 
specialised employment coun­
selling units or officers. 

(2) Tout en tenant compte 
de cette repartition des compe­
tences, la responsabillte devrait 
incomber en premier lieu:, 

a) soit conjointement aux 
autorites scolaires et aux 
autorites du service de 
l'emploi, 

b) soit a l'une de ces admi­
nistrations travaillant en 
coUaboration etroite avec 
l'autre. 

30. (1) Des dispositions ap~ 
propriees devraient hre prises 
en vue d'assurer, au moyen de 
commlSSlOns consultatives, la 
participation de representants 
d'employeurs et de travailleurs 
a l'elaboration et a,la mise en 
oeuvre de la politique en ma­
tiere d'orientation profession­
nelle. 

(~) De teIles commissions 
devraient fonctionner sur le 
plan national et, si possible, 
sur le plan local; elles devraient 
aussi comprendre normalement 
des representants des institu­
tioris publiques et privees inte­
ressees aux questions d'Mu­
cation, de formation profes­
sionnelle (y compris Tappren­
tissage), d'orientation profes-

. sionnelle, ainsi qu'aux autres 
questions qui ont un rapport 
immediat avec l'adaptation 
professionnelle des adolescents. 

B. Dispositions administratives 
relatives a l'orientation profes-' 
sionnelle des adultes (conseils 

profess,ionnels) 

31. (1) La competence ad­
ministrative en matiere de con­
seils professionnels devrait ap­
partenir en premier lieu au 
service public de l'emploi, en 
tenant compte de la compe­
tence administrative attribuee 
par. l'autorite publique ades 
institutions d'education ou a 
d'autres institutions. 

(2) Les bureau x du service 
de l'emploi devraient compren­
dre, autant que possibh:, a 
maque emelon administratif, 
des sections ou des agents spe­
cialises pour fournir des con­
seils professionnels. 

'(2) Unter angemessener Be­
rücksimtigung dieser Auftei­
lung der Zuständigkeit sollte 
die Verantwortung in erster 
Linie übertragen sein 

a) den Smulbehörden und 
den Behörden der Ar­
beitsmarktverwaltung ge­
meinsam oder 

b) einer dieser Behörden, die 
mit der anderen eng' zu­
sammenarbei tet. 

30. (1) .' Durm angemessene 
Vorkehrungen sollte dafür ge­
sorgt werden, daß Vertreter der 
Arbeitgeber und der Arbeit­
nehmer mittels beratender Aus­
schüsse am Ausbau der Berufs': 
beratungspolitik mitarbe~ten. 

(2) Salme Aussmüsse sollten 
für das ganze Land und wenn 
möglim aum auf 'örtlimer 
Grundlage bestehen; sie sollten 
in der Regel Vertreter der 
öffentlimen und privaten Stel­
len umfassen, die sich mit dem 
Smulwesen, der beruflimen 
Ausbildung (einsmließlim der 
Lehrlingsausbildung), der Be­
rufsberatung und anderen, die 
Anpassung der Jugendlichen an 
den Beruf berührenden Fragen 
befassen. 

B. Vel'waItungsmaßnahmen, be­
treffend die' Berufsberatung Er­

wachsener (Arbeitsberatung) 

3 i. (1) Die Verwaltungs­
zuständigkeit auf dem Gebiete 
der Arbeitsberatung sollte in 
erster Linie bei der Arbeits­
marktverwaltung liegen, wobei 
jedoch die von der öffentlichen 
Gewalt den Bildungs- oder an­
deren Anstalten übertragene 
Verwaltungszuständigkeit zu 
berücksimtigen ist: 

(2) Die Ämter der Arbeits­
marktverwaltung sollten, soweit 
wie möglich, auf jeder Verwal­
tungsstufe spezialisierte AQtei­
lungen oder Beamte für Ar­
bei ts bera tung besi t3!yn. 
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(3) Administrative arrange­
ments should be made to ensure, 
as may be necessary or desirable, 
co-operation by the public em­
ployment service with special­
ised employment counselling 
services maintained for special 
groups or persons. 

32. Appropriate arrangements 
should be made,nationally and 
locally, to ensure that employ­
ment counselling is organised in 
elose relation with-

(a) a11 other activities of the 
employnient service; 

(3) Des dispositions admi­
nistratives devraient &tre prises 
pour assurer, U ou cela serait 
necessaire ou desirab1e, 1a colla­
boration du service public de 
l'emploi avec les services de 
conseils professionnels specia­
Jises institues a l'usage de grou­
pes ou d'individus. 

32. Des dispositions appro­
priees devraient &tre prises, sur 
les plans national et 10cal, afin 
d'assurer que le systeme de 
conseils profes§ionnels soit or­
ganise en relation etroite avec: 

a) toutes les autres activites 
du service public de 
l'emploi; 

(b) other vocational guidance -
services; 

b) d'autres servicesd'orien­
tation professionnelle; 

(c)educational and training 
institutions ; 

(d) the administration of un­
employment insurance and 
assistance schemes; 

(e) the administration of 
training and retraining 
schemes and of other plans 
to promote occupational 
or geographical mobility 
of labour; 

(f) the representative organi­
sations of e1)1ployers and 
workers; and -

(g) public and private organi­
sationsproviding rehabili­
tation services to disabled 
persons. 

VI. Training of Officers 

33. (1) In orde~ to secure the 
efficiency of the vocational 
guidance services; the competent 
authority should ensure the 
employment of an adequate 
numberof officers with suitable 
training, experience and other 
qualifications,and should Or'­
ganise, ,to ~he fullest possible 
extent and in co-operation 
where appropriate with other 

c) .les etablissements d'en­
seignement general 0\1 
professionnel; 

d) l'administration de sys-
temes d'assurance-ch6-
mage et d'assistance-
ch6mage; 

e) l'administration de sys­
temes de formation et de 
readaptation profession­
ne11es, ou de systemes 
destines a favoriser la 

. mobilite professionne11e 
ou geographique de la 
main-d'oeuvre; 

f) lesorganisations repre­
sentativesd' employeurs 
et de travailleurs; 

g) les institutions publiques 
ou privees deo readapta­
tion professionnelle des 
infirmes. 

VI. Formation du personneI 
specialise. 

33. (1) Afin de garantir l'ef­
ficacite ,des services d'orienta­
tion professionnelle, l'autorite 
competente devrait s'assurer 
les services d'un personnelsuf­
fisamment nombreux, posse­
da nt la formation, l'experience 
et les autres qualifications ne­
cessaires, et devrait organiser, 
sur la plus large echelle possible 
et en collaboration, le cas 
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(3) Es sollten Verwaltungs­
maßnahmen getroffen werden, 
um notwendigen- oder' er­
wünschrenfalls die Zusammen­
arbeit der Arbeitsmarktverwal­
tung mit Spezialdiensten für 
die Arbeitsberatung bestimmter 
Gruppen oder Personen zu ge­
währleisten. 

32. Es sollten geeignete Maß­
nahmen für das ganze Land und 
örtlich getroffen werden, um 
sicherzustellen, daß die Arbeits­
beratung in enger Beziehung 
organisiert ist zu . 

a) allen anderen Tätigkeiten 
der Arbeitsmarktverwal­
tung, 

b) anderen· Berufsberatungs­
diensten, 

c) den aJlgemeinen und den 
beruflichen Bildungs-
anstalten, 

d) der Verwaltung der Ar­
beitslosenversicherung und 
-fürsorge, 

e) der Verwaltung der beruf­
lichen Ausbildung und 
Umschulung und anderen 
Einrichtungen zur Förde­
rung der beruflichen' oder 
geographischen Versetz­
barkeit der Arbeitskräfte,. 

f) den maßgebenden Ver­
bänden der Arbeitgeber 
und der Arbeitnehmer, 

g) öffentlichen oder privaten 
Stellen für die berufliche 
Umschulung von körper­
lich Behinderten. 

VI. Ausbildung des Personals 

33.' ;(1) Um eine leistungs­
fähige Berufsberatung Zu erzie­
len, sollte die zuständige Be­
hörde für die Einstellung eines 
zahlenmäßig ausreichenden Per~ 
sonals sorgen, das die nötige 
Ausbildung, Erfahrung und 
sonstigen Befähigungen' besitzt. 
Die zuständige Behörde sollte 
die wissenschaftliche und tech­
nische . Spezialausbildung . der 
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hedies ,coacerned, specialrsed 
scient:ific aa& t;echnic.il tr.ainrng 
fm; vocational. guidance> stafE. 

(2) The;' measures, to be taken 
should indude; for example: 

(a) the establishment by the 
C0mpetent authority, of 
mmlmum qualifications 
for vocational guidance 
officers; 

(h): the establishment b}'l the 
competent authol'ity of' 
reg:u1ations for the. selec­
tion. of officers on the 
basis of such qua1iflcations; 

{c) the- organisation of spe­
cia1ised training courses 
for. persons. seeking to 
Ul\\dertake die:' work of 
vocational guidance;. 

(d) the provision of supple­
mentary training and re­
fresher cours.es for a11 
officers; and 

(e) the maintenance by the 
competent:' . authority of 
cCinditiens'of appoin1!ment 
and . employment suffi­
cientl'y attra'Ctive· to pro­
vide an inducement to 
qualified· persons tu under­
t<1'lfe· and cantinue irr suCh 
work. 

(3),. Considet:ation should be 
gly:en,to.-

{a) the interclIangC' of voca-
1:ional . guidance. officers 
among the. different. bran­
ches of the services· with 
which th'er, ar.e respec­
tively concerned; 

(b) tlle publication of techni­
eaL material suitab'le, für 
developing' the profes­
sional skill of officers. 

(4) Whe.r.e useful,i, the, Mem,.. 
belS. . Sho.uldL Cproperate .. for the 
pw:poses:of. tt:aining staff, avaib· 
ing, themselves of die helI" of 
tlj)e~ Interna tiunal Labout:. Office, 
if the.y: so desite:. 

\ . 

6cheant, <1'v.ec d:autres institu­
tions interessees, la; formation 
specialisee,. scientifique' et. tech,. 
niq;ue;, des orienteurs. 

(2) Les dispositions pl'ises a 
cet effet devraient comprendre 
par exemple: 

a) la fixation, par l'autorite 
competente; des qualifi­
cations mlmma exigees 
des. oriente~s; 

b) tetabli~sement; par l'au~ 
torite. competente; d'u,p.e: 
reglementation relative a 
la, setection de ce person­
nel sur la base d« ces 
qualifications; 

c) l'organisation d'un en­
seignement sp~:cialise des­
tine. aux. persbunes. des i­
reuses, de pratiquer I'orien­
tation professionn.e11e; 

d) l'organisation d'un. en.:. 
seignement c:ompIemen­
taire suivi destine atout 
ce personnel'; 

e) I'application, par l'auto­
rite competente; d'e con­
ditions d7engagement et 
d"emploi suffi'samment 
avoa'nta'g!!uses pour que 
les personnes qualifiees 
söient incitees a entre­
prendre el a poursuivre 
ces activit·es. . 

{3e} Il cOlUvWruirait d'en­
vlsager.:· 

a) l'echange d'orienteurs en­
tre les di,verses branches 
des. services a-uxquels ils 
sont respectivement atta­
cIles; 

b) la pub1ication d'une do-. 
cumentation· technique' 
susceptible de developper 
la valeur professionneHe 
de ce personnel. ' 

(1)· . LO'l!squ~:il y a. lien, les. \ 
Memb!;els devraicmt c01laöorer, 
a 1a .. fOFma.tiQndu personnel ~ 
spe.cialise, ein. ayant recours;.·· 
s'ils.. le. desiren.t;, a. l'aide~ du: 

,Bureau .. intennationaJ, du. Tl1a~·; 
,vaiL. 

Berufsberate):" auf möglicl1St 
breiter Grundlage und ge gebe­
nenfaUs in' Zusammenarbeit mit 
anderen beteiligten' Std1cIL 
organisieren. 

(2)' Die zu tre1fenden Maß­
nahmen sollten zum:· B'eispid 
umfassen: 

a) r,ie Festsetzu~g von Min­
deste-rforder:msse-n dur.ch 
die' zuständige Behöl'de,. 
denen die· Berufsberater: 
genügen: müssen, 

b) die Aufstellung von Vor­
schriften durch die zu­
ständige.. Behörde für die 
Aus.w:ahl der Berufsbera­
ter auf Grund der be­
zeichneten Erfordernisse, 

c) die Organisation von. Spe­
zialkursen für Personen, 
die sich der Berufsbera­
tung widmen ,wollen; 

d) die Organisation. von Er­
gänzungs-- und Auffri­
schungskursen . für alle 
Berufsberater, 

e) die Gestaltung der Anstel­
lungs- und Arbeitsbedin­
gungen durch" die zustän­
dige> Behörde in einer 
Weise; die für befähigte 
Personen'genügenden An­
reiz bildet, diese Tätigkeit 
aufzunehmen und beizu-· 
behalten. 

(3) Es. solI.te erwogen werden 

a) de~ Austausch von ß'erufs­
beratern. z.w:ischcln. d-en 
v;ers~hieden'en Dienstzwei­
gen, denen. sie zug~teilt 
sind, 

b) die Veröffentlichung von 
Fachschriften· für die' be­
rufliche Weiterbildung der 
Berufsberater. 

(4) GegebeoonfaHs, sallten' clie· 
Mitglieder· z:w.e.cks Ausbil-· 
.dUlilg des Beratungsp:erso­
nals, ZUSamifll'enarb-eitCfi' 
und, dahei;· wenn sie es. 
wünschen;: die: HiMe, des' 
Ln1)ernationalen. Arb.eits~ 
alRtes· . in Anspt:uclI neh:~ 
rnen;' 
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VII. Research and Publicity I Vß. Recherches et publicite. 

34. (1) Special measures should 34. (1) Des mesures speciales 
be taken on a co-ordinated devraient &tre prises, d'une 
basis, to promote public and fa~on coordonnee, en vue" de 
private research and experiment favoriser, sur le plan public ou 
in methods of vocationall prive, les travaux de recherche 
guidance. et d'experimentation sur les 

(2) The public employment 
service should co-operate In 

such research. 
(3) Wherever appropriate in 

the circumstances such research 
should include examination of 
such questions as-

(a) methods of interviewing; 

r(b) "the analysis of the req uire­
ments of the different 
occupations; 

(c) the provision of indus­
trial and occupational 
information appropriate 
for vocational guidance; 

(d) aptitude" and other psy­
chological testing; 

{e}the development of model 
vocational guidance fonns; 
and 

(f) the measurement of the 
result of vocational gui­
dance. 

35. Systematic efforts should 
be made by the authorities 
responsible for vocational gui­
dance in co-operation with em­
ployers' and workers' organi­
sations and where appropriate 
with other bodies concerned, to 
promote wide public under­
standing of the purposes, prin­
ciples and methods of vocational 
guidance. 

methodes d'orientation profes­
sionnelle. 

(2) Le service public de 
l'emploi devrait collaborer a 
deo teIles recherches. 

(3) "Ces recherches devrail!nt 
eventuellement comprendre 
l'etude de questions teIles que: 

a} la technique des entre­
tiens individu(!ls; 

b) l'analyse des capacites 
requises pour 
professions; 

les diverses 

c) la diffusion d'informa­
tions relatives aux diver­
ses branchesd'activite et 
professions, et utilisables 
ades fins d'orientation 
professionneIle; 

d) le recours a des tests 
d',aptitudes et autres tests 
psychologiques; 

e) la mise au point de for-
mulaires-types d'orien-
tation professionnelle; 

f) les methodes permettant 
d'evaluer l'efficacite de 
l'orientation profession­
nelle. 

35. Les autorites chargees de 
l'orientation professionnelle 
devraient s'appliquer d'une 
fa~on systematique, en colla­
boration avec les organisations 
d'employeurs et de travailleurs, 
et, -Ie cas echeant, en collabora­
tion avec d'autres institutions 
interessees, a familiariser l'opi­
nion publique avec les buts, 
les principes et les methodes 
de l'orientation professionnelle. 
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VII. Forschung und Werbung 

34. (1) Besondere, auf einheit­
licher Grundlage durchgeführte 
Maßnahmen sollten dazu 
dienen, öffentliche und private 
Forschungsarbeiten und Ver­
suche über die Verfahren der 
Berufsberatung zu fördern. 

(2) Die Arbeitsmarktverwal­
tung sollte an solchen For­
schungen mitarbeiten. 

(3) Wo immer die Verhält­
nisse es angezeigt erscheinen 
lassen, sollten sich die Forschun­
gen auf Fragen erstrecken, wie 

a) die Technik der persön­
lichen Unterredungen, 

b) die Analyse der für die 
verschiedenen Berufe er­
forderlichen Fähigkeiten, 

c) die Aufklärung über die 
verschiedenen Wirtschafts'­
zweige und Berufe im 
Dienste der Berufsbera­
tung, 

d) Eignungsteste und andere 
psychologische Teste, 

e) die Ausarbeitung von 
Musterformularen für die 
Be~ufsbera tung, 

f) die Verfahren zur Fest­
stellung der Wirksamkeit 
der Berufsberatung. 

35. Die mit der Berufsbera­
tung betrauten Behörden sollten 
sich planmäßig bemühen,. in Zu­
sammenarbeit mit den Ver­
bänden der Arbeitgeber und der 
Arbeitnehmer und gegebenen­
falls mit anderen beteiligten 
Stellen die öffentliche Meinung 
mit den Zwecken, Grundsätzen 
und Verfahren der Berufsbera­
tung möglichst umfassend ver­
traut zu machen. 
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